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1 Theoretischer Rahmen 
1.1  Frage- und Problemstellung 
 
Der baskische Nationalismus fordert den spanischen Staat seit dem Zerfall der 
Diktatur und den Jahren der transición in seiner staatlichen Legitimität und 
territorialen Souveränität. Mit der Erstarkung und Institutionalisierung des baskischen 
Nationalismus innerhalb des demokratischen Systems haben es die Nationalisten 
geschafft eine Position einzunehmen, die es ihnen erlaubt auf nationale Konfliktlinien 
(cleavages) einwirken zu können. 
 Die Nationalismen beanspruchen den Staat stark. Debatten über 
Autonomiestatutsreformen und Kompetenzausweitung stehen an der Tagesordnung 
in Politik und Medien. Der politische Erfolg oder Misserfolg der nationalen Parteien ist 
abhängig von der Durchsetzungskraft gegenüber den stetigen Forderungen nach 
mehr Autonomie und Selbstbestimmung. Abseits vom Terrorismus der ETA kämpfen 
politische und zivilgesellschaftliche Kräfte auf demokratischem Weg für eine 
Neuordnung im Verhältnis Zentrum-Peripherie. Dieser Teil der baskischen 
Bevölkerung ist nicht homogen und hat seine Ziele im Laufe der Zeit diversifiziert. 
Doch ein gemeinsamer Nenner ist zu beobachten: Die europäische Unionsebene 
nimmt in der nationalistischen Debatte einen immer wichtigeren Stellenwert ein. 
Europäische Identität und die Gemeinschaftsidee sind sehr positiv besetzt. 
Zunächst verwundert, stellt man sich die Frage, wie Nationalismus und das Streben 
nach einer europäischen Wertegemeinschaft, Sezession und Europäische 
Integration ideologisch vereinbar sind. Was verspricht sich eine „staatenlose Nation“ 
von einer Organisation die nur Staaten als Mitglieder hat? Welche Formen der 
regionalen Partizipation existieren heute und welche Rolle wollen ethnische 
Regionen, wie das spanische Baskenland, in der Zukunft eines vereinten Europa 
einnehmen?  
 
Zur Bearbeitung dieser Fragen habe ich folgende Arbeitshypothesen formuliert: 
(H1) Die Idee der Europäischen Integration und der Wunsch nach Sezession 
bedingen sich auf folgende Weise: 
 (a) Das zwischenstaatliche Entscheidungsfindungssystem der EU und die geringe 
Partizipationsmöglichkeit der europäischen Regionen führen aufseiten der 
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baskischen Nationalisten zum Wunsch eines Statuswechsels bzw. einer 
Kompetenzausweitung, um auf EU-Ebene gleichberechtigt mit zu entscheiden. 
(b) Die Aussicht auf eine mögliche Mitgliedschaft in der EU unterstützt 
separatistische Regionen in ihrer Forderung nach Unabhängigkeit.  
(H2) Es ist das Ziel der EU als zwischenstaatliches System alle potentiellen 
Sezessionsfälle innerhalb der EU-Mitgliedstaaten zu unterbinden. 
 
Die Relevanz des Themas ergibt sich aus der abweichenden und 
spannungsgeladenen Wahrnehmung der europäischen Realität durch Staaten und 
ethnische Regionen. Ungeachtet entgegen gesetzter Interessenslagen unterstützen 
beide Seiten die Europäische Integration. Uneinigkeit besteht, abstrahiert formuliert, 
hinsichtlich des europäischen Integrationsgrades und seiner Organisationsstruktur. 
Dies ist ein in der wissenschaftlichen Literatur noch zu wenig beachtetes Thema. Die 
liberale Theorie hat sich ausgiebig mit dem Sezessionsrecht auseinandergesetzt. 
Auch der Integrationsprozess ist weit gehend durch die wissenschaftliche Literatur 
abgedeckt. Doch fehlt bisher die Verbindung dieser Phänomene. Die EU hat und 
unterstützt auch weiterhin zahlreiche (werdende) Staaten auf dem Weg in die 
Unabhängigkeit1. Ziel ist es stabile demokratische Systeme zu schaffen, die nicht 
durch ethnische Konflikte ins Wanken gebracht werden können. Doch auch innerhalb 
der EU-Mitgliedstaaten sind ethnische Konflikte latent vorhanden. In Spanien hat die 
ETA wieder zu den Waffen gegriffen, bedroht weiterhin die Gesellschaft und selbst 
jene Menschen, die sich offen für den Dialog erklären. Trotz seiner schrecklich-
absurden Wirklichkeit und seines gesellschaftsspaltenden Potentials bleibt der 
Terrorismus in der vorliegenden Arbeit ausgeklammert. Ihm wurden bereits tausende 
Werke gewidmet. Damit möchte ich auch zeigen, dass der Wunsch nach 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit von zahlreichen demokratischen Parteien 
und Anhängern gelebt wird und der Konflikt nicht allein aufgrund der terroristischen 
Bedrohung existiert.  
Die internationale Unterstützung ist bei der Realisierung des baskischen Vorhabens 
von großer Bedeutung. Deshalb versucht die baskische Regierung auch immer 
                                               
1
 Aktuelles Beispiel ist die Anerkennung der Republik Kosovo durch zahlreiche Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union gegen den Willen Serbiens und die Unterstützung des neuen Staates auf dem 
Weg in die Unabhängigkeit durch die Bereitstellung von juristischem und administrativem 
Beratungspersonal. 
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wieder, die europäische und internationale Ebene auf ihre Anliegen aufmerksam zu 
machen und wirbt dort um Sympathie.   
Doch hat das Thema den Weg auf die Agenda nur bei wenigen Gelegenheiten 
gefunden. Die möglichen Gründe dafür sind ebenfalls Gegenstand der Arbeit. Sind 
die Nationalstaaten bemüht, die europäische Stabilität aufrecht zu erhalten? Ist die 
Gemeinschaft in Sachen Grenzziehung zum endgültigen Stillstand gelangt? Sind dort 
wo Einigkeit proklamiert wird, neue Grenzen fehl am Platz? 
Die EU sieht naturgemäß keinen Handlungsbedarf in dieser Sache. Nichtsdestotrotz 
sind Regierungen ethnischer Regionen gewillt nicht nur die nationalen Grenzen in 
Frage zu stellen, sondern auch die europäischen Konstellationen neu zu verhandeln. 
Europa ist gefordert, sich mit seiner inneren Integration auseinanderzusetzen, will es 
den Forderungen der erstarkenden nationalistischen Bewegungen nicht 
unvorbereitet gegenüber stehen. Rechtliche Grundlagen müssen für den 
Sezessionsfall geschaffen werden, soll nicht politisches Kalkül ad hoc entscheiden. 
Sowohl die baskische, wie auch die katalanische und schottische Regierung nehmen 
für den erfolgreichen Ausgang ihres Unabhängigkeitsprojekts den sofortigen Beitritt 
in die Europäische Union an. Sezessionsgegner beschwören das Scheitern des 
Vorhabens auf Grund eines zwingenden Austritts aus der Gemeinschaft.  
 
1.2 Methodik 
 
Im Rahmen einer qualitativen empirischen Sozialforschung zielt die vorliegende 
Arbeit darauf ab, die Problemstellung anhand einer Fallstudie, des spanischen 
Baskenlandes, Euskadi, zu bearbeiten.  
Zur Verdeutlichung möchte ich auch der Unabhängigkeitsbewegung in Schottland 
einen Abschnitt widmen, wo das Thema seit dem Wahlsieg der Scottish National 
Party (SNP) wieder an Aktualität gewonnen hat. Um dem spanischen Kontext 
gerecht zu werden, dürfen die – im Vergleich mit dem Baskenland – 
fortgeschritteneren Entwicklungen in Katalonien nicht außer Acht gelassen werden. 
Den ersten Anstoß zu dieser Arbeit boten Kontakte im Rahmen eines 
Studienaufenthalts an der Universidad de Cantabria, gefolgt von einem kurzfristigen 
Forschungsaufenthalt in Bilbao und Madrid. In dieser Zeit habe ich zahlreiche 
Gespräche mit Politikern unterschiedlichster Couleur geführt und möchte Zitaten 
daraus im Folgenden besonders viel Raum schenken. Die Interviews habe ich 
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anhand von offenen, nicht standardisierten Fragebögen durchgeführt. Im Gespräch 
mit Experten aus dem wissenschaftlichen Bereich wurde besonders deutlich, wie 
stark die persönliche Position in die Stellungnahmen einfließt und dass auch die 
akademische Politikwissenschaft in dieser Thematik nur bedingt sachliche Analysen 
bereithält. 
Um auch die Position der europäischen Entscheidungsträger darstellen zu können, 
habe ich Anfragen in Form von offenen, standardisierten Fragebögen an die in dieser 
Sache zuständigen Parlamentsabgeordneten, Kommissare und Mitglieder des 
Ausschusses der Regionen (AdR) gerichtet. 
Wissenschaftliche Literatur zum Baskenland liegt in einem nicht zu bewältigendem 
Ausmaß vor. Versuche einer objektiven Darstellung gibt es jedoch wenig. Aus 
diesem Grund dienen Texte aus dem spanischen Raum und deren Analyse vor allem 
dazu, die einzelnen Positionen im Geflecht Zentrum-Peripherie darzustellen. Für den 
theoretischen Hintergrund dieser Arbeit habe ich es bevorzugt entweder direkt auf 
Gesetzesvorlagen und Rechtstexte oder auf wissenschaftliche Literatur aus dem 
nicht-spanischen Raum zurückzugreifen, um einer zusätzlichen ideologischen 
Belastung aus dem Weg zu gehen. Auch diese Arbeit kann keinen Anspruch auf 
vollständige Objektivität erheben. Es ist die Herausforderung dieser Arbeit 
Tabuthemen auf nationaler und europäischer Ebene aufzugreifen, zu beschreiben 
und die daraus resultierenden Konsequenzen, teils prognostisch, ohne ideologische 
Vorbehalte durchzuspielen.  
 
Im einleitenden Teil werden die theoretischen Grundlagen erarbeitet, die als 
Voraussetzung für die weitere Analyse dienen. Liberale Theorien stehen dabei im 
Vordergrund. Das Recht auf Selbstbestimmung ist vom Sezessionsrecht unabhängig 
zu betrachten und ist ein zentraler Punkt in den Forderungen der baskischen 
Bevölkerung. Ein Exkurs in das internationale Völkerrecht ist notwendig, um die 
allgemeine Rechtslage in der Staatennachfolge und Mitgliedschaft in internationalen 
Organisationen zu skizzieren. Mangels einer europäischen Rechtspraxis in diesem 
Bereich erschien es mir wichtig, die im Völkerrecht üblichen und bereits bekannten 
Abläufe darzustellen, und somit den Handlungsspielraum abzustecken. Im Hauptteil 
der Arbeit werde ich zunächst die Perspektive der baskischen Parteien auf die 
Europäische Union darstellen. Anhand von Interviewergebnissen, Zeitungsberichten 
und der Analyse von programmatischen Vorschlägen der Parteien soll gezeigt 
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werden welche Gemeinschaftskonzepte die Nationalisten verfolgen. Die Einstellung 
zur Europäischen Union und die Erwartungshaltung der Nationalisten werden ebenso 
behandelt werden. Die Analyse der spanischen wie der europäischen Regionalpolitik 
kann Aufschluss über die Gründe für das Streben der Nationalisten Richtung Europa 
geben. Die aktuellen Entwicklungen in Schottland seit dem Wahlsieg der SNP und 
eine Analyse des katalanischen Autonomiestatuts des Jahres 2006 werden als 
Vergleich dienen und helfen charakteristische Entwicklungsdaten herauszuarbeiten. 
 
Der zweite Teil widmet sich der Position der Europäischen Union selbst. Die 
Ergebnisse der Umfrage bei den Entscheidungsträgern sind die Basis für alle 
weiteren Aussagen. Die Strategie, die die EU im Umgang mit den nationalistischen 
Forderungen verfolgt, soll – falls vorhanden – erläutert werden. Gültige Antworten auf 
die Konsequenzen des Sezessionsszenarios sollen gefunden werden. Die 
Wahrnehmung des Systems durch Staaten und Nationalisten divergiert stark, der 
Ausgang der Sezession wird von Gegnern und Befürwortern offensichtlich 
unterschiedlich eingeschätzt. Die Kommentare der europäischen 
Entscheidungsträger können die Einschätzungen richtig stellen und uns dem Ziel 
annähren den realistischsten Handlungsablauf im Sezessionsfall in Erfahrung zu 
bringen. Das Fazit zum Schluss wird alle Erkenntnisse noch einmal aufbereiten und 
eine Einschätzung für den Fall einer Sezession des Baskenlandes von Spanien 
beinhalten. 
 
1.3 Terminologie 
 
1.3.1 Region 
 
Schmitt-Egner hat für die Regionalismusforschung aus der Sicht des Transnational 
Regionalism-View (TRV) sehr umfangreiche und fundierte theoretische Grundlagen 
geschaffen, die für diese Arbeit grundlegend sein sollen. Ich möchte den 
Regionsbegriff Schmitt-Egners verwenden, und Region „…als eine räumliche 
Teileinheit mittlerer Größenordnung und intermediären Charakters, deren materielles 
Substrat das Territorium bildet“ (Schmitt-Egner 2005, S. 56) definieren.  
 10 
Der TRV analysiert die institutionelle und funktionelle Partizipation der Regionen am 
vertikalen Integrationsprozess, unterhalb der europäischen Entscheidungs- und 
Rechtssetzungsebene, aber auch – und darin liegt der entscheidende Unterschied zu 
anderen Ansätzen – die horizontale, grenzüberschreitende, interregionale 
Kooperation. 
Unter dem Aspekt der Region als Handlungsraum ist das spanische Baskenland als 
Identitätsregion einzustufen, deren dominanter Akteurstyp kulturelle, stark 
wertbezogene Akteure sind. In der Region als Handlungsraum herrscht im Verhältnis 
„Innen“/“Außen“ eine interne Dominanz in Bezug auf das Verhältnis zwischen dem 
Teilgebiet und dem Ganzen. Das regionale Programm ist von symbolischer 
Reproduktion gekennzeichnet und die Region verfügt als Kulturregion über 
symbolische Kompetenzen. (vgl. Schmitt-Egner 2005, S.63) Besonders interessant 
für diese Arbeit ist die Erkenntnis Schmitt-Egners, dass die Region als 
Handlungseinheit horizontal mit anderen Einheiten agieren kann und als Teilraum 
vertikal kooperieren muss. (vgl. ebd., S. 65) 
In seinem vertikalen Referenzsystem ist das spanische Baskenland durch den 
spanischen Staat begrenzt, was sich aus dem Verhältnis zwischen dem Teil und dem 
Ganzen ergibt. Im horizontalen Referenzsystem kann das Baskenland mit anderen 
Regionen grenzüberschreitende Beziehungen eingehen, welche die Basis für die 
kulturelle Verbindung mit dem französischen Baskenland sind. Diese Verbindung 
nährt die Idee und das Konzept des unabhängigen Baskenstaates. Für den 
französischen Teil des Baskenlandes ist es jedoch auf horizontaler Ebene schwer 
spezifisch für das baskische kulturelle Erbe aktiv zu werden, da im französischen 
Departement die kollektiven Akteure nicht kulturell und wertbezogen, sondern 
politisch und normbezogen handeln. Dennoch gibt es seit 1992 die transnationale 
Region Euroregion Euskadi-Navarre-Aquitaine, deren Akteure die regionalen 
Gebietskörperschaften sind. (vgl. Schmitt-Egner 2005, S.166) 
 
1.3.2 Regionalpolitik 
 
Regionalpolitik versucht das regionale Programm von außen zu steuern. Dabei 
werden keine neuen Handlungsräume oder Handlungseinheiten geschaffen. Die 
Akteure der Region werden hierbei nicht angehalten ein eigenständiges regionales 
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Programm zu gestalten. (vgl. Schmitt-Egner 2005, S. 61) Für diese Arbeit sollen vor 
allem die spanische und die europäische Regionalpolitik von Bedeutung sein. 
 
1.3.3 Nationalismus versus Regionalismus 
 
„Nationalismus ist weder eine Theorie noch hat er Theorien entwickelt, die diesen 
Namen verdienen, obwohl sich an ihnen Wissenschaftler, insbesondere Historiker 
des 19. Jhdt, versucht haben. Der Nationalismus verfügt nicht einmal als Ideologie 
über anspruchsvolle intellektuelle Qualitäten und Konsistenz.“ (Döhn 2000, S. 418) 
 
Die Begriffe Nationalismus und Nationalist (nacionalismo y nacionalista) erleben im 
spanischen Kontext eine andere Interpretation und vor allem eine andere Wertung 
als es im deutschsprachigen Raum der Fall ist. Es war zunächst ein befremdendes 
Gefühl als sich eine Studienkollegin im Gespräch mit großer Selbstverständlichkeit 
als „Nationalistin“ zu erkennen gab. „Claro que soy nacionalista, nacionalista 
gallega.“ Die Konnotation des Begriffs ist im Spanischen nicht durch die 
Ausgrenzung des Anderen, sondern durch die affirmative Haltung zu einer Gruppe 
geprägt. Sicher haben die sprachliche Repression und die Negierung der 
linguistischen Wirklichkeit durch das Franco-Regime zu einer Bedeutungssteigerung 
der aktuell ko-offiziellen Sprachen Spaniens (gallego, euskera2, catalán, valenciano, 
aranés) beigetragen und sind heute identitätsstiftend. 
 
“Con la descolonización y el sello que dejó Hitler al concepto de nacionalismo, surgió 
la expresión ‘nacionalismo revolucionario’ para designar procesos de emancipación 
nacional y social. Esta concepción nació al amparo de la defensa de los intereses 
nacionales de clase en lugares como Argelia, Cuba o Vietnam, en donde se 
desarrollaron luchas anticolonialistas, pero también en la Euskal Herria de los años 
sesenta, de la mano de ETA, que utitlizó el concepto de patriotismo 
(abertzaletasuna) para marcar la diferencia con el nacionalismo histórico. La 
transformación de las bases ideológicas nacionalistas, unidas a la raza y la religión, 
fundamentalmente, tuvieron su plasmación en el auge de la lengua y la cultura como 
elementos aglutinantes.” (Egaña 1996, S. 543) 
                                               
2
 Euskera (Bask.) = Baskisch, gehört nicht zur Gruppe der indogermanischen Sprachen und kann von 
Linguisten bis heute nicht genau datiert werden. 
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Heute bevorzugen viele Basken statt nacionalista den Begriff abertzale, der auf 
Euskera soviel wie „Patriot“ bedeutet. Dieser Begriff fand im Besonderen aus der 
notwendigen Abgrenzung zum Konzept des Nationalismus vom 19. Jahrhundert bis 
nach dem 2. Weltkrieg Anwendung. Dies betont das Anliegen der baskischen 
Nationalisten, auf den Bruch im Konzept des Nationalismus aufmerksam zu machen. 
Sie wollen sich von überholten rassischen und religiösen Motiven zur Abgrenzung 
von anderen ethnischen Gruppen lösen. Das Augenmerk liegt auf der Anerkennung 
als Nation und der Verfolgung eines baskischen Souveränitätsprojektes.  
Die mit abertzale bezeichnete Gruppe ist oft nur diffus bestimmt. So bezeichnen sich 
die Anhänger der Baskischen Sozialdemokraten (EA) als abertzale. In den Medien ist 
damit aber oft nur die extreme nationalistische Linke, die der ETA nahe steht, 
gemeint. In diesem Fall kann aber auch von der izquierda abertzale (linke Patrioten) 
die Rede sein. 
 
Gibt es also auch rechte Patrioten? Als konservative Partei im nationalistischen 
Spektrum gilt die PNV, die seit dem Tod Francos die Macht über das Baskenland 
hält. Für ihre Anhänger wurde der Begriff der jeltzales geprägt. Die Abkürzung JEL3 
steht hierbei für Baskisch „Gott und alte Rechte“, was auf die katholischen Wurzeln 
der Partei bei ihrer Entstehung im 19. Jahrhundert und auf die historischen 
Sonderrechte des Baskenlands, den Fueros, hinweist. Allein, die Religion hat ihre 
Bedeutung verloren. Die PNV ist heute eine wirtschaftsorientierte, zentrum-rechts 
Partei mit einem sehr breiten Wählerspektrum und einer sehr stabilen Machtstruktur. 
Zur politischen kommt die gesellschaftliche Hegemoniestellung der PNV, die durch 
die Gründung zahlreicher Organisationen und einer eigenen Gewerkschaft erreicht 
wurde. Die extreme Rechte ist unter den baskischen Nationalisten nicht vertreten. 
 
Wo baskische Nationalisten agieren, existieren auch spanische. Die Vertreterin der 
spanischen Nationalisten ist die Partido Popular4, die spanische Volkspartei, die 
während der Transición zahlreiche franquistische Politiker in ihre Kreise aufnahm. 
Von den baskischen Nationalisten werden ihre ideologischen Gegner oft als 
españolistas bezeichnet. Aber auch unter den Vertretern und Wählern der 
                                               
3
 JEL: Jaungoikoa Eta Lagizarrak (Bask.); Dios y Leyes Viejas (Span.) 
4
 Partido (Span. Partei), ist männlich. Zum Zwecke des leichteren Verständnisses und eines besseren 
Leseflusses verwende ich im Deutschen den weiblichen Artikel.  
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spanischen Sozialdemokratie finden sich patriotische Verteidiger, die sich gegen die 
baskischen Forderungen wehren. So wurde im August 2007 eine neue Partei 
gegründet, die sich von der konservativen Politik der PP und von der 
Dialogbereitschaft mit der ETA und der izquierda abertzale, wie sie die PSOE-
Regierung während des letzten Waffenstillstands gezeigt hat, abgrenzt. Mitbegründer 
sind die EU-Parlamentsabgeordnete Rosa Díez (PSOE), der Philosoph Fernando 
Savater und der baskische Universitätsprofessor Carlos Martínez Gorriarán. Ziele der 
neuen Partei, Unión, Progreso y Democracia (UPyD), sind die Stärkung der 
spanischen Demokratie, die Gleichheit aller Bürger und das Ende der ETA. 2008 hat 
die UPyD als Zentrumspartei bei den Parlamentswahlen kandidiert und ein Mandat 
gewonnen.  
 
Die spanischen Regionen oder Comunidades Autónomas (CCAA), die nicht als 
comunidades históricas gelten, versuchen ebenfalls im Wettstreit um mehr 
Kompetenzen mitzueifern. In Berufung auf ihre Rechte auf Kompetenzausweitung im 
Rahmen des (bis heute asymmetrischen) Transitionsprozesses nennen sie sich, 
mangels eigener Nation, regionalistas. Auch in diesen CCAA sind regionale Parteien 
entstanden, die den Druck auf die staatlichen Kompetenzen noch verstärken. Dort 
wo aufgrund mangelnder kultureller Distinktion kein Nationalismus möglich ist, ist es 
selbstverständlich sich zum Regionalismus zu bekennen.  
Regionalismus versucht die regionalen Strukturen und Programme von innen, durch 
den regionalen kollektiven Akteur, zu begründen und zu gestalten. In allen CCAA 
sind Parteien entstanden, die die regionalen Anliegen der Bürger bedienen. 
Angeheizt durch die nationalistischen Forderungen der Basken und Katalanen hat 
sich auch der Druck der anderen Regionen auf den spanischen Staat verstärkt. 
„Grundsätzliches Ziel des Regionalismus ist es, aus dem Handlungsraum eine 
Handlungseinheit zu bilden und einen kollektiven Akteur zu schaffen, der den 
Handlungsspielraum eines eingeständigen  regionalen Programms zu erhalten, zu 
steuern und zu entwickeln versucht.“ (Schmitt-Egner 2005, S. 61) 
Kraus prognostiziert die Wahrscheinlichkeit einer zusätzlichen Instabilität des Staates 
der Autonomen Gemeinschaften. (vgl. Kraus 1996, S. 295) Das Einsetzen einer nicht 
enden wollenden Forderungsspirale lässt bei so manchem spanischen Bürger die 
Angst einer „Balkanisierung“ der iberischen Halbinsel entstehen. Mitunter könnte die 
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Befürchtung eines Zerfalls des spanischen Staates ein möglicher Grund dafür sein, 
warum den nationalistischen Forderungen nicht Folge geleistet wird. 
Auch regionalistische Parteien sind im Abgeordnetenkongress vertreten, verfügen 
aber nicht über die starke Position einer mehrheitsbildenden Partei. Da in Spanien 
niemals „große“ Regierungskoalitionen gebildet werden, benötigt die 
Regierungspartei meist die Unterstützung oder Duldung einer nationalistischen 
Partei, um sich die nötige Mehrheit im Parlament zu sichern. Der Kongress ist in der 
aktuellen Legislaturperiode (seit 2008) folgendermaßen zusammengesetzt: PSOE 
169 Abgeordnete, PP 153, Convergència i Unió (CiU) 11, Partido Nacionalista Vasco 
(PNV) 6, Esquerra Republicana (ERC) 3, Izquierda Unida 2, Bloque Nacionalista 
Galego (BNG) 2, Coalición Canaria – Partido Nacionalista Canario (CC-PNC) 2, 
Unión Progreso y Demcracia (UPyD) 1 und Nafarroa-Bai (Na-Bai) ebenfalls mit 1 
Mandat. Die Minderheitsregierung der PSOE wird von wechselnden Mehrheiten in 
der Parlamentsarbeit gestützt. 
 
Anders als der Transnational Regionalism-View (siehe Kapitel 4.3.3.) führt der 
Neoregionalism–View (Beginn der 1990er Jahre) den verstärkten europäischen 
Regionalismus auf einen Strukturwandel des europäischen politischen Systems hin. 
Die Europäische Integration und die Veränderung von Staatlichkeit im Kontext der 
Globalisierung haben den Blick der Regionen auf die territoriale Politik verändert. Die 
Regionen treten untereinander in Konkurrenz. Das Referenzsystem ist auch für 
regionale Akteure die europäische und globale Ebene. (vgl. Schmitt-Egner 2005, S. 
26) 
Diesen Aspekt kann ich nach meinem Aufenthalt bestätigen. Die politischen Akteure 
der stärksten und gleichzeitig kulturell-definierten Regionen Spaniens sind an Europa 
orientiert und sehen in der europäischen Ebene eine mögliche Bühne für die 
Darlegung ihrer Anliegen. Zeigt sich zwischen der subnationalen und der nationalen 
Ebene eine desintegrative Tendenz, so ist der Wille zur Integration und Partizipation 
auf europäischer Ebene umso stärker. Michael Keating zeichnet den „New 
Regionalism“ anders als den Provinzialismus als vorwärtsgerichtet und 
modernisierend. (vgl. Schmitt-Egner 2005, S. 26) Die Wahrung der Traditionen spielt 
im politischen Diskurs Euskadis – mit Ausnahme der kulturellen Organisationen der 
izquierda abertzale – keine besondere Rolle mehr. 
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1.3.4 Europäische Integration 
Die Analysekonzepte zu Europäischer Union und Europäischer Integration wandeln 
sich parallel zur Integrationswilligkeit und Fortschrittsgeschwindigkeit der 
Mitgliedstaaten. Zahlreiche Analysekonzepte stehen zur Verfügung.  
Jachtenfuchs / Kohler-Koch (2003) diskutieren die Möglichkeiten und Grenzen der 
klassischen Analyseansätze der Europäischen Union: Die Integrationstheorien, 
Neofunktionalismus und Intergouvernementalismus, die Policy-Analyse und die 
Verfassungsdebatte.  
Neofunktionalismus und Intergouvernementalismus gelten als 
integrationstheoretische Ansätze mit analytischer Ausrichtung. 
Forschungsgegenstand sind die Motive für den Kompetenztransfer der Staaten an 
die Europäische Union. In ihrer Entstehungszeit, in den 1960er Jahren, standen der 
gesellschaftsorientierte Neofunktionalismus und der staatsorientierte 
Intergouvernementalismus in Theoriekonkurrenz. In den 1990er Jahren kam es zu 
einer Annäherung. Die zentrale Rolle der Mitgliedstaaten und die Anbindung an 
gesellschaftliche Interessen sind bis heute unbestritten. (vgl. Jachtenfuchs / Kohler-
Koch 2003, S. 11) 
Der Ansatz des Intergouvernementalismus nach Stanley Hoffman5 (entstanden Ende 
der 1960er Jahre) erkennt die zentrale Rolle des Nationalstaats und der nationalen 
Regierungen. Das Streben der Staaten gilt der Minderung der internationalen 
Instabilität, zu deren Zweck sie sich zusammenschließen. Der Transfer von 
politischen Kompetenzen auf die Unionsebene ist von nationalem Interesse und 
strebt nach wirtschaftlichen Vorteilen und der Erweiterung von 
Handlungsspielräumen anhand eines selektiven und interessengeleiteten Prozesses. 
(vgl. Bieling 2005, S. 102) „[Die Staaten] machen jedoch Souveränitätsvorbehalte 
geltend, sobald sie vitale nationale Interessen bedroht sehen.“ (Bieling 2005, S. 102) 
 
Ernst B. Haas, Autor des Buches „The Uniting of Europe“, gilt als Begründer der 
neofunktionalistischen Theorie, deren wichtigste Grundannahme die Dominanz der 
Institutionen in der regionalen Integration und die aus der Kooperation von Staaten 
entstehende Eigendynamik des Integrationsprozesses sind. Der frühe 
                                               
5
 Siehe dazu: Hoffmann, Stanley. (1966). Obstinate or Obsolete? The Fate of the Nation State and the 
Case of Western Europe. In: Deadalus 95:3, S. 862 – 915. und 
Hoffmann , Stanley. (1963). Discord in Community. The North Atlantic Area as a Partial International 
System. In: International Organization 17:3, S. 521 – 549. 
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Neofunktionalismus war stark normativ orientiert. „Regionale Integration“ und 
„internationale Organisation“ waren gleichbedeutend mit Fortschritt und Zivilisierung 
gegenüber Gewalt und „eine wünschenswerte politische Strategie, die der politischen 
Handlungstheorie des Realismus entgegengesetzt werden konnte“. (Jachtenfuchs / 
Kohler-Koch 2003, S. 12) Die neuere neofunktionalistische Literatur argumentiert rein 
analytisch. Gemeinsam ist den Integrationstheorien die Herausbildung 
gemeinschaftlicher Institutionen als zu erklärende abhängige Variable. (vgl. ebd.) 
 
Parallel zu den Integrationstheorien entwickelte sich die Policy-Analyse. Ziel des 
analytischen Ansatzes ist zu erklären, „wie politische Probleme in einem gegebenen 
institutionellen Kontext durch spezifische politische Prozesse bearbeitet werden.“ 
(Jachtenfuchs / Kohler-Koch 2003, S. 12) Die EU-Institutionen sind hier, im 
Gegensatz zu den Integrationstheorien, die unabhängige Variable. Um dem 
Kritikpunkt der Theorieunfähigkeit auszuweichen, sollte unter Anwendung der Policy-
Analyse auf allgemein gültige Aussagen auf hohem Abstraktionsniveau verzichtet 
und der Formulierung von Teilbereichstheorien Vorrang gegeben werden. Gilt die 
Policy-Analyse auch als analytischer Ansatz, ist die Erörterung normativer Fragen 
zulässig. 
In der Verfassungsdebatte sind sowohl analytische wie normative Fragen eng 
miteinander verbunden. (vgl. Jachtenfuchs / Kohler-Koch 2003, S. 13) Im Sinne eines 
wissenschaftlichen Ansatzes ist in diesem Zusammenhang die Diskussion, teils 
analytisch, teils normativ-theoretisch zur europäischen Konstitutionalisierung 
gemeint. Im Zentrum stehen die Auswirkungen der Verfasstheit der EU auf die 
Verfassungssysteme ihrer Mitgliedstaaten, Fragen der Legitimität, Demokratie und 
Gemeinschaftsbildung. (vgl. ebd.) 
 
Um die blinden Flecken der klassischen Theorien abzudecken stellen Jachtenfuchs / 
Kohler-Koch (2003) „Regieren“ als übergreifendes Theoriekonzept vor. Der Begriff 
Regieren wird hier selektiv (nicht für jede Art von zielgerichtetem Handeln), 
analytisch (nicht normativ, wie etwa „good governance“) und umfassend (das 
Handeln und Unterlassen von staatlichen Exekutiven, genauso wie 
grenzüberschreitende, kollektive und verbindliche Entscheidungen auch von nicht-
staatlichen Akteuren) verwendet. Jachtenfuchs / Kohler-Koch definieren „…Regieren 
als den fortwährenden Prozess bewusster politischer Zielbestimmung und Eingriffe 
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zur Gestaltung gesellschaftlicher Zustände.“ (Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2003, S. 15) 
Die Autoren vertreten zwei Thesen: 1. Die Art und Weise, wie in der EU Politik 
betrieben wird, verändert ihre institutionelle Struktur im weiteren Sinn. 2. Das 
Regieren der EU verändert den Verlauf des Integrationsprozesses. (vgl. 
Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2003, S. 15ff.) Es sind nicht die Androhung und 
Verhängung von Sanktionen, die den Integrationsprozess vertiefen und 
weiterentwickeln. Durch die Offenlegung von Information und Verhaltenskriterien 
kommen politische Akteure unter Druck. Diese Form der Annäherung lässt die 
formale Autonomie der Mitgliedstaaten unberührt und ist eine sanfte Art der 
Einstimmung auf eine gemeinschaftliche Linie. Die Offene Methode der 
Koordinierung (OMK) ist ein Beispiel für ein vergemeinschaftlichendes Vorgehen in 
sensiblen Bereichen, wie in der Sozial- und Gesundheitspolitik. 
Jachtenfuchs / Kohler-Koch argumentieren, dass für eine Analyse des Europäischen 
Systems nur die Unterscheidung zwischen supranationalem und trans-
gouvernementalen6 Bereich zielführend ist. Auch wenn sich die EU in Richtung eines 
föderalen Staates entwickelt, sind zentrale Ressourcen moderner Staatlichkeit in 
mitgliedstaatlicher Hand: das Gewalt- und das Steuermonopol. (Jachtenfuchs / 
Kohler-Koch 2003, S. 20) 
 
Die Vertreter des Multi-Level Governance Ansatzes bestreiten, dass die nationalen 
Regierungen den Integrationsprozess kontrollieren, „da das europäische 
Entscheidungssystem unter Mitwirkung einer Vielzahl von supranationalen und 
subnationalen Akteuren – nicht durch exklusive, sondern durch überlappende 
Kompetenzen charakterisiert ist.“ (Bieling 2005, S. 110) 
Der MLG-Ansatz hat sich zum Gegenmodell der staatszentrierten Analysekonzepte 
entwickelt. Marks, Hooghe und Blank7 sehen seit den 1980er Jahren nicht mehr die 
Regierungen der Mitgliedstaaten als die Hauptakteure in der EU. Sie verfolgen zwar 
noch immer ihre nationalen Interessen, doch treten sie dabei in Konkurrenz „zu 
ökonomischen, gesellschaftlichen und vor allem auch supranationalen Akteuren wie 
der Kommission oder auch Vertretern des Europäischen Parlaments.“ (Knodt / Große 
Hüttmann 2005, S. 226, 227)  
                                               
6
 nach Wallace, Helen. (2002). Experiments in European Governance. In: Jachtenfuchs, Markus / 
Knodt, Michèle (Hrsg.). Regieren in internationalen Institutionen. Opladen, S. 255 -269.  
7
 Siehe dazu: Marks, Gary / Hooghe, Liesbet / Blank, Kermit. (1996). European Integration since the 
1980s: State-Centric vs. Multi-Level Governance. In: Journal of Common Market Studies 34:3, S. 341 
– 378. 
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Der MLG-Ansatz ist ein akteurszentrierter Ansatz dessen Mittelpunkt nicht der Staat 
als Einheit oder kollektiver Akteur ist, sondern konkrete Akteure. Drei zentrale 
Thesen machen den MLG-Ansatz aus: 1) Die Kompetenzen sind auf verschiedene 
Ebenen verteilt und werden von mehreren Akteuren ausgeübt. Die Regierungen 
haben eine wichtige Rolle inne, doch sind sie mehr und mehr von Europäischem 
Parlament, Kommission und Europäischem Gerichtshof abhängig. 2) Das 
supranationale Entscheidungssystem bringt Kompetenzeinbußen für die nationalen 
Regierungen mit sich. Mehrheitsentscheidungen erzeugen Gewinner und Verlierer 
und bringen schmerzliche politische Niederlagen mit sich. 3) Eine klare Trennung 
zwischen nationalen und supranationalen Entscheidungsebenen gibt es nicht. 
Subnationale Akteure können sowohl auf nationaler als auch auf supranationaler 
Ebene agieren. (vgl. Knodt / Große Hüttmann 2005, S. 228) 
 
Der Entscheidungsprozess nach Mark et al. läuft in vier Phasen ab. Die Gestaltung 
der Agenda, das Initiativrecht, liegt bei der Kommission. In der Praxis kommen 
Anregungen aber auch von Regionalregierungen. Die regionalen Akteure versuchen 
sich durch aktives Lobbying Gehör für ihre Anliegen zu schaffen. Auch die CAPV ist 
mit Repräsentanten in Brüssel vertreten. Der Ministerrat ist das zentrale 
Legislativorgan, in der Phase der Entscheidungsfindung. Nationale Interessen 
treffen dabei aufeinander und müssen verhandelt werden. Auch hier haben andere 
Organe Einfluss auf den Entscheidungsprozess, wie das Europäische Parlament, die 
Kommission, aber auch Interessensgruppen. Die subnationalen Akteure können in 
dieser Phase nur über die nationale Ebene Einfluss nehmen. In der 
Implementationsphase tritt die Kommission wieder als starker Akteur auf, in dem es 
den direkten Kontakt mit den regionalen Akteuren sucht. Besonders trifft dies bei 
föderalen Systemen, wie der Bundesrepublik Deutschland, zu. In der Phase der 
Rechtssprechung schmälert der Europäische Gerichtshof die Relevanz der 
Mitgliedstaaten. Der in einigen Rechtsfragen große Interpretationsspielraum hat es 
dem EuGH ermöglicht, Materien der Kompetenz der Mitgliedstaaten zu entziehen 
und der Kommission die Zuständigkeit zuzusprechen. (vgl. Knodt/ Große Hüttmann 
2005, S. 232) Der MLG-Ansatz macht deutlich, dass die Staatlichkeit der 
Mitgliedstaaten im europäischen Kontext geschmälert wird. Durch die umfassende 
Beteiligung der übrigen EU-Organe am Entscheidungsprozess haben die 
Nationalstaaten stark an Souveränität verloren. Unabhängiges Handeln der Staaten 
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ist unmöglich geworden. Die Annahme, dass vor allem in der Phase des Agenda-
Setting zivilgesellschaftliche, wie subnationale Interessensgruppen versuchen durch 
Lobbying auf die Themenauswahl einzuwirken, erscheint durchaus realistisch. Doch 
ich teile die Ansicht und Kritik, dass Marks et al. die unabhängige Rolle von 
subnationalen Akteuren in der EU überschätzen. (vgl. Knodt / Große Hüttmann 2005, 
S. 236) Die tatsächliche Einflussnahmemöglichkeit scheint gering oder ist – anders 
gesagt – von der Verhandlungsstärke der subnationalen Einheiten innerhalb des 
nationalen Systems abhängig. In Spanien sind regionale cleavages im 
Parteiensystem, im Vergleich zu den übrigen europäischen Staaten, sehr stark 
ausgeprägt. Benz nennt als Beispiel die europäische Strukturpolitik, wo dieser Aspekt 
besonders stark zu tragen kommt. Bei der Verteilung von Geldern im Rahmen der 
Kohäsionspolitik treten die Regionen untereinander in Konkurrenz. Liegen, wie im 
spanischen Fall, die regionalen Konfliktlinien parallel zum Verteilungskonflikt, kann 
dies die bereits vorhandenen Konfliktstrukturen verstärken. (vgl. Benz 2003, S. 336) 
Dieser Umstand steigert zwar den Druck auf den Staat und die Autonomen 
Gemeinschaften, wie die CAPV, können sich aufgrund ihrer Repräsentanz im 
Kongress Gehör verschaffen. Dessen ungeachtet ist in der Praxis die CAPV vom 
Verhandlungswillen der nationalen Regierung abhängig. Die Kontinuität der 
Dialogbereitschaft der nationalen Eliten ist nicht gesichert. Abhängig von der 
ideologischen Machtverteilung im Land findet mehr oder weniger politischer 
Austausch zwischen Zentrum und Peripherie statt. Während der Alleinregierung der 
PP, unter José María Aznar, ging die nationale Regierung auf Konfrontationskurs mit 
der baskischen Regierung, da sie sich von dieser harten Linie ein Ende des 
bewaffneten Konflikts und der nationalistischen bis separatistischen Bestrebungen 
erhoffte. Der Mangel an Dialog hat auch andere Politikbereiche negativ beeinflusst. 
Die Mehrheitsverhältnisse im Kongress entscheiden ausschlaggebend über die 
Anliegen der CAPV. 
Weiters ist zwischen den vergemeinschafteten Politikfeldern und den Bereichen der 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit zu unterscheiden, in denen das Europäische 
Parlament weder an der policy initiation, noch am decision-making mitwirkt. Genauso 
wie die Definitionsmacht der Kommission, die in diesen Bereichen meist 
unbedeutend ist. (vgl. Benz 2003, S. 342) 
Jachtenfuchs / Kohler-Koch verbinden das Analysekonzept „Regieren“ mit der 
Forschungsperspektive des Mehrebenensystems, wobei verschiedene politische 
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Willensbildungsstränge zu einem Gesamtprozess des Regierens verknüpft werden. 
Dabei rückt die Perspektive die Möglichkeiten des Regierens in unterschiedliches 
Licht. Die konventionelle Sichtweise sieht die Möglichkeiten und Grenzen des 
Regierens durch die Verfassungspolitik gegeben. In diesem Sinne werden zwei Ziele 
verfolgt: Die Verringerung des Demokratiedefizits und die Verbesserung der 
gemeinschaftlichen Problemlösungsfähigkeit. Diese Sichtweise wird von der 
Mehrzahl der mitgliedstaatlichen Politiker vertreten und findet sich auch in den 
gescheiterten Texten der Europäischen Verfassung und des Reformvertrags von 
Lissabon wieder. Einführung flexibler Kooperationsformen im Rat, Neugewichtung 
der Stimmenverteilung, Ausdehnung qualifizierter Mehrheitsabstimmung sind einige 
der Erneuerungen, die „die Befreiung der Exekutiven von der Rückbindung an 
gesellschaftliche Akteure“ (Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2003, S.28) und innerstaatliche 
Interessensgruppen zum Ziel haben können.  
Die Autoren bieten dazu auch eine alternative Sichtweise, die uns zur Kenntnis bringt 
dass die Praxis des Regierens maßgeblich in der Lage ist, die 
Verfassungswirklichkeit zu verändern. Verfahren, wie etwa die Offene Methode der 
Koordinierung (OMK) erzielen einen doppelten Effekt. Zum einen verstärken sie den 
Trend zur Informalität, wodurch Transparenz und Verantwortlichkeit des Regierens 
sinken. Zum anderen fördern sie die Transnationalisierung des europäischen 
Systems. Nur ressourcenstarken Akteuren gelingt es, auch auf transnationaler Ebene 
präsent zu sein und ihre Interessen zu wahren. Dieser Trend führt den 
Mitgliedstaaten Kompetenzverluste in ihrer Rolle als Wahrer gesellschaftlicher und 
nationaler Interessen zu.  
Es ist die Intention des Analysekonzepts des „Regierens“ die blinden Flecken der 
traditionellen Theorien abzudecken und die Perspektive auf den Integrationsprozess 
zu erweitern. Die Analyse fokussiert nicht auf den Erklärungsgegenstand „EU“ (vgl. 
Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2003, S. 41), sondern behandelt die Erscheinungsformen 
des Regierens, innerhalb und jenseits des Staates.  
1.3.5 Europäisierung 
. 
Mit dem steigenden Interesse an der Policy-Forschung im Laufe der 1980er Jahre 
gewann auch die Europäisierungsforschung an Bedeutung. Stand zu Beginn der 
Forschungsarbeit der Grund für Staatenzusammenschluss und freiwilliges Abtreten 
von Souveränität an supranationale Organisationen  im Zentrum, so befinden wir uns 
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heute nach Claudio Radaelli in der „post-ontologischen Phase der EU-Forschung“, 
der Europäisierung. Radaellis Verdienst ist es unterschiedlichste Analysekonzepte zu 
Europäisierung zu einem schlüssigen Gesamtkonzept zusammenzufassen. Im 
Mittelpunkt stehen die Auswirkungen der Europäisierung auf die nationale Politik 
der EU-Mitgliedstaaten (Auel 2005, S. 302 – 313). Radaelli unterscheidet zwischen 
positiver Integration (Übernahme der aktiven Rechtssetzung auf europäischer 
Ebene durch die Mitgliedstaaten), negativer Integration (Ausschließen nationaler 
Regulierungsoptionen zur Schaffung eines freien Marktes und horizontalen 
Impulsen (Kooperation zwischen den Mitgliedstaaten mit dem Ergebnis rechtlich 
nicht verbindlicher Verhaltensregeln). (Auel 2005, S. 304) Wichtigster Kritikpunkt 
dieses Konzeptes ist die rein passive Rolle der Mitgliedstaaten, die dem 
Anpassungsdruck der EU unterliegen. Das subnationale System wird in seiner 
Analyse nicht berücksichtigt. 
Die europäischen Vertragswerke kommen nicht durch die Interessen transnationaler 
Eliten und supranationaler Akteure zustande, sondern durch das nationale Interesse 
und die Politik, die von den nationalen Regierungen bestimmt ist. Die Außenpolitik ist 
für die Entscheidungen der Mitgliedstaaten von vorrangiger Bedeutung (hier auch die 
Unterscheidung in „high“ und „low politics“). Die Politik wird von geopolitischen 
Überlegungen geleitet. Vor allem dieser Punkt hat in der Rezeption besonders viel 
Kritik aufgeworfen. (vgl. Bieling 2005, S. 109)  
Jachtenfuchs / Kohler-Koch (2003) besprechen drei Definitionen des Begriffes 
Europäisierung:  
Hértier8 definiert Europäisierung „as the process of influence deriving from European 
decisions and impacting member states’ policies and political and administrative 
structures.”  
Ein zweiter Ansatz sieht Europäisierung lediglich als Teilaspekt eines umfassenden 
Prozesses der Transformation staatlich organisierter Systeme. Zürn9 konstatiert etwa 
eine „ungleiche Denationalisierung“ der Staaten. Das Regieren auf überstaatlicher 
Ebene generiere Prozesse, die „einerseits staatliche Autonomie und 
Steuerungsfähigkeit untergraben, andererseits aber staatliche Exekutiven auch 
unabhängiger von gesellschaftlicher Kontrolle machen.“ (Jachtenfuchs / Kohler-Koch 
                                               
8
 Hértier, Adrienne (2001). Differential Europe. The European Union Impact on National Policymaking 
In: Hértier et al. Differential Europe. The European Union Impact on National Policymaking, Lanham. 
S.1-21 
9
 Zürn, Michael (1998). Regieren jenseits des Nationalstaates. Globaliserung und Denationalisierung 
als Chance, Frankfurt a. M. 
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2003, S. 35) Die Souveränität der Staaten wird sowohl von überstaatlicher, wie auch 
von subnationaler Ebene bedrängt. 
Eine weitere Forschungsperspektive stellt Europäische Integration und Wandel in 
den Mitgliedstaaten in einen umfassenden Zusammenhang. Von zentralem Interesse 
ist die vom Integrationsverlauf ausgelöste „Dynamik gesellschaftlicher Prozesse, die - 
[…] - neue, transnationale Konfliktlinien entstehen lassen und die gegebenen 
politischen Strukturen grundsätzlich in Frage stellen könnten.“ (Jachtenfuchs / 
Kohler-Koch 2003, S. 35f.) Langfristige wirtschaftliche, politische und 
gesellschaftliche Restrukturierungsprozesse in Europa lassen transnationale 
Konfliktlinien entstehen. Um einen demokratischen politischen Prozess auf 
europäischer Ebene zu garantieren, fehlt jedoch ein „informierter und aufgeklärter 
Demos“. (Jachenfuchs / Kohler-Koch 2003, S.40) 
1.3.6 Selbstbestimmungsrecht 
 
Nach Henitze (Henitze 1999, S. 341) bildet die Erkenntnis von der Gleichheit der 
Menschen den Grundstock für das aktuelle Selbstbestimmungsrecht, heute 
eingebettet in das internationale Völkerrecht. (vgl. Henitze 1999, S. 341) Das Recht 
der Völker auf Selbstbestimmung sei ideengeschichtlich eine Kombination aus 
Individualrecht des Menschen und dem Kollektivrecht eines Volkes auf 
Selbstbestimmung. Die Idee des Gesellschaftsvertrags (Du contrat social; ou 
principes du droit politique, 1762) des Patrioten und Vorläufer des modernen 
Nationalismus, Jean-Jacques Rousseau (1712 – 1778), regelt auf nationaler Ebene 
das Zusammenspiel von Bürgern und Staat, Einzelinteressen und Gemeinwohl, 
individueller Freiheit und staatlichem Zwang. (vgl. Reinhard 1997, S. 339ff) 
Das 19. Jh. gilt ideengeschichtlich als Zeitalter des klassischen Liberalismus. Die 
„einhundertjährige Geistesarbeit der Aufklärung“ (Fenske 1997, S.379) kulminierte in 
der Französischen Revolution 1789 und löste eine Politisierung breiter 
Bevölkerungsschichten mit starker Beispielkraft für ganz Europa aus. Auch baskische 
Nationalisten greifen – maßvoll bis überzogen – auf die ideengeschichtliche Kraft der 
Französischen Revolution zurück, um ihrer Darstellung der Verteilung der politischen 
Kräfte Spaniens bissige Intensität zu verleihen: Den unterdrückten Massen sei von 
den politischen Eliten oder gar durch das spanische Königshaus das Recht auf 
Selbstbestimmung verwehrt worden. Die Prämisse von der Freiheit und der 
Gleichheit der Menschen, in Art. 1 der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte 
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von französischen Liberalen 1789 formuliert und im 19. Jh. allgemein rezipiert (vgl. 
Fenske 1997, S. 381), gelte folglich innerhalb des spanischen Staates nicht für alle.10  
Der Übergang vom Einzel- zum Gruppenrecht begann erst mit dem Ringen um die 
Religionsfreiheit und war erst nach der Herausbildung des politischen Volksbegriffes 
im Laufe des 19. Jh. möglich. (vgl. Hobe / Kimminich 2000, S. 111) War der Staat zu 
Beginn der Neuzeit eine absolutistische Monarchie und der Mensch Untertan, so 
verdrängte im 19. Jh. das Staatsanghörigkeitsverhältnis zunehmend dieses 
Ungleichgewicht. Die Macht des Monarchen war von der Nationalität der 
Bevölkerung unabhängig. Mit der Revolution von 1848 setzt sich jedoch der 
politische Volksbegriff durch.11 Der Schweizer Rechtsgelehrte Johann Casper 
Bluntschli (1808 - 1881) formuliert das Nationalitätsprinzip - „Jede Nation ein Staat. 
Jeder Staat ein nationales Wesen“ - (Hobe / Kimminich 2000, S. 112) und 
argumentiert gegen den Vielvölkerstaat. Als ersten Theoretiker des 
Selbstbestimmungsrechtes nennen Hobe / Kimminich den österreichischen Juristen 
Karl Renner, auf internationaler Ebene jedoch Thomas Woodrow Wilson (1856 -
1924). (vgl. Hobe / Kimminich 2000, S. 112) 
Die 14-Punkte-Erklärung des amerikanischen Präsidenten entsprach der 
Argumentation nach nationalstaatlichen Prinzipien: Entweder sollte einem Volk das 
Recht auf Staatsgründung oder auf autonome Entwicklung innerhalb eines 
Mehrvölkerstaates zuerkannt werden. In der Praxis stellte sich dieser Vorschlag stets 
als schwierig heraus, da, im Besonderen nach dem Ersten Weltkrieg, die 
Vermischung der Völker in den meisten Fällen Territorialstreitigkeiten zur Folge 
hatten. (vgl. Henitze 1999, S. 342) Auch waren die Friedensbotschaften ab 1917 
eher ein theoretisches Bekenntnis zum Selbstbestimmungsrecht, das praktisch 
keinen Niederschlag in den nationalen Politiken fand. Neue, unabhängige Staaten 
verweigerten denjenigen Nationalitäten, die nicht zur Staatsnation gehörten, das 
Selbstbestimmungsrecht. Nach dem Zweiten Weltkrieg und den Verträgen von St. 
Germain und Versailles fanden Abstimmungen über die Gebietszugehörigkeit in 
einigen Regionen Europas statt. (vgl. Hobe / Kimminich 2000, S. 112) 
                                               
10
 Ähnlich unqualifizierte, aber leider häufig geäußerte Ansichten sind z.B. die Konstatierung einer 
„linguistischen“ oder „politischen Apartheid“ im Baskenland oder der Vergleich mit totalitären und 
menschenverachtenden Methoden der Nationalsozialisten. Derart absurde Anschuldigungen sind auf 
beiden Seiten – spanischer wie baskischer - zu hören, werden jedoch nicht über Rundfunk und 
Printmedien dargelegt, sondern vor allem auf den Straßen und im Internet propagiert. 
11
 Als Theoretiker wäre hier etwa der Italiener Pasquale Stanislao Mancini (1817-1888) zu nennen. 
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In der Zeit nach dem Scheitern des Völkerbunds und während des Zweiten 
Weltkriegs trat die Anti-Hitler-Koalition mit der anglo-amerikanischen Charta vom 
14.8.1941 auf, die den Vorläufer der UN-Charta bilden sollte: Die USA und 
Großbritannien verpflichteten sich damit, das Recht der Völker zu achten, die 
Regierungsform zu wählen, unter der sie leben wollten. (vgl. Henitze 1999, S. 342) 
Das bis heute gültige Prinzip der Nicht-Einmischung in die nationalen 
Angelegenheiten eines Staates, kodifiziert durch die UN-Charta, geht zurück auf den 
Grundsatz der anglo-amerikanischen Charta.  
Art. 1 Nr. 2 und Art. 55 der Charta der Vereinten Nationen sollten zwar keinen 
Rechtscharakter einräumen, das Selbstbestimmungsrecht der Völker aber als Ziel 
der Weltorganisation fest machen und somit einen Beitrag zu internationaler 
Sicherheit und Stabilität leisten. In beiden Fällen und über die Jahrzehnte haben die 
Unterzeichnerstaaten die Zielsetzungen nur mangelhaft respektiert.  
Dieses Prinzip der Wahrung der territorialen Integrität diente damals wie heute 
weniger den Völkern, denn dem Schutze der territorialen Integrität der Staaten. „Volk“ 
meint in diesem Zusammenhang „Staatsvolk“ und bezeichnet nicht die einzelnen 
Bevölkerungsgruppen eines Staates oder gar deren Recht auf Selbstbestimmung der 
Regierungsform. Das Selbstbestimmungsrecht der Völker in diesem Sinne gilt heute 
als ius cogens, ist eine zwingende Völkerrechtsnorm und bildet die Grundlage der 
Beziehungen zwischen den Staaten. Jede Verletzung des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker wird als internationales Verbrechen und Gefährdung des Weltfriedens, so 
es ihn gäbe, verurteilt. (vgl. Hobe / Kimminich 2000, S. 113) Der Internationale 
Gerichtshof (ICJ) spricht Urteile auf Basis des Selbstbestimmungsrechts.12 (vgl. 
Henitze 1999, S. 343). 
 
Erst durch die Entkolonialisierung kam es zu einer Neudefinition des Verhältnisses 
zwischen Staaten und ihren Völkern. Die Souveränität der Staaten sollte nicht mehr 
dem Selbstzweck dienen, sondern im Dienste der Rechte der Völker und der 
Menschenrechte stehen, als deren Institutionalisierung sie allein gerechtfertigt ist. 
(vgl. Henitze 1999, S. 343) Als wichtigste Kodifizierungen in diese Richtung gelten 
zahlreiche Resolutionen und Internationale Pakte: Resolution 1514 (XV) der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen (GA) vom 14.12.1960 betreffend aller 
Völker, Resolution 1803 (XVII) der GA vom 14.12. 1962 betreffend wirtschaftlicher 
                                               
12
 Namibia-Gutachten 1971, Westsahara-Fall 1975, Nicaragua-Fall 1984 
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Angelegenheiten, die UN-Menschenrechtspakte vom 16.12. 1966: Internationaler 
Pakt über die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte13, Internationaler Pakt 
über die bürgerlichen und politischen Rechte14, Resolution 2625 (XXV) der GA 
„Friendly Relations-Declaration“ vom 24.10.197015 oder die Schlussakte von Helsinki 
vom 1.8.1975. Das Selbstbestimmungsrecht ist tragendes Legitimationsprinzip der 
gesamten Völkerrechtsordnung. (vgl. Henitze 1999, S. 343)  
Das Selbstbestimmungsrecht wurde so formuliert, dass es keine ständige Bedrohung 
für die territoriale Integrität der souveränen Staaten darstellt: Das in Resolution 2200 
A (XXI) der GA angenommene Internationale Abkommen über bürgerliche und 
politische Rechte, hält folgendes fest:  
Article 1.1. “All peoples have the right of self-determination. By virtue of that right they 
freely determine their political status and freely pursue their economic, social and 
cultural development.” (International Covenant on Civil and Political Rights, Art.1.1., 
1966) 
Dieses internationale Abkommen wurde als Antwort auf den europäischen 
Kolonialismus notwendig, um die ehemaligen Kolonialstaaten in die Unabhängigkeit 
führen zu können. Nach baskisch-nationalistischer Logik handelt es sich beim 
spanischen Staat um eine kastillische Kolonialmacht, die seit dem XV. Jh. die 
Regionen Galliziens, des Baskenlandes und Kataloniens gegen den Willen seiner 
Völker kolonialisiert hält, während eine Rückführung der Gebiete in die 
Unabhängigkeit immer noch aussteht. Dies rechtfertigt aus nationalistischer Sicht die 
Anwendung des Selbstbestimmungsrechts.  
Indessen wurde im Oktober 1979 das „Abkommen über bürgerliche und politische 
Rechte“ durch eine weitere Resolution der GA, genauer die „Erklärung der Prinzipien 
des Völkerrechts bezüglich der freundschaftlichen Beziehungen und der 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten“, die bereits weiter oben erwähnte „Friendly 
Relations-Declaration“, zugunsten der territorialen Integrität der Staaten entschärft. 
(vgl. A/Res/2625 [XXV], 1970, S.132). Zwar wird auch in dieser völkerrechtlichen 
Erklärung das Selbstbestimmungsrecht der Völker nochmals speziell betont, jedoch 
immer mit Augenmerk darauf, die territoriale Einheit der Mitgliedstaaten nicht zu 
                                               
13Engl.: UN Convenant on Economic, Social and Cultural Rights 
14
 Engl.:UN Convenant on Civil and Political Rights 
15
 Hier die „Friendly Relations-Declaration“ im Wortlaut: „…haben alle Völker das Recht, frei und ohne 
Einmischung von außen über ihren politischen Status zu entscheiden und ihre wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Entwicklung zu gestalten und jeder Staat ist verpflichtet, dieses Recht im Einklang mit 
den Bestimmungen der Charta zu achten.“ (Henitze 1999, S.345) 
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gefährden. Schließlich handelt es sich auch bei den Vereinten Nationen um eine 
Organisation von Staaten, die bedacht sind ihre Interessen zu wahren. 
Daher wäre laut internationalem Völkerrecht nur mehr unter drei Gegebenheiten das 
Recht auf Selbstbestimmung gültig: 1) In Kolonialgebieten 2) In Unabhängigen 
Staaten, die nach 1945 illegal besetzt wurden 3) In Teilgebieten eines Staates, die 
durch den Staat in ihrem Recht auf Gleichheit und Selbstbestimmung verletzt und 
von der politischen Partizipation ausgeschlossen werden (vgl. Jáuregui, 2003, S. 23) 
Keiner dieser Fälle trifft auf das Baskenland zu. Das internationale 
Selbstbestimmungsrecht ist nicht mit dem Recht auf Sezession gleichzusetzen. Das 
Recht auf Sezession ist die Konsequenz der Verweigerung des 
Selbstbestimmungsrechts. Für beide Seiten gilt das Gewaltverbot noch vor dem 
Recht auf Selbstbestimmung (lt. Art. 51 der UN-Charta). Auch die (militärische) 
Hilfestellung von außen stößt an die Grenzen des Interventionsverbots. 
Zusammenfassend unterscheiden Hobe und Kimminich nach dem derzeitigen Stand 
der Diskussion das innere und das äußere Selbstbestimmungsrecht. Das innere 
Selbstbestimmungsrecht umfasst das Recht zur Bestimmung der politischen 
Regierungsform und das Recht frei und ohne äußere Einflussnahme über die eigene 
kulturelle Entwicklung zu entscheiden, wie z.B. die Bewahrung von Eigenheiten. Das 
äußere Selbstbestimmungsrecht ist das Sezessionsrecht, das aufgrund des generell 
geltenden Gewaltverbots und der uti-possidetis-Doktrin nur unter ganz bestimmten 
Umständen erwächst. Das Völkerrecht strebt den Ausgleich zwischen territorialer 
Integrität der Staaten und des Selbstbestimmungsrechts der Völker an. (vgl. Hobe / 
Kimminich 2000, S. 118) 
Die Gewährung des Selbstbestimmungsrechts liegt folglich innerhalb der 
Entscheidungskompetenz des Staates. Die internationale Gemeinschaft wird einer 
Sezession und einer Staatsneugründung nicht im Wege stehen, solange zwischen 
dem neuen und dem alten Staat ein bilaterales Abkommen geschlossen wurde, das 
(zumindest formale) Einverständnis des Herkunftsstaates gewährleistet ist und das 
Gewaltverbot eingehalten wurde. Wohl aber könnten Proteste von Europäischen 
Unionsmitgliedern zu hören sein (siehe Staatenanerkennungspraxis der 
Europäischen Gemeinschaft weiter unten). 
Laut UNESCO, und somit auch vor den Vereinten Nationen, kann nur jenen Gruppen 
das Recht auf Selbstbestimmung gewährt werden, die distinktive Merkmale besitzen 
und somit als Volk Anerkennung finden. Jene Gruppen gelten als Volk, die sowohl 
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„objektive“ als auch „subjektive“ Charakteristika aufweisen, die stark genug sind, 
die Besonderheit der Gruppe zu rechtfertigen. Zu den objektiven Merkmalen zählen 
ein gemeinsamer ethnischer, sprachlicher, religiöser, geschichtlicher und kultureller 
Hintergrund. Subjektiv muss sich die Gruppe in ihrem Selbstbewusstsein als Volk 
wahrnehmen, soll eine Wertegemeinschaft bilden und gemeinsame Ziele verfolgen. 
Ein weiterer subjektiver Punkt ist die Fähigkeit zur Bildung von funktionsfähigen 
politischen Instanzen. (vgl. Scharf 2004, S. 380) Die Basken definieren sich demnach 
zu Recht als Volk. 
Im baskisch-nationalistischen Diskurs ist das Selbstbestimmungsrecht die Basis für 
alle politischen Forderungen. Zahlreiche Rechtsquellen sprechen sowohl für als auch 
gegen das Recht eines Volkes oder einer Ethnie seine politische Zukunft selbst zu 
entscheiden. Die Auslegung von Rechtstexten hängt, wie so oft, von der Intention 
des Rezipienten ab. 
Im spanischen Kontext basiert das Recht auf Selbstbestimmung (spanisch: derecho 
de autodeterminación) aus historischer Sicht auf den ehemaligen Sonderrechten 
(Erlass von Steuerzahlungen und Befreiung vom Militärdienst, ausgenommen zum 
Schutz des eigenen Territoriums) des Baskenvolkes, den fueros oder derechos 
forales, auf die sich baskische Nationalisten noch heute berufen, um dem 
Baskenvolk eine historische politische Einheit zuzuteilen und somit das aktuelle 
Streben nach politischer Unabhängigkeit zu legitimieren. 
 
Staatenanerkennungspraxis der Europäischen Gemeinschaft  
 
Für unseren Fall kann es sicher von Interesse sein, die Richtlinien und Bedingungen 
der europäischen Staaten für die Anerkennung der Staaten Sloweniens und 
Kroatiens im Winter 1991/1992 zu repassieren: 
Am 16. Dezember 1991 erörtern die EU-Mitgliedstaaten in einer Ministerratssitzung 
Richtlinien für die Anerkennung neuer Staaten in Osteuropa und in der Sowjetunion, 
für die folgende Voraussetzungen gegeben sein müssen:  
-Achtung der Bestimmungen der UN-Charta und der Verpflichtung aus der 
Schlussakte von Helsinki und der Charta von Paris, insbesondere im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Menschenrechte; 
- Garantien für die Rechte ethnischer und nationaler Gruppen und Minderheiten im 
Einklang mit den im Rahmen der KSZE eingegangenen Verpflichtungen;  
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- Achtung der Unverletzlichkeit aller Grenzen, die nur auf friedlichem Wege und 
einvernehmlich geändert werden dürfen;  
- Übernahme aller einschlägigen Verpflichtungen in Bezug auf Abrüstung und 
nuklearer Nichtverbreitung, sowie auf Sicherheit und regionale Stabilität; 
- Verpflichtung zur Regelung aller Fragen im Zusammenhang mit Staatennachfolge 
und regionalen Streitigkeiten durch Vereinbarung und, wo angebracht, durch 
Rückgriff auf Schiedsverfahren. (vgl. Gloria 1999, S. 241)  
Gebilden, die das Ergebnis von Aggressionen seien, hat die EG in dieser Zeit vorweg 
als nicht anerkennungswürdig eingestuft, wohl als politischer Hinweis und Versuch zu 
verstehen,  weitere militärische Handlungen zu verurteilen und evtl. zu verhindern. In 
der Erklärung zu Jugoslawien vom 16. 12. 1991 stellt die EG die Annahme der 
Ergebnisse der Haager Friedenskonferenz, des Sekretariats der Vereinten Nationen 
(VN) und des Sicherheitsrates der VN zur Bedingung. Den jugoslawischen 
Teilrepubliken wurde bis 23.12.1991 Zeit gegeben, ihr Einverständnis zu den 
Bedingungen zu äußern und den EG-Staaten mitzuteilen, ob sie als unabhängige 
Staaten anerkannt zu werden wünschen. Am 23.12. 1991 wurden Slowenien und 
Kroatien von Deutschland und am 15.1. 1992 von allen weiteren EG-Staaten, ferner 
von Österreich, der Schweiz, Kanada, Norwegen, Bulgarien und Ungarn, anerkannt. 
(vgl. Gloria 1999, S. 241)  
Gloria kommentiert äußerst interessant: „Der ausführliche Katalog von Kriterien, der 
weit über die traditionelle Staatenpraxis hinausgeht, macht deutlich, dass die EG mit 
ihren Anerkennungsrichtlinien keineswegs der Staatenpraxis entnommenen 
Anerkennungskriterien zur Geltung verhelfen, sondern dass sie mit der Anerkennung 
gleichzeitig politische Bedingungen verknüpfen wollte.“ (Gloria 1999, S. 242)  
Daraus lässt sich ableiten, dass es sich nicht um objektive, allgemein gültige Kriterien 
handelt, die für die Anerkennung erfüllt sein müssen, sondern um Bedingungen für 
die Aufnahme von diplomatischen Beziehungen. Die Kriterien für die Anerkennung 
zeigen das Interesse der EG an der politischen Stabilität in der Balkanregion. Die in 
der internationalen Gemeinschaft für das Vorhandensein eines Staates geltenden 
und in der Montevideo-Konvention festgehaltenen Kriterien, haben nichts mit den 
Anerkennungsbedingungen der EG gemeinsam (vgl. Gloria 1999, S. 242), vielmehr 
gehen sie weit darüber hinaus. Schon die klassischen Kriterien für Staatlichkeit, das 
Vorhandensein eines Territorium, einer dauerhafte Bevölkerung, einer Regierung 
und die Unabhängigkeit, genügen, um ein Gebilde völkerrechtlich als Staat 
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anzuerkennen. Besonders möchte ich hier betonen, dass Souveränität keine 
Vorbedingung für die Anerkennung eines Staates ist, sondern eine Eigenschaft der 
Staaten an sich. „In any event, as a matter of international law no further legal 
consequences attach to sovereignty than attach to statehood itself.” (Crawford 2006, 
S.33) 
Fischer et al. werten die Anerkennung des Staatsstatus generell und in allen Fällen 
als politischen Akt, der die Grundlage für die Aufnahme von diplomatischen 
Beziehungen bildet. (vgl. Fischer et al. 2004, S. 113) Dies bestätigt die Aussagen 
Glorias und lässt im Besonderen die Forderungen der EG als folgerichtig erscheinen, 
wenn die diplomatische, politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit mit den 
neuen europäischen Staaten erfolgreich sein sollte. 
 
Als besonders wertvolles Beispiel für die Ausübung des Selbstbestimmungsrechtes 
und der Staatenannerkennungspraxis der EU dient uns die aktuelle Haltung der 
Europäischen Union zur Unabhängigkeit des Kosovo. So haben einige EU-
Mitgliedstaaten Vorbehalte gegenüber des unilateralen Vorgehens der kosovarischen 
Autonomieregierung in Richtung Unabhängigkeit ohne die Zustimmung Serbiens 
geäußert. Unter den Objector-Staaten (Rumänien, Griechenland, Zypern, Slowakei) 
befindet sich auch Spanien, das befürchtet der Fall Kosovo könnte ein Präzedenzfall 
für das äußere Selbstbestimmungsrecht und die unilaterale Deklaration von 
Unabhängigkeit werden. Selbst der slowakische Staat, der vor kaum zwei 
Jahrzehnten durch eine rasche, ja selbst für die tschechoslowakische Bevölkerung 
fast überraschende Trennung von Tschechien zur Gründung fand, hat heute starke 
Vorbehalte gegenüber der unilateralen Unabhängigkeitserklärung des Kosovo. Es 
bestehe die Gefahr, die Bevölkerungsgruppe der Ungarn könne sich am Kosovo ein 
Beispiel nehmen und Unabhängigkeitsforderungen stellen.  
Die europäischen Befürworter der Unabhängigkeit des Kosovo führen jedoch ins 
Treffen, dass es sich bei den Unabhängigkeitsbestrebungen der Autonomieregion 
um einen Fall sui generis handle. Die aktuelle Haltung der Europäischen Union zur 
Unabhängigkeitserklärung des Kosovo am 17. Februar 2008 spiegelt die Problematik 
dieser Situation wieder. Auf gemeinschaftlicher Ebene konnte keine Einigung auf 
eine gemeinsame Position erzielt werden. Die Entscheidung über die Anerkennung 
des neuen Staates und die Aufnahme von diplomatischen Beziehungen verbleibt, 
wie auch bisher, bei den Mitgliedstaaten und wird nicht von der Gemeinschaft 
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geregelt. Dort wo nationale Minderheiten die Mitgliedstaaten herausfordern, will man 
kein Risiko eingehen. Zu groß ist die Angst vor einer unilateralen 
Unabhängigkeitserklärung in den von nationalen Minderheiten dominierten Gebieten. 
Auch wenn die internationale Gemeinschaft die Sezession des Kosovo als einzigartig 
dargestellt haben möchte, bleibt sie auf völkerrechtlicher Ebene ein für Europa 
entscheidender und wichtiger Fall.  
Die Praxis der Anerkennung nach einer unilateralen Sezession kann im 
völkerrechtlichen Gewohnheitsrecht einen Grundstein für weitere Staatsgründungen 
bilden. Zahlreiche europäische Regionen sind heute schon nicht um das Vorbringen 
von Gründen zugunsten einer Sezession verlegen. Und auch die strengsten 
politischen Anerkennungskriterien könnten letztlich erfüllt werden. 
 
Die Unauflösbarkeit Spaniens 
 
Was sieht die spanische Verfassung für diesen Fall vor? Auf verfassungsrechtlicher 
Ebene besteht eine klare Absage an die Forderung der Nationalitäten16 auf 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit. Artikel 2 der spanischen Verfassung 
garantiert den spanischen Regionen und Nationalitäten weitgehende Autonomie, 
sieht aber klar die Unauflösbarkeit der spanischen Einheit vor.  
Art. 2  La Constitución se fundamenta en la indisoluble unidad de la Nación 
española, patria común e indivisible de todos los españoles, y reconoce y garantiza 
el derecho a la autonomía de las nacionalidades y regiones que la integran y la 
solidaridad entre todas ellas. (vgl. Constitución Española, 1978, Art. 2) 
 
Artikel 1 und 2 gelten als der so genannte harte Kern der spanischen Verfassung. 
„…, el artículo 2 de la CE (nota: Constitución Española) no permite el ejercicio del 
derecho de autodeterminación en su sentido más clásico, es decir, en su sentido de 
derecho a la secesión. (Jáuregui 2003, S. 25) Um den Título Preliminar der CE, 
darunter auch die Art. 1 und 2, zu ändern, ist ein sehr strenges 
Abstimmungsverfahren vorgesehen. Zweidrittelmehrheit in beiden Kammern, 
Auflösung des Parlaments, Neuwahlen, neuerliche Verabschiedung der 
                                               
16
 Die spanische Verfassung unterscheidet zwischen dem Begriff Nation (nación), der stellvertretend 
für die gesamtspanische Bevölkerung steht und dem Begriff der Nationalitäten (nacionalidades), der 
die einzelnen linguistisch bzw. ethnisch differenten Bevölkerungsgruppen bezeichnet. 
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Verfassungsänderung mit Zweidrittelmehrheit in beiden Kammern, Abhaltung eines 
nationalen Referendum über die Verfassungsänderung.  
Obwohl aktuell aus spanischer Sicht kein Rechtstext existiert, der das baskische 
(oder das galizische oder katalanische) Selbstbestimmungsrecht garantieren könnte, 
stellt sich doch folgende Frage: Gehört es nicht zu den Aufgaben des 
demokratischen Rechtsstaates, den demokratischen Willen seiner Bürger zu 
respektieren, und die Ausübung des Selbstbestimmungsrechts zu gewährleisten? Ein 
Beispiel für dieses demokratische Recht, das selbstverständlich nicht dem Ethnos, 
sondern dem Demos zugesprochen wird (vgl. Jáuregui 2003, S. 26), liefert der 
Supreme Court of Canada in seiner Erkenntnis zur Sezession Quebecs (vgl. 
Reference re Secession of Quebec, [1998] 2 S.C.R. 217) Der kanadische Supreme 
Court weist in seinen Ausführungen immer wieder auf den politischen Gehalt dieser 
Fragestellungen hin, und sieht diese aus rein juristischer Sicht nicht vollständig 
beantwortbar.  
Der Jurist Jáuregui, selbst Baske, öffnet die juristische Debatte in diesem Sinne in 
Richtung einer politischen Dimension: Das Urteil des Supreme Court of Canada 
mache eine Unterscheidung zwischen dem Recht auf Selbstbestimmung auf 
völkerrechtlicher Ebene und desselben auf nationaler Ebene. Das Völkerrecht 
negiere nicht die Möglichkeit einer Sezession, favorisiere lediglich die Wahrung der 
territorialen Integrität und bemächtige die Staaten gegen mögliche 
Sezessionsversuche mit allen legitimen Mittel dagegen vorzugehen. Es verbiete es 
aber den Bevölkerungsgruppen nicht, das Recht auf Selbstbestimmung oder gar die 
Sezession zu fordern. Bringe die separatistische Region ihren Willen die eigene 
Zukunft selbst zu entscheiden deutlich zum Ausdruck, wäre es die demokratische 
Pflicht des Staates, sich mit dieser Forderung auseinanderzusetzen. Als Beispiele für 
die Willensverkündung nennt Jáuregui die Declaración sobre la autodeterminación 
de Euskadi des baskischen Parlaments aus dem Jahr 1990 oder die 
Abschlusserklärung eines Runden Tisches aller demokratischen Parteien des 
Baskenlandes (la Mesa de Ajuria-Enea) im Jahr 1996.  
Zusammenfassend sieht Jáuregui „[...], la necesidad de rechazar,[...],dos posiciones 
extremas. [...], la idea de que la expresión por parte de la CAPV de una voluntad de 
autoderminación no impondría ninguna obligación al Estado central, y la idea,[...], de 
que la secesión de Euskadi constituye un derecho absoluto.” (Jáuregui 2003, S. 32) 
 
 32 
Der Ball liegt bei den politischen Akteuren, und die für eine Entscheidung 
notwendigen Mehrheiten werden diese auch in absehbarer Zukunft auch weiterhin 
treffen. Zum Vorstoß des baskischen Präsidenten Ibarretxe im Herbst des Jahres 
2008 ein Referendum im Baskenland abzuhalten, zeigt Madrid weiterhin eine 
abweisende Haltung und verbietet die Abhaltung des Referendum. Die baskische 
Gesellschaft sei durch den Terrorismus schwer belastet und die persönliche Freiheit 
der Meinungsäußerung sei in der baskischen Gesellschaft stark limitiert. Daher sei 
der geeignete Moment für eine derart wichtige Bevölkerungsbefragung noch nicht 
gekommen. 
 
1.3.7 Sezession 
 
Perhaps no other question of political philosophy, or of international law, pregnant with such 
unutterable calamities, has ever been so partially and superficially examined as the right of secession.  
 
- Albert Taylor Beldsoe 
 
Holtmann definiert Sezession im klassischen Sinne als „Abspaltung eines 
Gebietsteiles eines Staates bzw. Staatsgebildes gegen den Willen des 
Gesamtgebildes“ (Holtmann 2000, S.624). Dies ließe den Schluss zu dass, 
Sezession immer unilateral, und infolgedessen gegen den Willen des 
Herkunftsstaates erfolgt und niemals im Einverständnis zwischen dem Herkunftsstaat 
und dem neuen Staat zu Stande kommen kann. Ein gegenteiliges Beispiel bietet die 
Sezession Norwegens von Schweden. Ziel ist die Gründung eines neuen, 
autonomen Staates oder der Anschluss an einen anderen Staat (vgl. Holtmann 2000, 
624). Holtmann liefert damit eine negative Definition des Sezessionsbegriffes, der 
das Selbstbestimmungsrecht nicht berücksichtigt, und deshalb aus aktueller Sicht 
nicht voll zufrieden stellend ist.  
 
Einen liberaleren Sezessionsbegriff führen Berthold und Neumann ein: „Die 
Sezession lässt sich als Ausübung einer kollektiven Exitoption interpretieren.“ 
(Berthold/Neumann 2002, S.3) Sie beziehen sich dabei auf die Sezessionstheorie 
Allen Buchanans, die für die Minderheit(en) eines multinationalen Staates sowohl 
Voice- als auch Exitoptionen vorsieht. Unter Voiceoption versteht Buchanan die 
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Möglichkeit Verhandlungen mit dem Staat zu führen, mehr Rechte und Autonomie 
einzufordern und die Situation im Staat aus der Sicht der Minderheit positiv zu 
verändern. Kann die Voiceoption von der Minderheit nicht oder nur unzufrieden 
stellend eingesetzt werden, so bliebe dieser in letzter Konsequenz die Exitoption als 
legitime Lösung für den Konflikt. Buchanan bezeichnet dies als reines „Hilfsrecht“ 
aufseiten der Minderheit (Patten 2002, S. 559). Diese kollektive Exitoption ist aus 
Sicht Berthold und Neumanns jedoch problematisch, da nach einem vollständigen 
Ausscheiden aus der Union, sich ein Bevölkerungsteil aus der abgespaltenen Region 
neuerlich zur Sezession, unter Ausübung seiner Exitoption, entschließen könnte, und 
sich so die Sezession immer weiter fortsetzen würde (vgl. Berthold/Neumann 2002, 
S.4). 
Die Polemik der politischen Debatte in Spanien gibt Buchanan Recht: Die 
Sezessionsfrage ist von hoch moralischer Natur. (vgl. Buchanan 1991, S. vii) 
Sezession versteht Buchanan als die am stärksten ausgeprägte Form des 
Nationalismus. (vgl. Buchanan 1991, S.2) Auf der Suche nach einem liberalen, aber 
dennoch völkerrechtlich verankerbarem Sezessionsbegriff, räumt auch er Bedenken 
bezüglich eines allgemeinen Sezessionsrechts für alle Ethnien ein:  
 
„To say that the proliferation of secessionist movements may have disturbing 
consequences for International order and peace is to indulge in serious 
understatement.“ (Buchanan 1991, S. 2) 
 
Auf Basis einer liberalen Sezessionstheorie unterscheidet Buchanan zunächst 
zwischen zwei Wegen auf denen sich Sezession vollziehen kann: Erstens über eine 
unilaterale Erklärung, ohne Zustimmung des Staates17, und zweitens über die 
Einvernehmlichkeit mit dem Staat (vgl. Buchanan 2003, S. 246). Auf unilateralem 
Weg existieren zwei Theorien, die für bestimmte Gruppen und Situationen 
Sezessionsrechte vorsehen: a) remedial right-only theory und b) primary right 
theories.  
 
Die Begründung für eine unilaterale Sezession nach a) liegt in dem liberalen 
Verständnis des Revolutionsrechtes als letzter Ausweg vor Grundrechtsverletzungen 
vonseiten des Staates zum Nachteil einer bestimmten Bevölkerungsgruppe. Doch 
                                               
17
 Empirisch gesehen sind dies die häufigsten Fälle. 
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Buchanan sieht darin nicht den einzigen Fall, in dem die remedial right-only theory 
zum Tragen kommen könnte, er geht noch weiter: Wurde der Region vom Staat zwar 
ein gewisser Autonomiestatus zugesprochen, dieser aber schlussendlich nie 
umgesetzt oder war das Territorium vormals ein selbständiger Staat und wurde zu 
Unrecht annektiert, könnte auch dann die Region von ihrem remedial right Gebrauch 
machen, sozusagen als „Heilmittel gegen die Ungerechtigkeit“ (vgl. Buchanan 2003, 
S. 249). Aus der Sicht der baskischen Nationalisten treffen die beiden letztgenannten 
Umstände auf die Situation im Baskenland zu: Sie halten der Nationalregierung vor, 
die im Rahmen des Verfassungsgebungsprozesses zwischen 1975 und 1978 
versprochenen Kompetenzen nie an die Regionen weitergegeben zu haben. So auch 
der Kongressabgeordnete der PNV, Emilio Olabarría, in einem Gespräch im 
November 2004: 
 
 “Hay 38 [nota: competencias] que no están transferidas todavía. De hecho muy 
importantes como la de la seguridad social, la de las políticas de empleo, las de 
formación profesional, pero bueno. Esas políticas son fundamentales, la de I+D es 
un tema muy importante. Como somos una comunidad industrial le damos mucha 
importancia.“ 
 
Weiters finden sich im nationalistischen Diskurs immer wieder Anspielungen auf die 
unrechten kastillischen Eroberungen souveräner Gebiete auf der iberischen 
Halbinsel, konkret des Königreichs von Navarra, dessen historisches Territorium 
heute von den Separatisten als Euskal Herria bezeichnet wird.  
 
Bei einer genaueren Studie der theoretischen Vorstöße Buchanans, wird jedoch 
eines klar: Es ist die Intention des Autors eine legal-theoretische Basis mit Rücksicht 
auf die Konstitution der völkerrechtlichen Institutionen zu schaffen, um die 
tatsächliche Inkorporation des Sezessionsrechts in das Völkerrecht zu ermöglichen. 
Ein generelles Sezessionsrecht für alle permanenten Minderheiten erscheint auch, 
wie schon erwähnt, Buchanan für internationalen Frieden und Ordnung zu riskant. 
Anhand der Unabhängigkeitsbewegung Quebecs erklärt er das generelle 
Sezessionsrecht für alle ethnischen Gruppen als eine für das Völkerrecht 
unbrauchbare Rechtsgrundlange: 
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„I conclude, then, that the predicament of being a permanent minority should not in 
itself – in the absence of unambiguous injustices – count in international law as a 
justification for unilateral secession.” (Buchanan, 2004, S. 363) 
 
Die b) primary right theories unterteilt Buchanan zwei Untergruppen: plebiscitary 
(Gruppe deren einzige Gemeinsamkeit der Sezessionswunsch ist) und ascriptive 
right theories (Gruppe, die aufgrund der zahlreichen Gemeinsamkeiten seiner 
Mitglieder als Nation gilt). Auch der liberale Standpunkt spricht nicht allen Ethnien ein 
Recht auf Sezession zu, jedoch das Recht auf nationale Selbstbestimmung, das 
nicht zwangsläufig in einer Sezession enden muss (vgl. Buchanan 2003, S. 249). 
Besonders interessant für den Fall des Baskenlandes sind die Ausführungen 
Buchanans zur einvernehmlichen Sezession. Wird von spanischer Seite immer 
wieder die Verfassungswidrigkeit aller separatistischen Forderungen betont, so ist im 
Rahmen einer liberalen Theorie eine Sezession aus verfassungsrechtlicher Sicht 
durchaus möglich. Zum einen, klarer Weise, wenn die Verfassung das 
Sezessionsrecht explizit vorsieht. Und zum zweiten, wenn dies nicht der Fall ist, 
durch die Einleitung eines Regel geleiteten Prozesses und dessen Strukturierung 
nach Verfassungsprinzipien, wie Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, in Verbindung 
mit Verfassungsänderungen. (vgl. Buchanan 2003, S. 246) Dieser Ansatz ebnet den 
Weg für eine Sezession des Baskenlands jedoch nicht auf internationaler Ebene, auf 
völkerrechtlicher Basis, sondern impliziert die Anerkennung des 
Souveränitätsprinzips und als nationale Angelegenheit. 
 
Es existieren für Individuen und Gruppen verschiedene Formen sich der Autorität des 
Staates zu entziehen: Emigration bestreitet im Gegensatz zur Sezession nicht die 
territorialen Ansprüche des Staates, sondern fordert eben lediglich die Ausreise aus 
dem Territorium, das der Ausübung der Staatssouveränität dient. Sezession, 
dagegen, stellt die Staatsgrenzen in Frage in dem sie versucht die Grenzen zu 
verschieben, um sich der Staatsautorität zu entziehen. Daher berührt Sezession das 
Konzept der staatseigenen Grenzen. (vgl. Buchanan 1991, S. 11) Völkerrechtlich 
beschneidet Sezession das Souveränitätsterritorium des Staates und ist aus 
moralischer Sicht eine schmerzliche Erfahrung für die Bevölkerung des 
Herkunftstaates. 
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1.3.8 Aspekte der Sezession 
 
Buchanan betrachtet den Sezessionsbegriff von 1991 an Hand von sechs Aspekten, 
die im Folgenden kurz dargestellt und mit dem baskischen Fall verknüpft werden 
sollen. (vgl. Buchanan 1991, S. 13 – 22) 
 
Gruppen- versus Individualsezession 
 
Nicht nur Gruppen, auch Individuen können das Sezessionsrecht einfordern. 
Buchanan spricht bei individuellen Sezessionisten von „verhinderten 
Gruppensezessionisten“ (Buchanan 1991, S. 13), die es auf Grund bestimmter 
widriger Umstände nicht schaffen ein erfolgreiches kollektives Vorgehen zu 
organisieren. Zwar bestünde ein kollektiver Wunsch zur Sezession, doch kann dieser 
nicht zum Ausdruck gebracht werden, da sich die einzelnen Akteure nicht als Gruppe 
präsentieren. Dies ist auf Rationalitätsparadoxa zurückzuführen: Einzelne Personen 
schaffen es nicht free-rider oder assurance Probleme zu überwinden.  
Die Sezessionsforderung kann aus zweierlei Gründen scheitern: Entweder Individuen 
verlassen sich zu sehr auf die Aktivitäten anderer und erhoffen sich, auch ohne 
persönlichen Einsatz ans Ziel zu gelangen. Oder Individuen befürchten mangelnde 
Rückhaltssicherung und geringen Beteiligungswillen vonseiten anderer 
Gruppenmitglieder und verzichten aus diesem Grund auf zielführende Handlungen. 
(vgl. Buchanan 1991, S. 13).  
Aus soziopolitischer Sicht ist der Gruppensezession die größte Bedeutung 
beizumessen, wie auch im Falle der baskischen Separatisten, die zwar ideologisch 
nicht homogen, jedoch unbestritten als nationalistische Gruppe für ihre Forderungen 
eintritt.  
 
Zentrale versus Periphere Sezession 
 
Die zentrale Sezession bezeichnet die Abtrennung eines Teils der im Zentrum des 
Staatsterritoriums liegt. Dies ist bei weitem nicht die häufigste Form, jedoch ist zu 
beachten, dass es dabei zu bedeutenden Schwierigkeiten bei der Staatsgründung 
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und der Erfüllung der Staatsaufgaben, wie der Landessicherung kommen könnte. 
(vgl. Buchanan 1991, S. 14) 
Im Falle des spanischen Baskenlandes, das zusätzlich bestrebt ist, und dies in 
Vorschlägen für Statutsreformen auch immer wieder festhält, sich mit der CA Navarra 
und dem französischem Baskenland, Iparralde, zu Euskal Herria zu vereinen, träfe 
die periphere Sezession zu. 
 
Nationale versus Lokale Sezession 
 
Unter diesem Aspekt weißt Buchanan darauf hin, dass Sezession nicht automatisch 
eine Staatsgründung nach sich ziehen muss. Subordinierte administrative Einheiten 
können sich innerhalb eines Staates spalten und zu gleichberechtigten politischen 
und administrativen Einheiten ausgebaut werden. (vgl. Buchanan, 1991, S. 14) In 
Bezug auf unsere Fallstudie traf dies bedingt auf den spanischen 
Transitionsprozesses zu, in dem sich Navarra auf eigenen Wunsch vom dagegen 
protestierenden Baskenland löste und eine eigene Comunidad Autónoma de Navarra 
gegründet wurde. Dennoch streben die baskischen Nationalisten, auch die als 
moderat geltende PNV, auf lange Sicht die Unabhängigkeit des Baskenlandes an.  
 
Mehrheiten- versus Minderheitensezession 
 
Ein wichtiger Punkt in der Sezessionsfrage sind die Bevölkerungsverhältnisse. Im 
Gegensatz zur Minderheitensezession schlägt Buchanan bei dem Staatsaustritt 
durch die Bevölkerungsmehrheit den Begriff Exklusion vor. (vgl. Buchanan, 1991, S. 
14). Es stellt sich die Frage, ob Mehrheiten über die Rechte von Minderheiten 
entscheiden dürfen. Legitimiert das Recht auf Minderheitensezession das Recht auf 
Exklusion einer Mehrheit? Wie in den meisten Fällen von sezessionistischen 
Bewegungen kämpft auch hier eine Minderheit für eine Anerkennung als Nation, im 
Speziellen auf Grund ihrer historischen und linguistischen Besonderheiten innerhalb 
des spanischen Staates. Es ist wichtig zu erwähnen, dass in der spanischen 
Diskussion der Begriff „minorías“ nicht zur Anwendung kommt. Weder bezeichnen 
sich die Basken selbst als Minderheit, noch werden sie vom spanischen Staat als 
diese wahrgenommen. Dem Begriff der „nacionalidades“ wird Vorzug gegeben. Im 
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Gegensatz zur „nación“18 soll hierbei kein Eindruck des Souveränitätsanspruches 
entstehen. 
Sezession des wirtschaftlich Stärkeren versus Sezession des wirtschaftlich 
Schwächeren 
 
Mit diesem Aspekt bringt Buchanan den Begriff der distributive justice, der 
Verteilungsgerechtigkeit, in die Sezessionsthematik ein. Häufig werden 
nationalistische Sezessionsansprüche von einer besonderen regionalen 
Wirtschaftsstärke getragen. Die separatistische Einheit verfügt über höhere 
wirtschaftliche Ressourcen, liegen sie nun im Bereich der Rohstoffe, in einer höheren 
Technologisierung der Wirtschaft oder einem höheren BIP/K, was durch  staatliche 
Umverteilungsleistungen ausgeglichen werden soll. So ist es interessant zu 
bemerken, dass sich separatistische Bewegungen in Spanien in denjenigen 
Comunidades Autónomas gebildet haben, die auch über die wirtschaftliche Stärke 
verfügen, das Vorhaben zu tragen. Katalonien und das Baskenland sind die Vorreiter 
im Streit mit dem spanischen Staat um mehr Autonomie, in der Nationenfrage und im 
Drängen auf die Unabhängigkeit. In wirtschaftlich schwachen Regionen, wie der 
Comunidad Autónoma de Galicia, finden diese Forderungen nur einen wenig 
fruchtbaren Boden. Zwar hat die Partido Popular (PP) bei den Wahlen 2005 die 
absolute Mehrheit verloren und ist durch eine Koalition mit der Partido Socialista de 
Galicia (PSdG) ein Kandidat des Bloque Nacionalista Galego (BNG), Anxo Quintana 
González, als Vizepräsident der Xunta de Galicia im Amt, doch beschränken sich die 
galizischen Nationalisten in ihren Forderungen auf die Anerkennung als Nation und 
verfolgen eine wirtschaftliche Besserstellung der Region und seiner Bürger. 
  
Buchanan spricht von einem moralischen Interesse in dieser Frage der 
Sezessionsdebatte (vgl. Buchanan 1991, S. 16). Dies ist durchaus ein wichtiger 
Hinweis, und findet seine Bestätigung in den Diskussionen und Einwänden der 
spanischen Bevölkerung rundum die Themen Selbstbestimmung und Sezession. Die 
sezessionistischen Vorhaben werden von der spanischen Bevölkerung als ungerecht 
wahrgenommen, die den Grund dafür im relativen Wohlstand und der wirtschaftlichen 
                                               
18
 Nach Deutschs (Deutsch 1976, S. 27) Nationsdefinition gelten die Basken als Nation: „[Ein] Volk, 
das Kontrolle über einige Institutionen gesellschaftlichen Zwanges gewonnen hat, was eventuell zu 
einem fertigen Nationalstaat führen kann.“ Der spanische Staat entscheidet selbstverständlich anhand 
realpolitischer Kriterien. 
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Besserstellung des Baskenlandes und Kataloniens sehen. Es ginge den 
Nationalisten nur um die Abschaffung der Ausgleichszahlungen an den spanischen 
Staat (cupo). Es wird befürchtet auch andere wirtschaftsstarke Regionen, wie die 
Balearen zu verlieren. Die baskische Regierung wiederum argumentiert, dass die 
spanische öffentliche Hand seit Jahren versucht die baskische Wirtschaft durch 
Schließung von öffentlichen Unternehmen in der CAPV zu schwächen. 19 
 
Sezession oder einfach mehr Autonomie innerhalb des bestehenden Staates? 
           
Ob es sich bei den nationalistischen Forderungen um einfach mehr Autonomie oder 
tatsächlich um das Erlangen von Souveränität, um Sezession handelt, ist tatsächlich 
eine überaus wichtige Fragestellung, die ich in dieser Arbeit dankbar aufnehmen und 
im Folgenden genauer betrachten möchte. (siehe Punkt 3.2) 
Gruppen von Minderheiten werden im Völkerrecht seit 1945 eher als kulturelle, denn 
als politische Gruppen behandelt. Darin liegt auch die falsche Herangehensweise die 
zum Teil auf der Angst beruht, dass „[…] recognition of a broad ‚right of self-
determination of peoples’ would be tantamount to endorsement of a general right to 
secede for every ethnic group.” (Buchanan 1991, S. 20) Da Buchanan ein generelles 
Sezessionsrecht für alle ethnischen Gruppen als problematisch, bis gefährlich 
ansieht, schlägt er erstens die Schaffung von genauen Kriterien für einen 
gerechtfertigten Sezessionsfall und zweitens eine Abstufung der 
Souveränitätskompetenzen vor (Buchanan 1991, S.21). Buchanan fordert einen 
konzeptuellen Wandel im Völkerrecht, ähnlich dem der „earned sovereignty“, das die 
völkerrechtlichen Überlegungen in den letzten Jahren stark beeinflusst hat. 
 
2 Souveränität im Völkerrecht und aktuelle Entwicklungen 
 
In den letzten Jahren wurde auf internationaler Ebene der Begriff der „earned 
sovereignty“ geprägt. Gebiete, die in der Staatswerdung begriffen sind, bekommen 
Schritt für Schritt, der aktuellen politischen und administrativen Stärke entsprechend, 
                                               
19
  Einer der wohl berühmtesten, bis heute zitierten Fälle war die Schließung der baskischen 
Schiffswerft Euskalduna, eine der weltweit wichtigsten Reederein,  im Rahmen der industriellen 
Restrukturierung des Staates. Dem spanischen Staat wird vorgeworfen die Euskalduna aus rein 
politischen Überlegungen geschlossen zu haben, da sie auch als Organisationszentrale für die 
baskischen Nationalisten galt. Knapp 5.000 Arbeitsplätze gingen verloren. (vgl. Egaña 1996, S. 301) 
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Souveränitätsrechte zugesprochen, um das Gebiet mit internationaler Hilfe langsam 
an die vollständige Staatlichkeit heranzuführen. Dies ist eine völlig neue Entwicklung. 
So galten Gebiete bisher entweder als souverän oder nicht. Ein nuancierter, 
intermediärer Charakter von Souveränität war nach der internationalen Lehre des 
Völkerrechts unmöglich. 
 
„Under the conventional view, an entity qualified as a sovereign state if it had a 
territory, a population, a government and formal juridical autonomy. If an entity did 
not qualify as a sovereign state, it was deemed a dependent or subordinate territory 
of a sovereign state. Thus, an entity was either sovereign or it was not. There was no 
such thing as an in between status such as “earned sovereignty.” (Scharf 2004, 
S.375) 
 
Die weltweit steigende Anzahl an Unabhängigkeitsbewegungen stellt das Völkerrecht 
vor die Herausforderung, Staatsgründungen auf einem legalen, demokratischen und 
vor allem gewaltfreien Weg zu ermöglichen. Ein zentraler Punkt in den Forderungen 
der Unabhängigkeitsbewegungen ist, neben dem Recht auf Selbstbestimmung, die 
Aufwertung des Gebietes durch die und innerhalb der internationalen Gemeinschaft. 
Der Status als sub-nationale Entität ist für die baskischen Nationalisten nicht 
zufrieden stellend.  
 
„…,[..] es gibt noch unerfüllte Forderungen. So wird es bei den Gesprächen auch um 
die Vertretung des Baskenlandes bei der EU gehen. Derzeit spricht ja die spanische 
Regierung für die Basken in Brüssel. Viele Basken fordern eine Aufwertung der 
Region, also eine direkte Vertretung bei wichtigen EU-Institutionen“, (Szigetvari 
2006) sagt Professor Pedro Ibarra, Politologe an der baskischen Universität in Bilbao 
und selbst der Unabhängigkeitsbewegung nahe stehend.  
Dies ist Ausdruck des Wunsches mitentscheiden zu können, nicht mehr der Politik 
des spanischen Staates zu unterstehen oder durch sie vertreten zu werden. 
Lediglich, es besteht für sub-nationale Entitäten keine Möglichkeit gleichberechtigt 
neben den Mitgliedstaaten in der EU mitwirken zu können. So wird dieser Wunsch 
auch weiterhin verwährt bleiben.  
Der baskische Regierungsvorschlag („Plan Ibarretxe“) für eine Statutsreform des 
baskischen Autonomiestatuts war ein Schritt in Richtung „earned recognition“ (Scharf 
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2004, S. 375). Auf Basis des Selbstbestimmungsrechtes und der freien Entscheidung 
des baskischen Volkes sollte ein Status der freien Assoziierung an den spanischen 
Staat geschaffen werden, der den Basken eine eigene Gerichtsbarkeit und 
längerfristig auch eine eigene Vertretung bei der EU hätte sichern sollen. Das 
spanische Parlament hat diesem Vorschlag freilich nicht zugestimmt.  
 
2.1 Prinzipien der Staatsnachfolge und Mitgliedschaft in 
Internationalen Organisationen 
 
Bevor ich im Weiteren näher auf den politischen Pragmatismus der EU-Meinung 
anhand einer Befragung von europäischen Politikern und Politikerinnen eingehen 
werde, möchte ich der Staatsnachfolge und Fortdauer der Mitgliedschaft in 
Internationalen Organisationen im Allgemeinen ein Kapitel widmen. Zunächst sollen 
nach Bühler20 die dafür wesentlichen Grundsätze vorgestellt werden, um danach 
einen kurzen Einblick in die üblichen Vorgehensweisen der politischen Praxis zu 
geben. Bühler bezieht sich in seinen Ausführungen auf die Usancen der 
internationalen Organisationen, wie die UNO und ihren Unterorganisationen. Es steht 
außer Frage, dass eine EU-Mitgliedschaft einen ungleich höheren Grad an 
Integration in umfassenden Bereichen mit sich bringt, und folglich die 
Aufnahmekriterien strenger gefasst werden müssen als in Organisationen, die primär 
der Sicherung des internationalen Friedens und der internationalen Zusammenarbeit 
dienen. Mangels gemeinschaftlicher Rechtstheorie und Rechtspraxis für den 
vorliegenden Fall, kann die Studie der internationalen Prinzipien jedoch wertvolle 
Hinweise für eine Lösung der Sezessionsproblematik innerhalb der Europäischen 
Union bieten. 
 
Bühler konstatiert in der internationalen Praxis einen hohen Grad an politischen 
Überlegungen, die die Vorgehensweise ad hoc stark beeinflussen, die 
internationalen rechtlichen Grundlagen außer Kraft setzen oder nur nachrangig in 
Erwägung ziehen und letztlich für die Entscheidung über Fortdauer oder Neuantrag 
auf Mitgliedschaft Ausschlag gebend sind.  
 
                                               
20
 Bühler, Konrad G. (1999). State Succession and Membership in International Organizations. Legal 
Theories versus Political Pragmatism, Wien. Im Folgenden zitiert als Bühler, 1999. 
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“In view of all the above-mentioned instances, where pragmatic and political 
considerations seem to have played quite an influential role and, at some point or the 
other, even prevailed over legal criteria and theories, it is not surprising that the 
manner in which cases of State succession were handled in the framework of the 
United Nations and other international organizations was frequently subject to harsh 
criticism.” (Bühler 1999, S. 340) 
 
2.2 Völkerrechtsfähigkeit und Mitgliedschaft 
 
Die Mitgliedschaft in internationalen Organisationen bedarf der Völkerrechtsfähigkeit, 
die mit der Erfüllung von Rechten und Pflichten verbunden ist. Verfassungsrechtliche 
oder territoriale Veränderungen beeinträchtigen den Mitgliedstatus nicht, sofern die 
Rechtspersönlichkeit des Staates gewahrt bleibt. (vgl. Bühler 1999, S. 313) Dies träfe 
in unserem Fall auf Spanien zu. Die Kompetenz über Internationale Beziehungen, 
und somit das Recht auf die Schließung von internationalen Verträgen, behält sich 
nach der spanischen Verfassung der spanische Staat vor (Art. 149 CE). Nur in Fällen 
der interregionalen Zusammenarbeit ist es der CAPV erlaubt Abkommen 
abzuschließen.  
 
- Souveränität und Mitgliedschaft 
Souveränität ist kein notwendiges Kriterium oder unumgängliche Vorraussetzung 
für eine Mitgliedschaft in einer internationalen Organisation.21 Nicht immer ist das 
traditionelle völkerrechtliche Staatskonzept dem der UN Charta identisch. (vgl. 
Bühler 1999, S. 314)  
 
- Statuswechsel und Mitgliedschaft 
Sowohl nach Verleihung als auch nach Verlust von Souveränität haben Staaten 
ihre Mitgliedschaft in internationalen Organisationen weitergeführt. Entscheidend 
für die Mitgliedschaft ist ausschließlich die Fähigkeit zur Erfüllung von Rechten 
und Pflichten (vgl. ebd., S. 314) 
 
- Fortdauer der Mitgliedschaft und Staatlichkeit 
                                               
21
 Bühler nennt hier die Philippinen, Britisch Indien, Weißrussland und die Ukraine als Beispiele. 
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Staatlichkeit ist kein Kriterium für die Fortdauer der Mitgliedschaft in einer 
internationalen Organisation, wie den Vereinten Nationen. Allein die 
kontinuierliche Völkerrechtsfähigkeit ist dafür relevant.  
 
- Die Praxis der Staatsnachfolge 
Das völkerrechtliche Gewohnheitsrecht kennt mehrere Kategorien die 
Staatsnachfolge der Mitgliedschaften zu regeln. 
a) Fortdauer der Mitgliedschaft 
Eine Person mit fortdauernder internationaler Völkerrechtsfähigkeit setzt seine 
Mitgliedschaft mit allen Rechten und Pflichten fort. Aber auch Vorgängerstaaten 
haben in Folge von Sezession, Akzession oder nach dem Erhalt von 
Staatssouveränität ihre Mitgliedschaft beibehalten. (vgl. Bühler 1999, S. 316) 
b) Aufnahme in die Mitgliedschaft 
Die allgemeine Verfahrensweise im Sezessionsfall ist die Aufnahme in eine 
internationale Organisation mittels Durchlaufen eines formalen 
Aufnahmeprozesses.22 
c) Nachfolge in die Mitgliedschaft  
Einige internationale Organisationen (Urheberrechts- und Finanzorganisationen 
wie WIPO, IMF, IBRD) ermöglichen im Sezessionsfall den Nachfolgestaaten von 
Mitgliedstaaten die sofortige Aufnahme als Mitglied.    
 
Es ist wichtig anzumerken, dass weder die Mitgliedschaft in einer Internationalen 
Organisation noch der Parteistatus bei einem völkerrechtlichen Vertrag, die 
Anerkennung als Staat durch alle anderen an der Organisation oder an dem 
betreffenden Vertrag beteiligten Staaten einschließt. (vgl. Fischer et al. 2004, S. 114) 
 
2.3 Völkerrechtsfähigkeit von Minderheiten 
 
Wie wir gesehen haben ist die Anerkennung als Völkerrechtssubjekt durch die 
internationale Gemeinschaft und nicht erst die Ausübung der Souveränität 
entscheidend für die Mitgliedschaft in internationalen Organisationen. Können 
nationale bzw. kulturelle Minderheiten völkerrechtsfähig erklärt werden? „Die 
                                               
22
 Siehe die Beispiele Pakistan, GUS Staaten oder Tschechische und Slowakische Republik. 
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Völkerrechtsfähigkeit war nie auf souveräne Staaten beschränkt.“ (Mosler 1961, S. 7) 
Mosler bestätigt in seinem Artikel über die Erweiterung des Kreises der 
Völkerrechtssubjekte die Fähigkeit von Internationalen Organisationen, wie dem 
Roten Kreuz, als Völkerrechtssubjekte anerkannt zu werden.  
 
„Im Völkerrecht ist man geneigt, bei internationalen Organisationen und 
Einrichtungen von „Funktionen“ zu sprechen. Sie haben eine Aufgabe im Interesse 
der Verbände, um derentwillen die Völkerrechtsordnung besteht. Sie haben keinen 
Selbstzweck, sondern sie dienen den hinter ihnen stehenden Staaten.“ (Mosler 1961, 
S.20) 
 
Dies ist zwar ein interessanter Hinweis für die Lösung unserer Fragestellung, 
trotzdem sieht der Status der kulturellen Minderheiten, die sich in sezessionistischen 
Bewegungen organisiert haben, aus völkerrechtlicher Sicht ganz anders aus. Denn 
Corten hält eindeutig fest, dass kulturellen Minderheiten kein derartiges Recht 
zugesprochen werden kann. 
 
« On ne peut non plus véritablement évoquer le concept de peuple, à moins 
d’étendre ce dernier à toutes les minorités culturelles ou nationales, ce qui semble 
loin de refléter l’état du droit international. Le groupe sécessionniste est alors dans 
une situation où, non seulement il ne bénéficie juridiquement d’aucun droit mais, bien 
plus, il n’est pas susceptible d’en bénéficier faute d’un statut de sujet de droit 
international. Aucune capacité, même limité, ne lui est reconnue. » (Corten 2006, S. 
231) 
Auch Hobe und Kimminich konstatieren dem Volk den Titel des Rechtsträgers ohne 
souveränen Staat. Mangels Völkerrechtssubjektivität beurteilen sie die 
Rechtsverwirklichung als äußerst problematisch. (vgl. Hobe / Kimminich 2000, S. 
116) 
 
2.4 Fazit 
 
Entscheidend für die Fähigkeit einer politischen Einheit als Mitglied in einer 
internationalen Organisation aufgenommen zu werden, ist also nicht die Staatlichkeit 
an sich, sondern die Fähigkeit Rechte und Pflichten eines Völkerrechtssubjekts 
erfüllen zu können. Wie uns Corten weiter oben gezeigt hat, besitzen kulturelle 
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Minderheiten nach internationalem Recht keine Fähigkeit als Völkerrechtssubjekt 
anerkannt zu werden. Ergo kann eine Unabhängigkeitsbewegung auch kein 
Nutznießer von einschlägigen Rechten sein.  
Die völkerrechtliche Geschichte erzählt von zahlreichen politisch motivierten 
Entscheidungen, die eine Mitgliedschaft von politischen Einheiten ohne vollständige 
Souveränität ermöglicht haben. Die politische Praxis zeigt uns, dass nicht nur 
Staaten Vollmitglieder internationaler Organisationen sein können, sondern dass der 
politische Wille auch andere Konstitutionen toleriert hat.  
Für die Mitgliedschaft in der Europäischen Union gelten jedoch andere Regeln. Nicht 
umsonst hat die EU Möglichkeiten der stufenweisen Assoziierung geschaffen, um 
Staaten langsam an die Mitgliedschaft heranzuführen. Diese Maßnahmen werden bei 
potentiellen Mitgliedern eingesetzt, die zwar über Staatlichkeit verfügen, in denen 
das Staatswesen aber nur mangelhaft funktioniert bzw. die Kopenhagener Kriterien 
nicht erfüllt werden. 
 Wie aber verhält es sich mit Teilgebieten von Unionsmitgliedstaaten, wie der 
Comunidad Autónoma del País Vasco oder der Comunidad Autónoma de Cataluña, 
die umfangreiche administrative Funktionen wahrnehmen und vorbildlich erfüllen und 
über die nötige wirtschaftliche Stärke verfügen, um innerhalb des europäischen 
Markts bestehen zu können, aber weder über Staatlichkeit noch über Souveränität 
verfügen? Könnten diese Teilgebiete eigenständige Mitglieder der Europäischen 
Union werden, wenn sie es so wollten? Ist die Gründung eines Baskenstaates 
tatsächlich notwendig, damit Euskadi mit eigenen Repräsentanten auf europäischer 
Ebene vertreten sein kann?  
 
Bray erkennt bereits heute, bedingt durch die Entwicklungen der Europäischen 
Integration, die Möglichkeit der historischen Gemeinschaften ihre traditionellen 
Grenzen mit den Staaten neu zu verhandeln. In Spanien hat dies in der Diskussion 
um Nation und Nationalitäten, wie unter Punkt 1.3.3 bereits gezeigt, seinen Ausdruck 
gefunden.  
„In Spain, for example, the regional governments of both the Basque Country and 
Catalonia are tackling new ways of conceiving their relationship with the central state, 
talking in terms of pluri-nationality and post-sovereignty of "a nation of nations" or "a 
state of nations." (Bray 2006, S. 538) 
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Seit dem Regierungswechsel im Jahr 2004 wird Spanien von der 
sozialdemokratischen PSOE unter Ministerpräsident Jose Luis Rodriguez Zapatero 
regiert. Zapatero zeigte sich nach der Amtsübernahme zunächst offener für den 
Dialog mit den Nationalisten und versprach eine neue Ära („un nuevo talante“) in der 
Zusammenarbeit zwischen Staat und autonomen Gemeinschaften. Neben der 
harschen Kritik der konservativen PP, hatte dieser Vorstoß auch neue Forderungen 
der Nationalisten in der Autonomiestatutsfrage zur Folge und die Begriffe „nación“ 
und „nacionalidades“ wurden auf beiden Seiten hart umkämpft. Zwar haben es die 
Nationalisten geschafft den „Estado plural de España“ zur Sprache zu bringen und 
damit politischen Druck auf die Regierungspartei auszuüben. Darüber hinaus hat sich 
in der Verfassung und im baskischen Autonomiestatut kein Ergebnis gezeigt. Auch 
die Existenz der ETA, der Bruch des Waffenstillstands und die offensive 
Oppositionsarbeit der PP, die jeglichen Dialog mit der baskischen Regierung ablehnt, 
verhindern immer wieder ein positives Gesprächsklima zwischen spanischer und 
baskischer Regierung.  
Julián Santos Díaz, Professor für Sozialgeschichte und Politische Ideengeschichte 
der UNED Madrid, dazu: 
 
„Definir a España como Estado plural no es dar una definición válida en Ciencia 
política. Yo creo que es un Estado, bueno, se la ha llamado Estado de las 
Autonomías, porque no es exactamente un Estado federal, no es un Estado 
confederal. Y las Autonomías es lo que definen la estructura territorial del Estado. 
Estado plural se utiliza en otro sentido. Se utiliza en el sentido de que las entidades 
que lo componen tienen un diverso nivel en relación con la nacionalidad que definiría 
a las Autonomías. Es decir, que unas de las Comunidades Autónomas se definen 
como naciones, o como nacionalidades en realidad en la Constitución, y otras no, 
otras se definen como regiones. Lo que pasa es que la Constitución no dice cuales 
son las nacionalidades y cuales son las regiones. En este sentido se podría decir 
que el Estado es plural en cuanto que cobija, digamos, o está formado de diversas 
entidades territoriales de diverso contenido nacional.” 
 
Besonders in dieser Frage ist in Spanien die Wahrnehmung der Realität unter den 
Eliten sehr vielschichtig. Auch wissenschaftliche Definitionen und Analysen sind stets 
von den eigenen politischen Überzeugungen stark geprägt. Wünschen sich die 
historischen Regionen die Anerkennung als Nation, wird von spanischer Seite auf 
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den Status als Nationalität hingewiesen. Unter Ausklammerung der politischen 
Realität und unter Anwendung einer verfassungsrechtlichen Argumentation strictu 
sensu ist es unmöglich zu einer positiven Beantwortung der Nationenfrage 
zugelangen,  Santos Díaz führt in diesem Sinne weiter aus: 
 
 “La diferencia (nota: entre nación y nacionalidad) se refiere a la relación de España, 
la entidad llamada España, con las entidades que se llaman naciones o 
nacionalidades, que serían Cataluña, Euskadi, Galicia, pero también podría ser 
Navarra o Valencia. Entonces la cuestión consiste en encontrar un término en el que 
las distintas nacionalidades lo sean de la nación española. Por eso la Constitución 
Española reserva el concepto de nación sólo a España. Entonces todo sería España 
pero no todo lo sería de la misma manera.” 
 
Dies impliziert für die historischen Gemeinschaften zwar eine Sonderstellung 
innerhalb des spanischen Staates, soll jedoch unter keinen Umständen die 
uneingeschränkte Souveränität und Unauflösbarkeit Spaniens in Zweifel stellen. 
Diese Form der Argumentation dient dem Schutze der territorialen Integrität des 
Staates.  
Bray hat Recht, wenn sie behauptet, dass die Nationalisten in der Lage sind 
Konfliktlinien zu determinieren, in dem sie die Beziehung Staat/Region in Frage 
stellen. Im Sinne der Europäischen Union gewinnen Regionen an Stärke und 
vernetzten sich auf horizontaler Ebene. Dieser intermediäre Charakter der 
Einflussnahme ist Teilen der politischen Elite Euskadis jedoch zu wenig. Denn für 
eine effektive Teilnahme am Integrationsprozess ist die Nationenfrage zwar von 
politischer Bedeutung, aber nicht ausschlaggebend. Mit fortschreitender Integration 
versprechen sich einzelne Gruppen einen Wandel der Konzeption der Union und die 
Möglichkeit zur vollwertigen Partizipation ohne Staatlichkeit. 
 
3 Die Wirtschaft in der CAPV 
 
Die Verhandlungsstärke der Comunidad Autónoma del País Vasco (CAPV – 
Autonome Gemeinschaft des Baskenlandes) basiert nicht zuletzt auf ihrer stabilen 
und guten wirtschaftlichen Lage. Das Baskenland zählt zu den am stärksten 
entwickelten und dynamischsten Regionen Spaniens (vgl. Europäische Union 2006). 
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Die Wirtschaftszahlen liegen nicht nur im innerspanischen Vergleich über dem 
Durchschnitt, sondern schneiden auch im europäischen Vergleich 
überdurchschnittlich gut ab.  
Im Jänner 2004 zählte das Baskenland 2.115.279 Einwohner. Das BIP pro 
Einwohner in KKS lag im Jahr 2003 in der CAPV bei 120.7 (Index EU-25 = 100). 
(Zum Vergleich: Niederösterreich lag bei 96.8, die Region Düsseldorf bei 120.5) (vgl. 
Eurostat 2003) Dieser Wert hat sich in den letzten Jahren positiv verändert, es soll 
aber darauf hingewiesen werden, dass der Index auf EU-25 basiert und nicht mehr 
im Vergleich mit den EU-15 steht. Die Arbeitslosenrate lag im Jahr 2005 bei 5,7 
Prozent, um 2,1 Prozentpunkte niedriger als im Jahr zuvor. 
Das Baskenland ist, wie die Comunidad Foral de Navarra, Ziel 2-Gebiet der 
europäischen Strukturfonds, im Gegensatz zu weiten Teilen des spanischen 
Territoriums, in dem noch großteils die Ziel-1-Förderung zum Tragen kommt. 
Folgende Kriterien sind für die Ziel 2-Förderung ausschlaggebend:  
a) eine durchschnittliche Arbeitslosenquote, die über dem Gemeinschaftsdurchschnitt 
liegt, der während der letzten drei Jahre verzeichnet wurde; b) ein Anteil der in der 
Industrie beschäftigten Erwerbstätigen an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen, der in 
einem beliebigen Bezugsjahr seit 1975 dem Gemeinschaftsdurchschnitt entsprach 
oder über diesem lag; c) ein festgestellter Rückgang der Zahl der Erwerbstätigen in 
der Industrie im Vergleich zu dem gemäß Buchstabe b) ausgewählten Bezugsjahr. 
Fakultative Kriterien sind u. a.:  f) andere Gebiete, die in den letzten Jahren in 
Industriesektoren, die für wirtschaftliche Entwicklung entscheidend sind, substantielle 
Arbeitsplatzverluste verzeichnet haben, derzeit substantielle Arbeitsplatzverluste 
verzeichnen oder von diesen bedroht sind; g) Gebiete mit Industriebranchen; h) 
Industriegebiete, die von der Umstrukturierung der Fischwirtschaft betroffen sind. 
(vgl. Schoneweg 1996, S. 818) 
75 Prozent der Bevölkerung leben in urbanen Gebieten, zum Nachteil der ruralen 
Gegenden, die dünn besiedelt und strukturell eher schwach sind. Die geografische 
Lage, die Nähe zu Frankreich und der Zugang zum Atlantik haben zu einem hohen 
Grad an Internationalisierung und einer starken Entwicklung im Dienstleistungssektor 
geführt. Auch der hohe Bildungsgrad und Akademikeranteil tragen positiv zur 
wirtschaftlichen Entwicklung bei. (vgl. Europäische Union 2006) 
Im Jahr 2004 beliefen sich die Exporte aus der CAPV auf 13.508,8 Mio. Euro und die 
Importe auf 12. 573,2 Mio. Euro. 69 Prozent der Exporte der CAPV gehen in die EU, 
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15, 61 Prozent der Importe bezieht die CAPV aus der Wirtschaftszone. Die Exporte 
in die EU-25 sind 2004 um 11,7 Prozent und die Importe aus den EU-25 um 11, 3 
Prozent gestiegen. In absoluten Zahlen belaufen sich die Ex- und Importe mit den 
EU-25 auf 2.166, 8 Mio. Euro (vgl. Eustat 2003). Somit erwirtschaftet die CAPV eine 
positive Handelsbilanz mit den EU-25. Dies zeigt die große Bedeutung der EU-
Mitgliedstaaten als Handelspartner für die baskische Wirtschaft.  
Das Baskenland ist eine stark industrialisierte Region, mit zahlreichen 
Rohstoffvorkommen, jedoch einer starken Abhängigkeit von fossiler Energie. Im 
Bereich Forschung und Entwicklung (F+E) ist im europäischen Vergleich noch 
Aufholbedarf gegeben. Die Förderungen der EU werden auch zur Forcierung dieser 
Wirtschaftssparten eingesetzt (vgl. Europäische Union 2006).  
 
 
3.1 Der hohe Entwicklungsgrad der baskischen Wirtschaft 
 
Die baskische Wirtschaft weißt in den letzten Jahren im spanischen sowie im 
europäischen sehr gute Zahlen auf. Im Gespräch mit der Bevölkerung kann man 
auch erkennen, dass darauf unter anderem auch der nationale Stolz beruht. Es wird 
mit Bedacht auf die Offenheit der Region gegenüber Europa und der europäischen 
Integration hingewiesen, von den vielen Reisen über den Kontinent erzählt und 
fleißig Fremdsprachen gelernt. Man versucht so ganz anders zu sein, als im Rest 
Spaniens. Dieses kollektive Bewusstsein und kulturelle Selbstverständnis ist ohne 
Zweifel auf die lange Geschichte der Basken, aber nicht zuletzt auf den 
wirtschaftlichen Erfolg der Region zurückzuführen. Manch einer meint sogar, so wie 
in Euskadi lebt man nirgendwo in Europa. Doch eine gegenwärtig gesunde 
Wirtschaft, ist keine Garantie für die Zukunft. Die Bedeutung historischer Vorgaben 
und Gegebenheiten wird als Prozess der Pfadabhängigkeit beschrieben. Aber “[…], a 
region´s (or nation´s) economy becomes `locked in` to a pattern which is strongly 
influenced by its particular history.[…]However, even for ´successful´ regions, such 
path dependency does not imply the absolute inevitability of continued success.” 
(Dicken 1998, S. 12) 
Weiters existieren auch in Spanien Regionen, die eine noch bessere wirtschaftliche 
Entwicklung aufweisen, wie etwa die Comunidad Foral de Navarra oder die Region 
Madrid (im Vergleich BIP/EW in KKS). Und selbstverständlich finden sich im 
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europäischen Vergleich zahlreiche Regionen, die wirtschaftlich weit besser entwickelt 
sind als das Baskenland. Die baskische Regierung hat die Comunidad Foral de 
Navarra auch immer wieder zur Beteiligung am Projekt „Selbstbestimmung und 
Unabhängigkeit“ eingeladen, jedoch bisher mit wenig Erfolg.  
Es ist anzumerken, dass sich der bewaffnete Konflikt mit der ETA, es fanden ja auch 
Straßenschlachten23 statt, wahrscheinlich über die Jahre negativ auf die Wirtschaft 
ausgewirkt haben. Die derzeitige Chance auf die Lösung des bewaffneten Konflikts 
könnte zu einer Normalisierung innerhalb der Gesellschaft beitragen, und eventuell 
wieder mehr Investitionen möglich machen.  
 
3.2 Die Wettbewerbsfähigkeit der baskischen Wirtschaft 
 
Die baskischen Nationalisten sehen die baskische Wirtschaft für die Unabhängigkeit 
gewappnet: Die notwendige Wettbewerbsfähigkeit sei gegeben. Doch sind es gerade 
die Bereiche, die von den Strukturfonds im Rahmen der Ziel-2-Gebiet Förderung 
finanziert werden sollen. Die baskische Wirtschaft ist hoch industrialisiert, allerdings 
in wenig innovativen Bereichen, wie in der Eisen-, Papier-, und Gummiverarbeitung. 
Mehr Investitionen in F+E sind notwendig, um das volle Potential der Region zu 
nutzen. Andernfalls bestünde die Gefahr der Veralterung des industriellen Sektors 
(vgl. Europäische Kommission 2006). Die Strukturfonds der EU beteiligen sich bis 
2006 mit 587,6 Mio. Euro am Programm in den Bereichen a) Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit und der Beschäftigung und Entwicklung der 
Produktionsstruktur b) Umwelt, natürliches Umfeld und Wasserressourcen c) 
Wissensbasierte Gesellschaft (Innovation, F+E, Informationsgesellschaft) d) 
Entwicklung der Kommunikations- und Energienetze und e) lokale und städtische 
Entwicklung. 26,1 Prozent der baskischen Bevölkerung zwischen 20 und 29 Jahren 
besaßen 2004 einen Hochschulabschluss in Technischen oder 
Naturwissenschaften.24 Wie bereits erwähnt, lastet die starke Erdölabhängigkeit auf 
der baskischen Industrie. Die mangelnde Investition in Forschung und Entwicklung ist 
vor allem auf die kleine bis mittlere Unternehmensstruktur im Baskenland 
                                               
23
 Diese Straßenschlachten (Bask.: kale borroka), an denen v. a. Jugendliche teilnehmen und die der 
ETA zu Rekrutierungszwecken dienen, haben auch zu Zeiten des Waffenstillstands angehalten und 
verursachen regelmäßig hohe Sachschäden. Sie gelten nach spanischem Strafrecht als terroristische 
Akte. 
24
 Quelle: Eustat (http://www.eustat.es/elem/ele0004300/not0004310_c.html) 
 51 
zurückzuführen. Jedoch gewinnt Innovation zunehmend an Bedeutung, denn „[t]hose 
individuals, firms, and nations that are unable to acquire advanced technology, or 
cannot innovate at a competitive rate, will necessarily fall behind.”  (Balaam/Veseth 
2004, S. 210) 
 
3.3 Der Außenhandel 
 
Den Angaben des baskischen Statistikamts zufolge, wickelt das Baskenland etwa 1/5 
seiner Exporte und 1/3 seiner Importe mit Spanien ab (vgl. Eustat 2004). In diesen 
Zahlen spiegelt sich der starke wirtschaftliche Austausch zwischen der Region und 
dem Rest Spaniens wieder. Von einer starken Unabhängigkeit vom spanischen 
Wirtschaftsraum kann also nicht die Rede sein. Auch erwirtschaftet die CAPV eine 
negative Handelsbilanz mit Spanien. Im Gegensatz dazu wird mit den EU-15 eine 
positive Handelsbilanz erwirtschaftet. Wichtigster Handelspartner innerhalb der EU 
ist Frankreich, gefolgt von Deutschland und Großbritannien. Wichtigste 
Handelspartner außerhalb der EU sind die USA und Mexiko, mit einem aber 
vergleichsweise kleinen Anteil (vgl. Eustat 2004), vor allem die Exporte in die USA 
sind zwischen 2000 und 2004 um 33 Prozent gesunken. Dahingegen bemerkenswert 
ist die Steigerung der Exporte nach China um 246 Prozent, in die Türkei um 96 
Prozent, nach Indien um 62 Prozent und nach Russland um 43 Prozent im gleichen 
Zeitraum. Die Exporte in die EU-15 stiegen um weitere 27,05 Prozent, hervor zu 
heben ist Großbritannien als Handelspartner mit einer Exportsteigerung von 92,35 
Prozent. Hieraus wird klar, wie wichtig die Einbindung in die EU für die wirtschaftliche 
Entwicklung des Baskenlandes ist. 
 
4 Ethnische Regionen und die Europäische Union – Die 
Beispiele spanisches Baskenland, Katalonien und 
Schottland 
 
Tatsächlich besteht ein Zusammenhang zwischen steigendem Einfluss 
supranationaler Organisationen und der Zunahme an Sezessionsbewegungen. Zum 
einen geben die Nationalstaaten Teile ihrer Souveränität auf und Kompetenzen z.B. 
an die EU ab oder delegieren Aufgaben an die regionalen und lokalen 
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Gebietskörperschaften. Zum anderen „…ermöglichen die Existenz eines 
gemeinsamen grenzüberschreitenden Wirtschaftsraumes und die Möglichkeit der 
Verlagerung öffentlicher Aufgaben den Regionen vielfach erst die 
Sezessionsentscheidung. Sezession und Integration sind somit nicht als bloßes 
Gegenteil zu sehen, sondern vielmehr als zwei Seiten einer Medaille.“ 
(Berthold/Neumann 2002, S. 5) 
Dies ist wohl die entscheidende Erkenntnis in der Debatte um ethnisch-
nationalistische Bewegungen in Europa.  
Der europäische Integrationsprozess wird von den Nationalisten bejaht und begrüßt. 
So stand die baskische Regierung trotz einiger Kritik an den Schwächen des, von 
Frankreich und den Niederlanden schlussendlich abgelehnten, EU-
Verfassungsvertrags positiv gegenüber.25 Die baskische Politik setzt in den letzten 
Jahren zunehmend auf die Europäische Union als Plattform für ihre Forderungen, 
während die spanische Regierung stets bemüht ist, den internen Konflikt nicht auf die 
Tagesordnung der Union zu bringen. Als ein wichtiger Hinweis für das starke 
Interesse an der europäischen Integration ist das Bemühen des Baskenlandes und 
Kataloniens die jeweilige Amtssprache der CA (Comunidad Autónoma) als 
kooffizielle Sprachen von der Europäischen Union anerkennen zu lassen (vgl. Silva 
Borges 2004, S. 368), und somit einen, wenn auch kleinen, Teil des europäischen 
Raumes für sich zu besetzen. Erst die Möglichkeit, so das Argument, die eigene 
Sprache auch auf der europäischen Ebene zu verwenden, schafft die Basis für die 
von der Politik ersehnte und oft beschworene europäische Identität.  
Das Europa der Regionen, dessen Konzepte und Ziele in den letzten Jahren von den 
Mitgliedstaaten eher wieder beiseite gelegt wurden, gilt dennoch als Hoffnung für die 
nationalistischen Regionen Europas. Staatliche Kompetenzen sollen an die Union 
abgegeben und jene Aufgaben, die in ihrer Ausarbeitung und Durchführung zu 
komplex wären, an die Regionen abgetreten werden. Erhielten die Regionen mehr 
Kompetenzen, so bekämen diese auch mehr Mitspracherecht und die heutigen 
Grenzen der Nationalstaaten würden langsam an Bedeutung verlieren. Aus der Sicht 
der baskischen Nationalisten würden sich Hegoalde und Iparralde nach der 
Auflösung der spanischen und französischen Nationalgrenzen zu einer Region 
zusammenschließen und als eine neue politische Einheit, als ´natürliche´ Nation in 
                                               
25
 Siehe Kommentar des PNV zum Verfassungsvertrag unter: http://www.eaj-
pnv.com/documentos_des.asp?id_documento=5233  
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der EU vertreten sein und auftreten können, so der Abgeordnete des PNV zum 
Kongress des spanischen Parlaments, Emilio Olabarría Muñoz.26 
 
4.1 La España de las Autonomías und einfach mehr Föderalismus? 
 
Die Transición, der Regimewandel vom autoritären zum liberal-demokratischen 
System, und die Transformation der Staatsstrukturen, von einem zentralistischen 
zum Staat der autonomen Gemeinschaften, fallen analytisch nicht genau zusammen. 
(vgl. Kraus 1996, S. 287). Die spanische Verfassung zeigt sich hinsichtlich des 
Umfangs der Autonomie der einzelnen Comunidades Autónomas sehr beweglich. Sie 
macht in territorialpolitischer Hinsicht keine genauen Angaben. Diese 
verfassungsrechtliche Flexibilität erwies sich bisher als politischer Vorteil in den 
Verhandlungen der Autonomiestatute. 
 „…, el texto constitucional se abstiene de fijar un ámbito definido y rígido del 
contenido autonómico y evita establecer, con carácter general, una delimitación 
concreta del quantum de autonomía.” (Jáuregui 2003, S. 10) 
Im 1978 noch jungen demokratischen System Spaniens, das sich auch nach dem 
Tod Francos bis in die frühen 1980er in einem politischen Stadium der autoritären 
Bedrohung durch das Militär befand, konnte nur der politisch kleinste gemeinsame 
Nenner in der Verfassung verankert werden. Die Übergangsperiode, die der 
demokratischen Konsolidierung diente, brachte weit dehnbare 
Autonomievereinbarungen hervor. Sowohl spanische als auch baskische, wie 
katalanische Nationalisten versprachen sich von der Verfassungsgebung genügend 
politischen Spielraum, um die eigenen Kompetenzen weiter ausbauen zu können.  
„In den Verhandlungen zwischen den reformwilligen Exfranquisten und den 
Vertretern der antifranquistischen Opposition kommt es nicht zuletzt deswegen zu 
keiner Blockade des Transformationsprozesses, weil die Klärung der demokratischen 
Frage einer genauen und entschiedenen Klärung der Frage der 
Territorialstaatlichkeit vorausgeht.“ (Kraus 1996, S. 290)  
Mangels einer regionalen Kammer im Parlament und aufgrund der „Sonderstellung“ 
der historischen Gemeinschaften, begannen zähe bilaterale Verhandlungen mit dem 
                                               
26
 Das Gespräch fand im November 2004 in Madrid statt, wurde digital aufgezeichnet und ist im Besitz 
der Autorin. 
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Staat,27 die bis heute andauern. Die Nationalisten zeigen sich unzufrieden und 
unnachgiebig in ihrer Forderungen die autonomen Kompetenzen auszuweiten. Für 
eine sichtbare Föderalisierung wäre die Reform des Senats notwendig, der keine 
Kammer der Vertretung der Comunidades Autónomas darstellt. Dies ist jedoch keine 
zentrale Forderung der baskischen Nationalisten. Zentral ist die Forderung nach dem 
Transfer von weiteren Kompetenzen. Seitdem die PSOE wieder die Regierung stellt, 
ist auch der Dialog um eine Statutsreform für die CAC und die CAPV wieder in Gang 
gekommen. Die CAC hat, im Jahr 2006 ein neues Statut bekommen (wie im Kapitel 
4.4 genau dargestellt). Nicht zuletzt aufgrund des Wahlsiegs der PSOE in Katalonien. 
Generell fällt es der gesamtstaatlichen Exekutive ungleich leichter den katalanischen 
Nationalisten Zugeständnisse zu machen, als den baskischen. Der Terrorismus der 
ETA und die zweifelhafte Einstellung mancher Parteien der izquierda abertzale28 zur 
Gewalt schädigt das Ansehen des Baskenlands innerhalb Spaniens. 
Dementsprechend wenig flexibel und tolerant zeigt sich die spanische Wählerschaft, 
wenn es um weitere Zugeständnisse an die baskische Regierung geht. Die politische 
Debatte zur Reform des Statuts der CAPV zieht sich nun schon seit Sommer des 
Jahres 2004 hin und ist bis heute zu keinem Ergebnis gekommen. Das Ziel der 
Regierung Zapatero den Kompetenztransfer bis Ende des Jahres 2005 
abzuschließen, konnte nicht erreicht werden. Der Vorschlag der Statutsreform des 
baskischen Lehendakari wurde vom spanischen Regierungschef Zapatero 
postwendend gleich zu Beginn der Legislaturperiode abgelehnt. Am Anfang des 
Dialogs sollten keine Forderungen gestellt werden. Unter dem Druck der 
konservativen Opposition wäre es für Zapatero unmöglich gewesen, diesen 
Vorschlag als Verhandlungsbasis zu akzeptieren. Der von der ETA am 22. März 
2006 ausgerufene Waffestillstand ließ dann die Statutsdebatte in den 
„Friedensverhandlungen“ mit der Terrororganisation untergehen. Und nach dem 
Bruch des Waffenstillstands am 30. Dezember 2006 war neuerlich aus 
realpolitischen Gründen an Zugeständnisse an die baskischen Nationalisten nicht zu 
denken. Schon heute wirft die PP der sozialistischen Regierung vor, in der 
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 siehe dazu Kapitel 5.1. 
28
 Auch die izquierda abertzale hat sich in den letzten Jahren weiter diversifiziert. Nach der 
Illegalisierung der Batasuna, hat die EHAK, eine Partei mit identer Ideologie und besonderer 
Betonung des demokratischen Friedensprozesses, ihr Erbe angetreten. Weiters existiert eine neue 
Position im Parteienspektrum, Aralar, die ebenfalls die Schaffung eines sozialistischen Baskenstaates 
verfolgt und explizit den Einsatz von Waffengewalt ablehnt. Aralar erhielt ein Mandat, EHAK 9 
Mandate. EHAK wurde 2008, genauso wie die ANV (Acción Nacionalista Vasca), vor den Wahlen zum 
spanischen Parlament verboten. 
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Autonomienfrage nichts anderes erreicht zu haben, als die Radikalisierung der 
Nationalisten.  
Die Regierung hatte nie vor die Autonomiereform „zu Lasten“ der spanischen 
Verfassung durchzuführen. Die verfassungsrechtlichen Vorgaben sollten, zur 
Unzufriedenheit der Nationalisten, unangetastet bleiben. Vielmehr galt es das 
politische Gleichgewicht unter den CCAA wieder herzustellen und den Staat 
fürderhin symmetrisch zu föderalisieren, das hieße die Vormachtstellung der 
peripheren historischen Autonomien zu beenden. Das Territorialmodel der PSOE 
garantiert die Gleichheit der Grundrechte aller spanischen Bürger. Regionale 
Unterschiede sollen anerkannt werden, jedoch nicht als Basis für Diskriminierung 
oder die Erlangung von ungerechtfertigten Vorteilen dienen.  
 
4.2 Euskal Herria – Die Utopie der Staatlichkeit ? 
 
„Euskal Herria. Nación europea, sin reconocimiento jurídico en la actualidad que la 
avale como Estado, compuesta por los siete territorios históricos Araba, 
Baxenafarroa, Bizkaia, Gipuzkoa, Lapudri, Nafarroa und Zuberoa”. (Egaña 1996, S. 
290)  
 
Würden sich diese Gebiete zusammenschließen, entstünde ein 20 864 km2 großes 
Territorium, mit 2,9 Mio. Einwohnern. Die Hälfte dieses Staatsterritoriums würde die 
Region Nafarroa, die derzeitige spanische Comunidad Foral de Navarra, stellen. 
Navarra kommt demnach in einer möglichen Staatsgründung eine mehr als 
bedeutende Rolle zu. Auch der „Plan Ibarretxe“29 lädt Navarra ein, sich am Projekt 
des baskischen Freistaates zu beteiligen. Jedoch hält sich die Begeisterung der 
navarrischen Bevölkerung sowohl für den „Plan Ibarretxe“ als auch für jede andere 
Form des Zusammenschlusses mit Euskadi, ganz zu schweigen von einer 
Staatsgründung, deutlich in Grenzen.  
 
Weithin bekannt ist, dass sich das von den baskischen Separatisten beanspruchte 
Territorium auf administrativer Ebene zweigeteilt ist, teils im spanischen und teils im 
                                               
29
 „Una Propuesta de Estatuto Político de la Comunidad de Euskadi“, ein Vorschlag für die  Reform 
des baskischen Autonomiestatuts aus dem Jahr 2002, bekannt als  „Plan Ibarretxe“ (nach dem 
Präsidenten der baskischen Regierung, der lehendakari Juan José Ibarretxe), wurde im Dezember 
2004 mit knapper Mehrheit im baskischen Parlament genehmigt. 
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französischen Nationalstaat liegt. Hegoalde, der südliche Teil, stellt 86 Prozent des 
„Landes“ (3,5 Prozent des spanischen Staatsterritoriums) und Iparralde, der 
nördliche Teil Euskal Herrias, macht 0,5 Prozent des französischen 
Staatsterritoriums aus. 7,5 Prozent der aktuellen spanischen Bevölkerung leben 
heute in Hegoalde und 0,4 Prozent der französischen Bevölkerung in Iparralde. (vgl. 
Egaña 1996, S. 119) 
Sprachpolitisch sind – je nach politischer Ausrichtung der baskischen Eliten – 
mehrere Szenarien möglich: Entweder das Weiterführen einer bilingualen 
Gesellschaft, in der über die Schulbildung die Sprachkompetenz der baskischen 
Bevölkerung in euskera langsam aber stetig erhöht werden soll. Dies ist schon heute 
sprachpolitische Realität in der CAPV. Oder die sofortige Durchsetzung einer 
linguistischen „Normalisierung“ (normalización), die die baldige Dominanz der 
baskischen Sprache zum Ziel hat. Da aktuell der Anteil der baskischen Bevölkerung 
mit hoher Sprachkompetenz in Euskera, trotz des Anstiegs in den letzten Jahren, 
eher gering ist, könnten durch eine verpflichtende bis - aufgrund des sozialen Drucks 
-  zwingende Verwendung des Baskischen im öffentlichen Raum diglossische 
Zustände mit hohem Potential für Sprachkonflikte entstehen. 
Aus der Sicht des spanischen und, vor allem, des französischen Staates sind Euskal 
Herria und die baskische Realität, wie sie die Nationalisten verstanden haben 
möchten, inexistent. Hegoalde verfügt aktuell über keine administrative Einheit, auch 
keinen eigenen Wahlkreis. Und Iparralde ist durch den Staat der Autonomien 
zweigeteilt.30 Egaña Iñaki dazu im „historisch-politischen Wörterbuch Euskal Herrias“: 
 
„Euskal Herria verfügt über keine politische Einheit, noch über eine gemeinsame 
Wirtschaftsadresse, um die wirtschaftlichen Ressourcen selbst zu verwalten. Dies hat 
zu starken traumatischen Widersprüchen im Schoße der Gesellschaft geführt. Es 
herrschen große wirtschaftliche und soziale Unterschiede, fremde Kulturen haben 
bisher nicht gekannte Phänomene ins Land gebracht.“ (vgl. Egaña 1996, S. 124  – 
dt. Übersetzung: Autorin) 
 
Wie man bereits aus diesem Kommentar erkennen kann, werden Geschichte und 
Gegenwart Euskal Herrias von zahlreichen Mythen und Heldengeschichten getragen. 
                                               
30
 Navarra hatte 1978, im Rahmen der spanischen transición, selbst entschieden eine eigene 
Comunidad Foral, unabhängig von der CAPV, zu bilden. 
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Das beanspruchte Territorium fand in der Geschichte als Reino de Nafarroa, 
Königreich von Navarra, seine politische Einheit. Von spanischer Seite wird dieses 
geschichtliche Faktum gerne und oft herangezogen, um dem baskischen 
Nationalismus und seinen Forderungen den Boden zu entziehen. Jedoch ohne viel 
Erfolg, denn die Gründe für die aktuellen politischen Forderungen liegen nicht so weit 
zurück, wie auch Kraus aufzeigt:  
 
„Chronische politische Modernisierungsdefizite bewirkten, dass der Prozess der 
Nationbildung mit dem Prozess der Staatsbildung nicht Schritt hielt. An den 
Peripherien stießen ethnische Bewegungen in die ´nationalen Integrationslücken´ vor 
und machten den gesamtstaatlich organisierten Akteuren – zumindest in Katalonien 
und im Baskenland – die politische Hegemonie streitig. Diese Politisierung latenter 
ethnischer Potentiale bewirkte, dass Spanien im 20. Jahrhundert zur multinationalen 
Gesellschaft wurde.“ (Kraus 1996, S. 85) 
 
Das nationalistische Selbstverständnis Kataloniens und des Baskenlandes 
konstituiert sich nicht zuletzt aus dem bewaffneten Widerstandskampf der 
Peripherien gegen das franquistische Spanien. 
Die Forderungen nach Unabhängigkeit und Staatsgründung mögen unrealistisch 
wirken. Euskal Herria scheint nicht mehr als eine baskische Utopie31, in der allen 
Basken ein Leben ´in Frieden und Würde´ zukäme. Dennoch lebt diese Idee in den 
Köpfen vieler Menschen und zeigt sich in zahlreichen alltäglichen Handlungen: Wenn 
zum Beispiel baskische Studenten in Österreich als ihr Herkunftsland Euskal Herria 
angeben oder baskische Jugendvereine Reisen in die südwestlichen Departements 
Frankreichs organisieren, mit dem Ziel der baskischen Jugend auch die nördlichen 
Teile ihres Heimatlandes näher zu bringen. 
 
4.2.1 Völkerrechtliche Aspekte 
 
In Überprüfung der Umsetzbarkeit der Staatsidee „Euskal Herria“ nach 
völkerrechtlichen Kriterien bietet das Prinzip des Uti possidetis juris32 dem Projekt 
Einhalt: Die Grenzen des im Entstehen begriffenen Staates können unter keinen 
                                               
31
 In diesem Sinne widmet Egaña Sevilla in seinem Diccionario histórico-político de Euskal Herria der 
‚Utopía’ ein eigenes Kapitel. (siehe dazu Egaña 1996, S. 718) 
32
 Uti possidetis, ita possideatis (lat.): So wie du besessen hast, wirst du auch weiterhin besitzen. 
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Umständen verschoben werden oder auf andere Gebiete ausgedehnt werden, 
sondern müssen den vor der Staatsgründung vorhandenen administrativen Grenzen 
entsprechen.  
 
 “[…], secession must respect the uti possidetis juris principle (‘uti possidetis, ita 
possideatis’, i.e. ‘as you have possessed, so you shall continue to possess’). The 
creation of a new entity must occur within previous (administrative) boundaries, as 
happened in Bangladesh, the Baltic States, Yugoslavia and Eritrea.” (Tancredi 2006, 
S. 191) 
 
Wäre das Sezessionsvorhaben Euskadis erfolgreich könnte eine mögliche 
Staatsgründung nur innerhalb der Grenzen der heutigen CAPV stattfinden. Eine 
sofortige staatliche Verbindung mit der Comunidad Foral de Navarra oder Teilen der 
französischen Region Aquitaine ist aus völkerrechtlicher Sicht unzulässig. Die 
baskischen Parteien (PNV, EA), deren Mitglieder sich als independistas moderados33 
präsentieren, sprechen sich für eine freiwillige Union von Euskadi, Navarra und 
Iparralde zu Euskal Herria aus. Nur das Volk könne in dieser Sache entscheiden, 
bestätigt Israel Brull, EA, in einem Gespräch im November 2004. 
 
„…Lo que es el centro de Euskal Herria, que puede ser la CA vasca, quiere decir los 
tres territorios en los que vivimos aquí34, no puedes imponer a los demás territorios 
la incorporación. Puedes mantener las dos de unión y un día si ellos deciden 
incorporarse, mediante un proceso democrático de consulta directa, se incorporarán. 
Pero no puedes ir y decir: ‘Navarra es Euskal Herria porque lo digo yo’. No. Navarra 
va a ser Euskal Herria si lo quieren ellos.” (Israel Brull, EA) 
 
Für eine unbeteiligte Europäerin ist es bemerkenswert mit welcher Vehemenz die 
Españolistas die Einheit Spaniens verteidigen und mit welcher Selbstverständlichkeit 
die baskischen Unabhängigkeitsforderungen formuliert werden. Besonders im 
Gespräch mit Israel Brull kommt dies gut zum Ausdruck. Der Eindruck eines 
reaktionären, ewig gestrigen Nationalismus entsteht nicht. Euskal Herria als 
Staatskonzept ist im Sinne der EA zukunftsorientiert, sozial progressiv und stellt 
unmissverständlich fest: 
                                               
33
 Independistas moderados (Span.): Anhänger der moderaten Unabhängigkeitsbewegung 
34
 Anm.: Die Provinzen Gipuzkoa, Bizkaia, Araba (Bask.) bilden zusammen die CAPV 
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 „Mi idea de pertenecer a un colectivo es una parte más de mi vida. A mí me gustan 
unas cosas de mi vida, tengo una familia y aparte pertenezco a un colectivo que es 
Euskal Herria y punto. Que no es ni mejor ni peor que los demás y que, para mí, no 
es algo santo o, digamos, algo por lo que morir o matar. [...] Nos sentimos parte de 
un colectivo que es Euskal Herria y aparte nos sentimos del mundo y europeos[...]” 
(Israel Brull, EA) 
 
Auch die radikale, und auf Grund der politischen Nähe zur Terrororganisation ETA 
illegalisierte, Partei Batasuna, musste inzwischen akzeptieren die drei Territorien, 
Euskadi, Navarra und Iparralde, nicht gegen den Willen der Bevölkerung in Euskal 
Herria zusammenführen zu können. Da ihr Konzept Euskal Herrias stark historisch 
geprägt ist, fällt es Batasuna aus ideologischen Gründen schwer diese 
demokratische Hürde zu nehmen. 
 
Tancredi gibt uns noch einen wichtigen Hinweis in Bezug auf das uti possidetis juris: 
So sei dieses nur während der Staatswerdung relevant, genauer gesagt, bei der 
ersten Festsetzung der Staatsgrenzen, bei der Bestimmung des neuen 
Staatsterritoriums. Nach der Anerkennung als Staat tritt das Prinzip der territorialen 
Integrität, die Unantastbarkeit der staatlichen Souveränität, in Kraft: 
 
“An important distinction must be drawn between uti possidetis and territorial 
integrity. Uti possidetis juris does not operate after the formation of a new State, but 
during this process of creation. After the birth of a new subject, once a new State has 
emerged, the principle to respect is that of States’ territorial integrity.” (Tancredi 2006, 
S. 192) 
Eine Union zwischen administrativen Einheiten hat im völkerrechtlichen Sinne folglich 
nur dann Berechtigung, wenn die territoriale Integrität bereits besteht. Vor der 
Entstehung der territorialen Integrität kann das Staatsgebiet nicht verändert werden. 
Verfügen die administrativen Einheiten jedoch über territoriale Integrität steht es 
ihnen frei sich einer Einheit unterzuordnen und Souveränität ganz oder teilweise an 
sie abzutreten. So kann man sagen, dass die Staatsgründung in unserem Fall 
völkerrechtlich theoretisch möglich wäre. Die aus aktueller Sicht politische 
Unwahrscheinlichkeit dieses Projekts bleibt davon aber unbeeindruckt. 
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4.2.2 Versuch eines Ausblicks: Euskal Herria in der EU 
 
 „La historia de los pueblos puede no cambiar en mucho siglos o de repente cambia 
todo en pocos años. […] El nacimiento de un Estado tampoco es tan complicado. Se 
hace de repente, ni te das cuenta. […] Entonces yo creo que con la existencia de la 
lucha algún día tendrémos algún tipo de indepencia.” (Israel Brull, EA) 
 
Euskal Herria wäre ein weiterer Kleinstaaten in der Europäischen Union. Heute 
versprechen sich die Nationalisten noch vieles von der Europäischen Ebene. Lieber 
würden sie freiwillig Souveränität an die EU abtreten, als ohne Recht auf 
Selbstbestimmung der Politik des spanischen Staates zu unterstehen.  
 
„La diferencia es que ahora un Estado como España puede ser un Estado que 
legisle regresivamente sus temas sociales que nos meta en una guerra etc. y no 
puedes hacer nada porque tus votos son una milésima parte. Pero en cambio si 
tuviésemos un Estado independiente si el Estado o los gobiernos que dirigan este 
Estado actuasen de modo regresivo en temas sociales, si siguiésemos en la OTAN 
ya sería culpa nuestra, es que la sociedad vasca es así. Eso a mí no me da miedo. 
Yo quiero un Estado para que la gente viva mejor. Entonces yo lanceré mis 
propuestas para que la gente las escuche y si lo cree conveniente que las vote. 
Entonces ahí tendrémos la posibilidad de vivir mejor o peor. Pero en el caso acutal 
estamos siempre subyugados a lo que se decide en Madrid. Yo no digo que es 
matemático si tenemos un Estado independiente vamos a vivir mejor o va a haber 
más justicia social o va a haber más al medio ambiente, que es algo que me 
preocupa un mogollón, eso no se puede saber. Pero lo que digo es que si somos un 
Estado independiente tendrémos competencias en todas las materias y ya es culpa 
nuestra de hacerlo bien o mal.” (Israel Brull, EA) 
 
Auf europäischer Ebene gleichberechtigt in allen Belangen mitentscheiden zu 
können, ist weitaus attraktiver als in ewig bilateralen Verhandlungen mit dem Staat 
um mehr Kompetenzen zu feilschen. 
“…hay que aclararse: ¿Entendemos la Unión Européa como un foro común de todos 
los europeos en el que los Estados van cediendo poder para organizar un ente 
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común que tenga fuerza a nivel internacional o seguimos manteniendo la forma de 
los Estados para que cada uno haga en casa todo lo que quiera. Las dos no son 
compatibles. Nosotros apostamos por la primera. Yo no quiero que Euskal Herria en 
el caso de que algún día fuese independiente tuviése más competencias que 
cualquier otro Estado. Yo encantado de ceder competencias a la Unión Européa si 
todos los Estados hacen lo mismo. Hay que ser europeista con todas las 
consecuencias, si no se está engañando a la gente. Si no es europeista de fachada. 
A la hora de tomar decisiones las que de verdad importan no hay posibilidades 
reales de que la  Unión Européa exiga a los Estados miembros que las cumplan.” 
(Israel Brull, EA) 
Brull spricht hier die Diskussion um den intergouvernementalen bzw. supranationalen 
Charakter des EU-Systems an. Zwischen den Zeilen steht er für eine kritische 
Haltung zur nationalstaatlich dominierten Verfasstheit des Entscheidungsprozesses 
und tritt in diesem Sinne für eine Stärkung der supranationalen Ebene ein. Das Ziel 
des Staates Euskal Herria wäre die vollständige Integration in die Europäische 
Union. Die pro-europäische Haltung wird auch von der illegalisierten Batasuna 
geteilt. Batasuna strebt als Maximalziel auf politischem Gebiet ein unabhängiges 
Baskenland innerhalb der Europäischen Union an. 
 
4.3 Europa der Regionen  
 
Vor dem Hintergrund einer perzipierten Krise des Nationalstaates in (West-)Europa 
hat sich in 1970er Jahren die Diskussion um ein Europa der Regionen verstärkt.  
„Einerseits beobachteten (nicht nur) föderal und proeuropäisch orientierte 
Intellektuelle die durch die Verweigerungspolitik erst de Gaulles und dann seines 
Nachfolgers Georges Pompidou ausgelöste Stagnation des europäischen 
(staatlichen) Einigungsprozesses und kritisierten die Unfähigkeit bzw. den Unwillen 
der Nationalstaaten zu einer souveränitätsbeschränkenden Integration. Andererseits 
wurde der Nationalstaat zusehends durch regionalistische und neue soziale 
Bewegungen herausgefordert und schien damit die These der Integralföderalisten zu 
bestätigen, dass er nicht (mehr) die geeignete Ebene der Politikorganisation 
darstellte.“ (Ruge 2003, S. 173) 
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In dieser Zeit sind als Gegenkonzept zur Nationalstaatlichkeit und als Bejahung des 
Europäischen Integrationsprozesses zahlreiche Theorien entstanden, die die 
Regionen als Hauptakteure im Integrationsprozess festhalten.  
 
4.3.1 Guy Héraud: Das ethnisch-antinationalstaatliche Konzept des 
Europa der Regionen 
 
Guy Héraud hat ein ethnisch-antinationalstaatliches Konzept eines Europa der 
Regionen geschaffen. Stark konservativer und antiliberaler Prägung fand es bald 
Unterstützung durch die Neue Rechte in Deutschland und Österreich. Unter Verzicht 
der nationalstaatlichen Ebene, umfasst es drei Ebenen: die monoethnische Region, 
die Ethnie, die europäische Föderation. Auch die Kommunen sollen besondere 
politische Bedeutung und die dafür notwendige politische Macht erhalten. Politische 
Befugnisse halten die europäische, regionale und die kommunale Ebene. Die 
intermediäre Ebene der „Ethnie“ hat kulturelle Funktionen zu erfüllen. (vgl. Ruge 
2003, S.257) Héraud argumentiert teilweise mit biologistischen Aussagen, wie sie 
auch aus den Anfängen der baskischen nationalistischen Bewegung zum Ende des 
19. Jahrhunderts bekannt sind. Weiters sei die ethnische Reinheit der Regionen 
Europa von großer Wichtigkeit für den sozialen Frieden und die erfolgreiche 
Entwicklung eines Europa der Regionen. Folglich sollten die Regionen nach 
ethnischen Kriterien entstehen. (vgl. Ruge 2003, S. 243) „Die Schaffung von 
polyethnischen bzw. gemischten Regionen [muss] in einer europäischen Föderation 
unbedingt vermieden werden.“ (Ruge 2003, S. 248) Es gelte Europa von den 
nationalstaatlichen Zwängen zu befreien.  
 
Zunächst ist man versucht die Ausführungen der PNV zum Europa der Regionen 
durch den Kongressabgeordneten Emilio Olabarría als Héraud-nahe und als 
ethnisch-antinationalstaatlich interpretieren, da die Argumentation auf dem Begriff 
der „natürlichen Nationen“ aufbaut.  
 
“Somos europeístas y nuestra convicción europeísta nos hace pensar que aunque 
no nos guste esta constitución, es una constitución de Estados y no de naciónes 
naturales, sin embargo, estos procesos adquieren una dinámica propia, al margen 
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de los Tratados dicen, el Tratado de Roma y anteriormente el Tratado para el 
Carbón y el Acero, todos estos nacieron con una gran modestia y una gran dinámica, 
de dimensión creciente. Al final se han convertido en algo que casi es un caso 
constituyente.” (Emilio Olabarría) 
 
Der Nationalismus hat sich wie auch schon weiter oben gezeigt, in seiner 
Ausprägung gewandelt und verzichtet betont auf eine völkische Argumentation, 
zugunsten einer liberaleren Grundhaltung. Wohl haben auch die baskischen 
Nationalisten verstanden, dass in Zeiten globaler Herausforderungen Folklore und 
genetische Abstammung nicht als Basis für eine politische Umgestaltung dienen 
können. Das Bemühen die baskische Identität als eine Bewegung, die ihrer Zeit 
gerecht wird, zu präsentieren, zieht sich durch alle Gesellschaftsbereiche. 
Investitionen in Infrastruktur, Architektur und Kultur haben einen stark progressiven 
Charakter und sollen das Bild einer modernen, auch industriell geprägten, Region 
zeichnen. 
 
“[...] con esta definición de nación vasca que es una definición de nación muy 
novedosa[...] Es una nación de ciudadanos. Un concepto de ciudadanía. Basadas en 
las teorías de Habermas, en la escuela de Frankfurt. No en conceptos telúricos, en 
conceptos históricos, identitarios como la lengua, la etnia, la historia comunizada, 
como la expoliación de nuestras libertades ilegítimas, sino en la voluntad de los 
ciudadanos, se entienden por ciudadanos todos los que viven en Euskadi. Nacidos 
en Euskadi, no nacidos en Euskadi, sean nacidos en el Estado español o no en el 
Estado español, sean extranjeros, africanos, austriacos, ..quien viva en Euskadi 
quien trabaje en Euskadi es vasco. Y puede decidir, aunque no tenga papeles, como 
se dice ahora, que no está regulada su situación. Y de esa situación todos 
constituyen la nación vasca.” (Emilio Olabarría) 
 
Einerseits kritisiert Olabarría die nationalstaatliche Konstitution der EU, die die 
„natürlichen Nationen“ nicht berücksichtige. Andererseits führt er später im Gespräch 
eine – im baskischen Kontext – neue Definition von Nation ein: Ein Konzept, das auf 
den Bürger als konstituierende Kraft aufbaut. Jeder der in Euskadi arbeite und lebe, 
sei baskischer Bürger, unabhängig seiner Herkunft. Generell ist diese Definition einer 
Nation sehr zu begrüßen. Die Argumentation ist aber nicht schlüssig.  
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Im Sinne Olabarrías ist sicherlich folgende Interpretation gültig: Einerseits wird der 
Status der „natürlichen Nation“, das Vorhandensein einer eigenen kulturellen 
Identität, vor allem basierend auf der sprachlichen Distinktion, zur Legitimierung des 
Rechts auf Selbstbestimmung, das „Recht die eigene Zukunft selbst zu entscheiden“ 
herangezogen. Und besitzt somit, obwohl es die PNV nicht gerne zugibt, 
desintegrative Wirkung auf das Verhältnis zwischen Staat und Region. Als Beispiel 
dafür gilt der Vorschlag für eine Statutsreform der baskischen Regierung aus dem 
Jahr 2002, besser bekannt als Plan Ibarretxe, nach dem baskischen Lehendakari35 
Ibarretxe, der aber nach viel Kritik und Wählerverlusten zunächst wieder vom Tisch 
verschwand. Den Anspruch europareif und bereit für eine wichtige Position in der 
grenzenlosen Freizügigkeit eines europäischen Integrationsprojekts zu sein, wird 
andererseits durch das von ethnischem Ballast befreite Konzept der „Bürgernation“ 
erhoben, und hat eine integrative Wirkung in Bezug auf die europäische 
Gemeinschaftsidee. Diese liberale Grundhaltung soll sicher auch dazu dienen eine 
möglichst breite gesellschaftliche Unterstützung zu sichern. 
 
Ein Paradox ist die Beobachtung, dass Euskadi die Desintegration aus dem 
spanischen Staat anstrebt, um die Integration Richtung Europa zu vertiefen. Das 
Bewusstsein einer „natürlichen“ oder „historischen Nation“ gebietet die Gleichstellung 
mit anderen wichtigen Rollenträgern innerhalb Europas. Ist die Staatsgründung nicht 
möglich, so soll dieser Status eben mittels prozessgeleiteter 
Organisationsumstrukturierung der Gemeinschaftsebene vollzogen werden. Die 
Integration auf europäischer Ebene birgt die Attraktivität der direkten 
Partizipationsmöglichkeit ohne Umwege über nationalstaatliche Strukturen. Strebt 
also Euskadi, oder die Politik der PNV für Euskadi, eine Position innerhalb der EU 
an, wie sie heute der spanische Staat inne hat? 
 “Con el tiempo sí, es que somos una nación. Antes o después la propia asistencia 
de unas instituciones europeas con competencias que son las que hoy retiene el 
Estado provoque el siguiente proceso: Que las competencias que legitiman la 
asistencia de Estados nación, tal y como se concebió desde la Revolución francesa 
van a estar radicadas en instituciones europeas ....y eso da una forma, quien priva 
de legitimitad y quien priva de razón de ser es el Estado de nación. Sin embargo, 
                                               
35
 Lehendakari (Bask.): Präsident der baskischen Regierung 
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pudiendo captar estas competencias, que son las que justifican la asistencia de los 
Estados, Bruselas queda muy lejos para tratar las competencias que en este 
momento o pueden llegar a tener o las naciones que configuran Europa: Euskadi, 
Catalunya, Córcega, Bretaña, Escocia, País de Gales, etc., etc. Es una especie de 
burocracia muy lejana, muy lejana en tiempo. Entonces el componente de 
autogobierno fundamental, del futuro europeo que nosotros intuimos es que todo 
aquello que ahora mantiene realidades estatales va a estar muy centrado en europa 
y todo lo demás va a estar muy centrado en otras organizaciones que no son 
estatales que son nacionales o que hacen referencia a regiones, a comunidades 
autónomas, a länder etc. – esa es nuestra esperanza. Y nosotros vemos además 
que los acontecimientos van por ahí, porque lo que realmente se está transladando 
desde el Tratado de Amsterdam a Europa”. (Emilio Olabarría, PNV) 
 
Staatlichkeit spielt in dieser Konzeption Europas eine untergeordnete Rolle. 
Olabarría sieht also die Chance der ethnischen Regionen und die Euskadis in der 
„Denationalisierung“ oder „Entgrenzung der Staatenwelt“ (Schmitt-Egner 2005, S.40) 
wie sie im Kontext der Globalisierung und Europäisierung in der deutschsprachigen 
politikwissenschaftlichen Debatte konstatiert wird. Die Staaten geben zentrale 
Kompetenzen, die die Staatlichkeit legitimieren, wie z.B. das Gewaltmonopol, die 
Währungs-, Außen- und Verteidigungspolitik, auf die supranationale Ebene ab und 
verlieren somit die Legitimität ihrer Existenz. Der Demokratisierungsprozess der 
Europäischen Union schreitet weiter voran, die Kommission übernimmt die Aufgaben 
einer Regierung, das Parlament bekommt volle Legislativkompetenz. Die Regionen 
werden in ihren Kompetenzen insofern gestärkt, als sie ihren intermediären 
Charakter verlieren und zu direkten Verbündeten der Union aufsteigen. Die Union 
brauche die regionalen Körperschaften, um die Erwartungen der Bürger an die Politik 
erfüllen zu können.   
Kann man nach den vorangegangenen Überlegungen das Konzept des Europa der 
Regionen der PNV eher der personalistisch-antinationalstaatlichen Konzeption von 
Denis de Rougements zuordnen? Zwar nennt Olabarría ausschließlich Beispiele 
ethnisch geprägter Regionen, doch schließt er abschließend auch regionale 
administrative Einheiten, wie die Länder, in die Überlegungen mit ein und distanziert 
sich somit von einer rein ethnisch geprägten europäischen Organisation.  
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4.3.2 Denis de Rougement: Die personalistisch-antinationalstaatliche 
Konzeption des Europa der Regionen  
 
Anders als Guy Héraud stützt Denis de Rougement seine Ausführungen zum 
personalistisch-antinationalstaatlichen Europa der Regionen nicht auf 
ethnisch/völkische Argumente. Die Notwendigkeit einer Europäischen Einheit 
begründet er mit der kulturellen Einheit Europas. Die Organisation in einer Föderation 
ergebe sich aus der lokalen kulturellen Vielfalt. 
 „Die Entstehung einer Föderation gehe von den Personen und Gruppen, nicht aber 
von einem Zentrum oder den nationalstaatlichen Regierungen aus. Das Ziel der 
Bemühungen europäisch denkender Menschen müsse für die kommenden Jahre 
sein, Autonomie für die Personen, Gruppen, Kommunen, Regionen und schließlich 
für ganz Europa zu gewinnen.“ (Ruge 2003, S. 180-181) 
Rougement definiert Region nicht anhand bestehender administrativer Grenzen oder 
gar anhand kultureller Besonderheiten, sondern lässt die Regionen um erstarkende, 
neu entstehende Metropolen wachsen, die die zuvor bestehenden Grenzen 
sprengen. Dazu müssen die Regionen auf horizontaler Ebene kooperieren können.  
[M]it dem durch die Föderalisierung fortschreitenden Bedeutungsverslust der 
nationalen Grenzen [werde] eine Aufwertung der Regionen und die Entstehung 
neuer kultureller oder wirtschaftlicher Regionalmetropolen einhergehen. Diese neuen 
Foyers oder Metropolen würden nicht mehr durch ihre Grenzen, sondern durch die 
Kraft ihre Ausstrahlung definiert werden. (Ruge 2003, S181)  
Die Regionen werden sich nur langsam gegen die Nationalstaaten durchsetzen. 
Dennoch spricht Rougement von einer Revolution. (Ruge 2003, S. 186) Die 
Föderation der Nationalstaaten werde durch eine Föderation der Regionen ersetzt 
werden. Transnationale Regionen werden die Basis eines föderativen Europa sein. 
Eine demokratische Zukunft, in der die Bürger reell partizipieren können und sich der 
Mensch als Person frei verwirklichen kann, ist nur innerhalb kleinerer regionaler 
Strukturen möglich. In den 1980er Jahren legte Rougement die 
antiindividualistischen Züge ab und machte das Individuum zur Vorraussetzung für 
die Person. (vgl. Ruge 2003, S. 189 - 191) Rougement vertrat seine Konzepte bis in 
die 1990er Jahre nur wenig abgewandelt. Zu dieser Zeit wurden sie von eher 
konservativen Politikern mit starkem föderalem Traditionsbewusstsein aufgegriffen, 
um danach den Weg in die europäische Politik zu finden. Rougements Konzept des 
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Europa der Regionen gilt als ein konservativer Entwurf im Rahmen einer anti-
modernen Kritik (vgl. Ruge 2003, S. 225) 
 
Weder ist die aktuelle Konzeption des Europa der Regionen in Euskadi ethnisch 
geprägt, noch trägt sie personalistische Züge. Frauenfeindliche Argumentation, wie in 
der integralföderalistischen Schule in den 1970er und 1980er Jahren durchaus noch 
vertreten, ist im heutigen Diskurs undenkbar geworden.36 Nur unter dem anti-
nationalstaatlichen Aspekt bedient sich Olabarría einer ähnlichen Argumentation in 
der Antwort auf kritische Fragen, die die Machbarkeit dieses Projekts in Frage 
stellen. 
„En principio Europa se está construyendo mediante la expoliación o expropiación de 
competencias a los Estados. No a las CCAA, no a las nacionalidades, no a las 
regiones. ¿Por qué? Porque la estatalidad europea, si un día se constituye, tiene 
que ser a base de unas competencias que justifican, en este momento, la existencia 
de los Estados: La política monetaria, la política de defensa, la política de asuntos 
exteriores, siempre han sido estas, ya desde la revolución francesa, el monopolio de 
la violencia, las que justificaban la existencia de la estatalidad. Si realmente llegan a 
trasladar estas competencias, y se unifican en instituciones europeas, en un 
parlamento europeo, un parlamento de verdad, porque ahora no es un parlamento 
de verdad, una Comisión europea que sea un gobierno europeo de verdad, porque 
ahora dista mucho de serlo. Si esto pasa así realmente, el Estado se va a encontrar 
un vacío de poder impresionante y casi deslegitimado de su propia justificación de 
seguir existiendo. Sin embargo, nunca las instituciones europeas, la comisión y el 
parlamento, van poder llegar a políticas sectoriales desarrollados en políticas de 
Cataluña, de Euskadi por que les queda muy lejos. Son competencias demasiado 
sectoriales, demasiado particularizadas y vinculadas a problemas específicos de 
estos lugares. Luego ya el proceso tendencialmente es beneficioso para los que 
defienden posiciones nacionalistas, esperamos.” (Emilio Olabarría) 
 
Die Mitgliedstaaten der EU treten im Laufe der Zeit Kompetenzen an die EU ab und 
verlieren in entscheidenden Bereichen Souveränität. Wodurch die Staaten 
geschwächt werden und zwischen europäischer und regionaler Ebene an 
Bedeutsamkeit verlieren. Die EU-Organe können jedoch aus einer großen 
                                               
36
 Siehe dazu: Rougement, Denis de (1999). Der Anteil des Teufels. München 
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geografischen, wie politischen und sozialen Entfernung nicht allein die Regierung 
übernehmen, wozu sie der Regionen bedürfen. Man könnte nun einwenden, dass 
unter der derzeitigen Konstellation auch die Regionen durch den fortschreitenden 
Integrationsprozess und die Erstarkung der EU in ihren Kompetenzen eingeschränkt 
werden. EU-Richtlinien werden von den Staaten ausgehandelt und müssen auch auf 
regionaler Ebene umgesetzt werden.  
 
Auch in dieser Sache war die baskische Regierung bemüht sich auf europäischer 
Ebene Gehör zu verschaffen und Beiträge zu leisten, die die europäische Integration 
in Richtung eines Europa der Regionen bzw. Nationen vorantreibt. Im April 2006 fand 
in Bilbao eine von der baskischen Regierung in Zusammenarbeit mit der 
Europäischen Kommission und europäischen Experten organisierte Tagung zu 
europäischer Regionalforschung statt. Im Mittelpunkt stand der von der Kommission 
ins Leben gerufene „Plan D“ (Demokratie, Dialog, Debatte). Die Regierung nützte 
diesen Tag um in zehn Punkten ihre Vorschläge für das positive Vorantreiben der 
Europäischen Integration zu präsentieren. Einer der wichtigsten Punkte für die 
baskische Regierung war die Neuverteilung der Kompetenzen auf europäischer 
Ebene, mit einem starken Augenmerk auf neue Aufgaben für die Regionen. Ein 
polyzentrisches Europa sollte es sein, das neben seinen bisherigen Hauptstädten 
über zahlreiche „nationale und regionale Hauptstädte“ verfügt. Regionen sollten die 
Chance bekommen, Aufgaben, die in ihrem Kompetenzbereich liegen auch auf 
europäischer Ebene verhandeln zu können. Denn sonst bestünde die Gefahr, dass 
nationale Territorien, die aktuell nicht als politische Einheiten in der EU präsent seien, 
übergangen und nicht alle europäischen Realitäten wahrgenommen würden. (vgl. 
Gobierno Vasco 2006, S. 8-9) 
Euskadi formuliert damit die Hoffnung vieler europäischer Regionen, über den 
Integrationsprozess zu mehr Autonomie und Selbstbestimmung zu gelangen. 
Nachdem die Verhandlungen mit dem Nationalstaat bisher unzufriedenstellend für 
die Nationalisten waren, bietet nun die EU für die Darstellung politischer Forderungen 
eine neue Bühne, auf der viele Akteure präsent sind und so leichter Verbündete 
gefunden werden können als in bilateralen Verhandlungen mit dem eigenen Staat. 
Demgemäß wird der Staat in seiner Entscheidungsgewalt umgangen und seine 
Souveränität geschmälert. In der Forderung Europa seinen Bürgern näher zu 
bringen, liegt eindeutig der Versuch die Regionen, wie Euskadi, zu stärken, um sich 
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dann als „Nation“ als player in der Union zu etablieren. Ohne die EU und die 
europäische Integration fänden diese Forderungen kein internationales Sprachrohr 
und würden in den staatlichen Gremien ungehört verhallen.  
 
4.3.3 Der Transnational Regionalism-View auf das Europa der Regionen 
 
Der Neoregionalism–View hat einen Regionalismusbegriff geschaffen, der im 
Gegensatz zum Old Regionalism der 1970er Jahre, die europäische Ebene in das 
Forschungsprogramm aufgenommen hat. Zwar spielt der Nationale Regionalismus 
als politische Bewegung eine Rolle, doch treten als Forschungsfokus Europa und 
Globalisierung hinzu. Besonders das Europa der Regionen war Schwerpunkt in der 
Beobachtung und Analyse der neuen Entwicklungen. Regionale Politik tritt aus den 
territorialen Grenzen des Staates heraus und formiert sich im Kontext von 
Globalisierung und Europäischer Integration. (vgl. Schmitt-Egner 2005, S. 26) 
Michael Keating gilt als wichtigster Vertreter des Neoregionalism-View. Kritiker 
dieses Ansatzes bringen Globalisierungsargumente ein, nach denen kleine räumliche 
Einheiten in einer post-fordistischen Gesellschaft mit zunehmendem 
Bedeutungsverlust rechnen müssten. Dieser Einwand ist heute durch empirische 
Daten widerlegbar, wonach sich die europäische und im Besonderen die spanische 
Bevölkerung noch immer stark mit der lokalen und regionalen Ebene identifiziert. 
Globale und regionale Ebene stellen keinen Gegensatz da. Vielmehr unterstreichen 
die aktuellen Entwicklungen die Stärken und Qualitäten beider Ebenen. Die Region 
zeichnet sich durch Flexibilität, Problemnähe und Spezialisierungspotential aus. Ein 
weiterer Kritikpunkt entstand aus der integrationswissenschaftlichen Debatte, wonach 
zwischenstaatliche Interaktionen auch weiterhin die internationale und europäische 
Ebene dominierten. Die mangelnde Kompetenz der Regionen könnte den 
Einigungsprozess nicht beeinflussen. Michael Keating analysierte diese 
Entwicklungen mit Hilfe des Konzeptes des „Europa der Regionen“ und stieß damit 
auf Befürworter und Gegner.  
Im Sinne des Transnational Regionalism-Views (TRV) kritisiert Schmitt-Egner, dass 
„aufseiten einiger europäischer Regionalisten die Utopie eines „Europa der 
Regionen“ (anstatt der Nationen) mit der Realität verwechselt wird.“ (Schmitt-Egner 
2005, S. 258) 
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In der Forschung passiere der Fehler, sich nur auf die vertikale Struktur und Funktion 
des Transnationalen Regionalismus zu fixieren und auch nur das formalrechtliche 
Mitwirkungsniveau in den europäischen Organen zu berücksichtigen. Dadurch 
entstehe ein verzerrtes Bild einer „schwachen“ regionalen Ebene. (vgl. ebd.) 
Entscheidend für die Ergebnisse ist die Forschungsperspektive, die entweder Status-
quo-orientiert oder struktur- und akteursbezogen gewählt werden kann. (vgl. Schmitt-
Egner 2005, S. 28) Schmitt-Egner plädiert für eine Analyse, die den Europäischen 
Regionalismus und die Bedingungen für die einzelnen Realisierungsschritte in allen 
ihren Facetten untersucht, will man pessimistische Ergebnisse vermeiden. Das 
Konzept des Europäischen Regionalismus ist komplementär zu sehen und nicht als 
Alternative zu herkömmlichen Europa-Konzepten. Damit erteilt Schmitt-Egner dem 
Europa der Regionen eine wissenschaftliche Absage. Regionalistische Argumente 
dürften nicht mit föderalistischen Argumenten gleichgesetzt werden. Das Konzept 
des „Europa der Regionen“ entstammt, auch im Sinne der baskischen Nationalisten, 
der Überlegung, dass den europäischen (ethnischen) Regionen aktuell nicht die 
gebührende Stellung im europäischen Entscheidungsprozess zukommt. Schmitt-
Egner kritisiert diese Annahme und weist auf die Vielschichtigkeit des europäischen 
Regionalismus hin. Die Praxisanalyse des Transnationalen Regionalismus zeigt die 
institutionelle und funktionelle Partizipation der Regionen am vertikalen 
Integrationsprozess unterhalb der europäischen Entscheidungs- und 
Rechtssetzungsebene einerseits und die wachsende Bedeutung horizontaler, 
grenzüberschreitender und interregionaler Kooperation in Europa andererseits. (vgl. 
ebd.) Wie der Multi-level-Governance Ansatz scheinen die Analysen Schmitt-Egners 
geprägt von den weit reichenden Integrationsfortschritten der europäischen Union 
(Lissabon Prozess) und vom europäischen Verfassungsgebungsprozess vor dem 
negativen Ausgang der Referenden in Holland und Frankreich im Jahr 2005, die die 
EU in eine Krise gestürzt und in eine Phase des integrativpolitischen Stillstands 
gezwungen haben. Das Nein der Iren, die besonders von der EU-Mitgliedschaft 
profitiert hatten, zum Vertrag von Lissabon hat die EU neuerlich in Ratlosigkeit 
stehen lassen. Zwar hat die französische Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 
2008 weitere Kooperationen im den Mittelmeeranrainerstaaten lanciert, doch stehen 
nötige Rechtsreformen, die eine Erweiterung und Vertiefung des 
Integrationsprozesses und somit auch die wichtige Demokratisierung erst möglich 
machen, immer noch aus. 
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4.4 Die Katalanen: Spanische Nationalität oder europäische 
Nation? 
 
„Cataluña es una nación.” Diesen Satz, so klar und einfach formuliert, hätten sich 
wohl viele Katalanen, selbst jene ohne Unabhängigkeitsgelüste, als Artikel 1 des 
neuen katalanischen Autonomiestatuts gewünscht. Die spanische politische Realität 
lässt jedoch derart unmissverständliche Aussagen nicht zu. Ob nun Nation oder 
Nationalität: Die linguistische, kulturelle, wirtschaftliche und politische Eigenheit und 
Eigenständigkeit Kataloniens sind zweifellos ungebrochen erlebbar und sichtbar, 
sowie deren Entwicklung historisch begründet.  
Nach einem kurzen historischen Abriss der katalanisch-kastillischen Beziehungen, 
möchte ich mich mit folgenden Fragen auseinandersetzen: In welchem Kontext 
definiert sich das heutige Katalonien? Welchen Einfluss hat die europäische 
Integration auf die Region? Welcher Stellenwert kommt der Europäischen Union aus 
der Sicht Kataloniens zu? Und wie versucht sich Katalonien in diesen neuen 
Machtverhältnissen zu positionieren? Dazu möchte ich mich einer – wenn auch auf 
bestimmte Forschungsinteressen limitierte – Analyse des aktuellen katalanischen 
Autonomiestatuts aus dem Jahr 2006 bedienen. Ein Vergleich mit dem 
ursprünglichen, sehr gewagten Reformvorschlag des katalanischen Parlaments 
verspricht einen gerafften Einblick in das Spannungsfeld Madrid/Barcelona, 
Nation/Nationalität, Union/Region zu bieten.  
Die kollektive Identität Kataloniens wird in der gelebten Realität der Katalanen nicht 
homogen wahrgenommen, sondern ist individuell konstruiert. Es wäre im Rahmen 
dieser Arbeit unmöglich die katalanische Gesellschaft, ihre politischen Ideale und 
Einstellungen auch hinsichtlich der Europäischen Union repräsentativ darzustellen 
ohne sich des kleinsten gemeinsamen Nenners zu bedienen. Daher bevorzuge ich 
es das fassbarste Zeugnis der Prioritäten der katalanischen politischen Identität, die 
ja inter alia Forschungsgegenstand dieser Arbeit sind, für die Beantwortung der 
gestellten Fragen heranzuziehen: Den konstituierenden Rechtstext der katalanischen 
Autonomen Gemeinschaft. Eine reine Darstellung des aktuellen Statuts würde dem 
nicht gerecht werden. Das Autonomiestatut der Comunidad Autónoma de Cataluña 
(CAC) aus dem Jahr 2006 brachte zwar Kompetenzerweiterungen und wichtige 
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Anpassungen, dessen ungeachtet konnte die spanische Regierung bei weitem nicht 
alle Forderungen der peripheren Region erfüllen. Katalonien beansprucht mehr 
Autonomie als der politische Wille Spaniens bereit ist freizugeben. 
 
4.4.1 Spanische Region Katalonien: Eine Geschichte wider Willen 
 
Rechtlich kann die Schilderung der katalanischen Geschichte des Widerstands 
gegen die kastillischen Eroberer heute wohl kaum mehr geltend gemacht werden. 
Zum besseren Verständnis der aktuellen Situation wiederum sollte auf diese 
Darstellung der beharrlichen Anstrengungen der Katalanen um politische Autonomie 
und Selbstbestimmung nicht verzichtet werden.37  
Im Laufe des Mittelalters formen sich die Königtümer Castilla-León, Aragón, Navarra 
und Cataluña auf der iberischen Halbinsel. Während der Zeit der Cortes Reales und 
unter der Ägide Königs Jaime I. wird in den Jahren 1208 bis 1276 die Generalitat 
gegründet, das bis heute bestehende katalanische Regierungsorgan. 1413 erlangt 
die Generalitat die völlige Unabhängigkeit von den Cortes Reales. 
Ab dem Jahr 1137 ist das heutige Katalonien Teil des Königreichs Aragón y 
Cataluña, das in Form einer Konföderation im 15. Jh. seine Ausdehnung bis in den 
Süden Italiens und Griechenlands fand. Aufgrund einer Erbfolgekrise integriert 
Kastilien 1469 die Königtümer Aragón und Cataluña. Die katalanische Erblinie kommt 
zwischen 15. und 16. Jh. zu ihrem Ende. Die Folgen sind Legitimitätsstreitigkeiten 
und Konflikte zwischen der Generalitat und Castilla, den lokalen 
Regierungsinstitutionen und den Delegationen des kastillischen Königs. Die 
katalanische Bevölkerung erkennt die kastillischen Herrscher nicht an. Aufstände 
häufen sich. Im Jahr 1640 muss sich die kastillische Krone wegen zahlreicher 
Unruhen in Portugal und Katalonien für eines der beiden Gebiete entscheiden. 
Portugal geht in die Unabhängigkeit.  
Auch nach der Niederschlagung der Proteste der katalanischen Bevölkerung bleiben 
die Unterschiede zwischen Castilla und Cataluña bestehen:  „As duas regiões 
representam dois modelos político-sociais diferentes: a confederal catalano-
aragonesa e a centralista de Castela.“ (Silva Borges 2001, S. 118) 1714 verliert 
Katalonien durch die Inthronisierung des Bourbonen-Königs Phillip V. und das 
                                               
37
 Ich folge dabei der Arbeit Silva Borges (Silva Borges 2001), da ich mir aufgrund seiner unbeteiligten 
Rolle als Portugiese (ab dem Jahr 1640) einen höheren Grad an Objektivität erwarte als von 
spanischen oder katalanischen Autoren. 
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gewaltsame Eingreifen Kastiliens die letzten Autonomierechte zugunsten des 
kastillischen Zentralismus.  
Die französische Revolution 1789 markiert auch den Beginn politischer Instabilität 
und des Krieges. Katalonien versucht seine Verteidigung autonom zu organisieren. 
Für die Unterstützung Napoleons bei der Eroberung Spaniens wird Katalonien die 
weitgehende Autonomie versprochen. Nach Jahren der Besatzung siegen die 
Spanier über die napoleonischen Truppen und mit den Cortes von Cádiz 1812 wird 
das politisch und administrativ zentralistische, einheitsstaatliche Modell der 
Monarchie wieder eingeführt, das härter denn je gegen katalanische Aufständische 
vorgeht. Die katalanischen Regierungsinstitutionen bleiben weiterhin verboten. (vgl. 
Silva Borges 2001, S. 119) 
Im ersten Karlistenkrieg (1833 – 1839) stehen sich absolutistische und liberale Kräfte 
gegenüber. Eine neue politische Elite, die Königin Isabel II. unterstützt, führt 
Reformen ein, die die katalanische Industrialisierung initiieren sollte, aber nicht die 
Wiederherstellung der politischen Autonomie bewirkte. 1873 wird die erste spanische 
Republik ausgerufen, deren katalanischen Präsidenten die föderale Organisation 
Spaniens im Sinn haben. 1874 ist die 1. Republik an ihrem Ende. Die Monarchie 
verfolgt neuerlich eine zentralistische Politik und Staatsverwaltung.  
Der „Catalanismo“, der politische Regionalismus Kataloniens, ist in seinen Anfängen 
nicht homogen. Zu dieser Zeit lassen sich etwa vier Strömungen bzw. Hauptanliegen 
ablesen:  die Belebung der katalanischen Kultur, der karlistische Traditionalismus, 
der progressive Föderalismus und der industrielle Protektionismus. Zwischen 1840 
und 1870 ist die Bewegung der Renaixença besonders aktiv. (vgl. Silva Borges 2001, 
S. 120) Handelt es sich zunächst um eine literarische Bewegung, so werden bald 
auch andere Bereiche von ihr beeinflusst. Die ländliche Bevölkerung hängt der 
Bewegung vor allem aus Gründen der Wahrung und des Schutzes der Traditionen 
an. Ist die Unterstützung in den ruralen Gebieten auch wichtig, so ist die zentrale 
Kraft doch die urbane Bewegung. Vater des Catalanismo ist Valentí Almirall (1841 -
1901) mit seinem Werk von 1886 „Lo Catalanisme“. Almirall schafft es die 
traditionelle und die progressive Strömung in einer nationalistischen Ideologie zu 
vereinigen. Die Wandlung von einer kulturellen zu einer politischen Bewegung kann 
nach Silva Borges auf zwei Faktoren zurückgeführt werden: a) das Fehlen einer 
politischen Vertretung der erstarkenden katalanischen Industriellen und b) der 
Unwille Madrids die katalanische Industrie nach deren Vorstellungen vor 
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ausländischen Unternehmungen zu schützen. Weitere politische Forderungen sind 
die Gründung einer autonomen Regierung bzw. die Wiedereinsetzung der 
Generalitat, die Schaffung eines katalanischen Justizorgans und die Anerkennung 
der katalanischen Sprache. (vgl. Silva Borges 2001, S. 121) 
Im Jahr 1899 verliert Spanien Teile seiner Kolonialgebiete und das Land stürzt in 
eine Krise, das sich mit einer auflebenden katalanischen nationalistischen Bewegung 
konfrontiert sieht. Modernität und Fortschritt stehen gegen den Konservatismus 
Madrids. Die staatliche Repression steigert mit jedem Mal die Popularität der 
nationalistischen Anführer.  
Die 1901 gegründete Partei „Liga Regionalista“ dominiert das politische Leben 
Kataloniens. Sie wird von moderaten und Radikalismen ablehnenden 
Großindustriellen angeführt. Durch die zunehmende Industrialisierung entstehen 
soziale Spannungen, die vor allem von den katalanischen Anarchisten und 
Sozialisten in einem teilweise gewalttätigen und militärisierten Flügel des 
Regionalismus thematisiert werden.  
Ein weiterer wichtiger Denker des katalanischen Nationalismus ist Enric Prat de la 
Riba (1870 – 1971). Seine Arbeiten zielen auf die Trennung der Konzepte von Staat 
und Nation. Die Sprache wird zum konstituierenden Element und manifesten 
Ausdruck des Nationalgefühls. (vgl. Silva Borges 2001, S. 121) 
Unter dem spanischen Liberalen José Canalejas wird die Mancomunitat 1914 in 
Katalonien eingeführt. Diese Art der Verwaltungsautonomie ermöglichte es 
Katalonien besonders im Bereich der Bildung Maßnahmen, wie die Einführung des 
Katalanisch-Unterrichts, umzusetzen.  
Mit dem Beginn der Diktatur unter Primo de Riviera (von 1923 bis 1930) folgt eine 
weitere zentralistische, repressive Phase, in der die Sprache wie die Flagge und 
katalanische Symbole verboten werden. Die Mancomunitat wird 1925 abgeschafft. 
Nach dem Fall der Diktatur 1930 beschließt die 2. spanische Republik ein 
Autonomiestatut, das die „Wiedergeburt“ der Generalitat ermöglicht. Radikale 
Innovationen und Reformen in Bildung und Wirtschaft werden von den bürgerlichen 
Eliten in die Wege geleitet.  
Bürgerkrieg, Militärputsch und Diktatur Francos bis 1975 nehmen Katalonien 
nochmals sämtliche politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und sprachlichen 
Rechte. Die katalanische Sprache wird verboten, die Mitglieder der Generalitat 
suchen Schutz im Exil. 
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Am 29. September 1977 nach dem Tod Francos 1975 und den ersten 
Parlamentswahlen 1977 wird die Generalitat Kataloniens wieder eingesetzt und 
bleibt bis heute aktiv. Weitere wichtige legale Marksteine sind die spanische 
Verfassung von 1978, das Autonomiestatut von 1979, die Schaffung des spanischen 
Estado de las Autonomías (Autonomiestaat), mit unterschiedlich ausgeprägten 
Autonomiestufen in den einzelnen Comunidades Autónomas und die Etablierung der 
drei Organe der katalanischen politischen Institutionen: Parlament, Präsident und 
Regierung (Generalitat). 
 
4.4.2 Das Statut von 2006: Der Weg nach Europa? 
 
Lange regierte Convergència i Unió (CiU)38 unter Präsident Jordi Pujol Katalonien. 
Bei den Regionalwahlen in der CAC im Jahr 2003 konnte Pasqual Maragall den 
katalanischen Zweig der spanischen Sozialdemokraten (Partit dels Socialistes de 
Catalunya - PSC) zum Wahlsieg führen. Zwar war eine Koalition mit der 
nationalistischen Esquerra Republicana (ERC) und der linksliberalen Iniciativa per 
Catalunya Verds - Esquerra Unida i Alternativa (IC-V) für Parlamentsbeschlüsse 
notwendig, dennoch bot sich aufgrund der sozialdemokratischen Nationalregierung 
unter José Luis Rodriguez Zapatero eine günstige Ausgangslage für die Verhandlung 
eines neuen Autonomiestatuts Kataloniens. Zapatero versprach großzügig und auf 
die Zähmungskraft Maragalls gegenüber den Nationalisten vertrauend, in den Cortes 
alle Beschlüsse des katalanischen Parlaments absegnen zu lassen. Diese eilige 
Zusage konnte nicht erfüllt werden, wie ich im folgenden Vergleich des katalanischen 
Vorschlags und des verabschiedeten und heute gültigen Autonomiestatuts zeigen 
werde. In den Mittelpunkt der Analyse stelle ich das Verhältnis der ethnischen Region 
Katalonien zur Europäischen Union. Die unter 4.4. gestellten Fragen nach dem heute 
gültigen katalanischen Kontext, nach der Wahrnehmung von Machtverhältnissen und 
den Einfluss der Europäischen Union und des Integrationsprozesses möchte ich auf 
diesem Weg beantworten. Auch in Katalonien ist die nationalistische Politik nicht 
homogen, die Bandbreite reicht von den Föderalisten zu anti-monarchistischen 
Unabhängigkeitsbefürwortern. Nichtsdestotrotz kann uns dieses aktuelle 
Rechtsdokument als belegbares Zeugnis der Grundhaltung der katalanischen Eliten 
                                               
38
 CiU ist eine Parteiunion entstanden aus dem Zusammenschluss von Convergència Democràtica de 
Catalunya unter Jordi Puyol und Unió Democrática unter Josep Antoni Duran Lleida. 
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und gewissermaßen auch der Bevölkerung gegenüber der Europäischen Union 
dienen.  
 
4.4.2.1 Nation und europäischer Gedanke im katalanischen Autonomiestatut 
von 200639 
 
Die spanische Verfassung sieht für eine Statutsreform die Abstimmung im 
katalanischen Parlament mit Zweidrittelmehrheit, die Zustimmung des 
Verfassungsausschusses des spanischen Kongresses, die Annahme durch das 
spanische Parlament (Cortes Generales – CG) und die Abhaltung eines Referendum 
in Katalonien vor. Dieser legale Ablauf hat zahlreiche Änderungen am ursprünglichen 
Statutstext notwendig gemacht. Sowohl PP, wie auch PSOE präsentierten im 
Ausschuss Änderungsanträge zur Umformulierung oder Streichung von 
Textpassagen. Besonders die Anhänger der konservativen PP sahen die spanische 
Verfassung, Souveränität und Einheit durch den Vorschlag des katalanischen 
Parlaments gefährdet: 
“[La propuesta a]borda en cambio la apertura de un proceso constituyente 
encubierto. Olvida de raíz que la soberanía nacional radica en el pueblo español en 
su conjunto. El Estatuto que se nos presenta configura a Cataluña como una entidad 
soberana investida de la práctica totalidad de los órganos y poderes de un naciente 
ente estatal, desaloja al Estado en esta Comunidad Autónoma, rompe los principios 
constitucionales esenciales de igualdad y solidaridad y liquida el ‘espíritu de la 
transición’, vulnerando el pacto de concordia logrado hace más de un cuarto de 
siglo.” (Partido Popular 2005, S. 3) 
Die den Nationalisten wohl wichtigsten Elemente, im wahrsten Sinne des Wortes die 
„Herzstücke“, des Reformvorschlags wurden entfernt bzw. durch alternative Termini 
und Formulierungen entschärft. 
Mitautoren des Reformvorschlags und Statutsbefürworter, wie die anti-
monarchistische, separatistische Partei Esquerra Republicana de Catalunya (ERC), 
protestierten gegen das geänderte Statut nach der Verabschiedung durch die Cortes 
                                               
39
 Anmerkung zur richtigen Schreibweise: 
Katalonien: Cataluña (Span.) und Catalunya (Katal.);  
Regierung Kataloniens: Generalidad (Span.) und Generalitat (Katal.) 
Die beiden Schreibweisen werden in der Arbeit alternativ verwendet. Dies entspricht auch dem 
spanisch-katalanischen Sprachgebrauch. 
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Generales. Die Änderungen entsprachen nicht mehr ihren ideologischen 
Vorstellungen, hohe Erwartungen wurden nicht erfüllt. Die Teilnahme der 
Bevölkerung am Referendum fiel gering aus.  
 
A. Nation oder Nationalität 
 
Als die Nachricht sich kundtat, war es unfassbar, schier revolutionär: Katalonien ist 
eine Nation. Wer die spanische Verfassung kennt, dachte im ersten Moment etwas 
könne nicht mit rechten Dingen zu gehen. Die Anerkennung als Nation ist den 
historischen Regionen eines der größten Anliegen. Wie bereits dargelegt, sieht die 
spanische Verfassung den Begriff „Nation“ ausschließlich für die Gesamtheit der 
Bevölkerung des spanischen Staates, das Staatsvolk, vor und verwendet für einzelne 
Bevölkerungsgruppen den Begriff „Nationalität“. Im Entwurf des Reformvorschlags 
hatte sich die katalanische Regierung weit vorgewagt, wohl wissend, dass nicht allen 
Forderungen Rechnung getragen werden würde.  
 
Eindeutig ersichtlich wird dies anhand des Vergleichs des Artikel 1 der beiden Texte: 
Vorschlag des katalanischen Parlaments für eine Statutsreform, 2005 (VkP) und 
gültiger Autonomiestatutstext, 2006 (GS). 
 
Artikel 1 Absatz 1 – La nación catalana bzw. Cataluña 
Vorschlag des katalanischen Parlaments 
(VkP) Gültiger Statutstext (GS) 
 
 
“Cataluña es una nación.“ 
„Cataluña, como nacionalidad, ejerce 
su autogobierno constituida en 
Comunidad Autónoma de acuerdo con la 
Constitución y con el presente Estatuto, 
que es su norma básica.” 
 
Trotz abweichender Berichterstattung gilt Katalonien auch nach der letzten 
Statutsgebung rechtlich nicht als „Nation“, sondern hält weiterhin den Status einer 
„Nationalität“, wie auch die anderen historischen CCAA. Die Benennung Kataloniens 
als Nation hätte eine Verfassungsänderung nötig gemacht, die mit den existierenden 
Mehrheiten in Kongress und Senat nicht möglich gewesen wäre. Auch bei allen 
Zugeständnissen an die Katalanen vonseiten der sozialdemokratischen 
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Nationalregierung unter Ministerpräsident Zapatero. Die Nation gilt im spanischen 
Kontext als Trägerin der Souveränität. Dieser Vorstoß ist also nicht nur als 
nationalistische Sentimentalität zu bewerten, sondern ist Zeugnis des Anspruchs auf 
einen Teil des spanischen Territoriums und ein Schritt zur Legitimierung des 
Selbstbestimmungsrechts. Mit der Verfassung ferner nicht vereinbar und daher als 
unzulässig erachtet wurde die fünfte Position in der Präambel des VkP: 
 
Preámbulo – fünfte Position 
Vorschlag des katalanischen Parlaments 
(VkP) Gültiger Statutstext (GS) 
“Cataluña considera que España es un 
Estado plurinacional.” 
 
- gestrichen - 
“De este modo, el presente Estatuto 
define las instituciones de la nación 
catalana y sus relaciones con los 
pueblos de España en un marco de libre 
solidaridad con las nacionalidades 
y las regiones que la conforman, 
compatible con el desarrollo de un 
Estado plurinacional.” 
“Cataluña quiere desarrollar su 
personalidad política en el marco de un 
Estado que reconoce y respeta la 
diversidad de identidades de los 
pueblos de España.” 
 
Kann es laut Verfassung nicht mehr als eine einzige, nämlich die spanische, Nation 
in Spanien geben, so war es auch ausgeschlossen, dass sich die spanische 
Regierung und Opposition durch eine katalanische Statutsreform zur Plurinationalität 
verführen ließe. Der VkP intendiert hier die Konstituierung einer katalanischen 
Kulturnation, wenn auch mit dem (unterstellten einstweiligen) Willen der politischen 
Integration in den spanischen Staat. Der Kommentar im Abänderungsantrag der PP 
war eine klare Absage an das Konzept eines plurinationalen Staates: 
„a) En primer lugar porque confunde (sin duda deliberadamente) el concepto de 
Nación con el de su aparato político-jurídico, que es el Estado. b) En segundo lugar, 
porque como ha quedado ya razonado en estas consideraciones, en España sólo 
hay una nación y es precisamente la española. c) En tercer lugar, porque si el 
Estatuto de Autonomía carece de legitimidad para definir a Cataluña como una 
Nación, menos legitimidad aún ostenta cuando se trata de definir al conjunto de 
España.” (Partido Popular 2005, S. 9) 
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Hier zeigt sich wie stark die Konzepte kultureller Identität auch auf offizieller Ebene 
divergieren. Ich möchte hier noch einmal darauf hinweisen, dass das Projekt der 
Statutsreform ja nicht von den katalanischen independistas ERC und CUI, sondern 
von der moderaten, katalanischen Sozialdemokratie geleitet wurde. 
 
B. Referenzräume der CAC 
 
Katalonien situiert sich selbst im europäischen Kontext und überschreitet damit 
bewusst die geografischen und politischen Grenzen des spanischen Staates (VkP). 
Der Staat selbst verweist auf die für Regionen übliche Notwendigkeit zur vertikalen 
Kooperation, die nationale Ebene bleibt der europäischen zwischengeschaltet (GS). 
 
Artikel 3 Absatz 2 – Marco político 
Vorschlag des katalanischen Parlaments 
(VkP) Gültiger Statutstext (GS) 
“Cataluña tiene en la Unión Europea su 
espacio político y geográfico de 
referencia e incorpora los valores, los 
principios y las obligaciones que derivan 
del hecho de formar parte de la misma.” 
“Cataluña tiene en el Estado y en la 
Unión  Europea su espacio político y 
geográfico de referencia e incorpora los 
valores, los principios y las obligaciones 
que derivan del hecho de formar parte 
de los mismos.” 
 
Das europäische vertikale Referenzsystem bleibt für die Region Katalonien durch 
den spanischen Staat begrenzt.40  
 
C. Partizipation in europäischen Entscheidungsfindungsprozessen 
 
Artikel 149 der spanischen Verfassung weist die außenpolitischen Kompetenzen 
exklusiv dem Staat zu. Eines der Hauptmotive für die Verabschiedung eines neuen 
Statuts war es die Partizipation der CAC am Rechtsetzungs- und 
Entscheidungsprozess der europäischen Organe und Institutionen neu zu regeln. Die 
Repräsentanz in den zwischenstaatlichen Gremien wurde von der katalanischen 
Regierung als besonders wichtig und anstrebenswert erachtet. 
 
                                               
40
 vgl. Definition des Begriffes „Region“ Kapitel 1.3.1 
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Artikel 187 Absatz 1 – Participación en Instituciones y Organismos Europeos 
Vorschlag des katalanischen Parlaments 
(VkP) Gültiger Statutstext (GS) 
“Los representantes de la Generalidad 
participan directamente en todas las 
delegaciones españolas ante la Unión 
Europea que traten asuntos de la 
competencia de la propia Generalidad 
o que afecten al interés de Cataluña, y 
especialmente ante el Consejo de 
Ministros y los órganos consultivos y 
preparatorios del Consejo y de la 
Comisión.” 
“La Generalitat participa en las 
delegaciones españolas ante la Unión 
Europea que traten asuntos de la 
competencia legislativa de la propia 
Generalitat y especialmente ante el 
Consejo de Ministros y los órganos 
consultivos y preparatorios del Consejo y 
de la Comsisión.” 
 
Eine automatisierte Teilnahme an den Rats- und Kommissionstreffen wurde von der 
katalanischen Regierung nach wie vor nicht erreicht. Auch das aktuelle Statut bildet 
keine Rechtsgrundlage und Verbindlichkeit für die spanische Regierung. Am 
gezeigten Beispiel wurden im Vergleich zum VkP Einschränkungen bezüglich der 
direkten, der generellen und der zwingenden Teilnahme katalanischer 
Repräsentanten an Europäischen Konferenzen und Treffen vorgenommen.  
“Solamente mediante una ley estatal podría regularse la participación de los 
representantes de la Generalidad en las delegaciones españolas ante la Unión 
Europea.” (Partido Popular 2005, S. 124) 
Artikel 187 – Absatz 2 
Vorschlag des katalanischen Parlaments 
(VkP) Gültiger Statutstext (GS) 
2. La Generalidad, en el ámbito de sus 
competencias exclusivas, puede 
ejercer la representación del Estado y, 
cuando proceda, la presidencia de 
estas instituciones y de estos 
órganos, de acuerdo con la normativa 
aplicable. 
2. La participación prevista en el 
apartado 1, cuando se refiera a 
competencias exclusivas de la 
Generalitat permitirá, previo acuerdo, 
ejercer la representación y la 
presidencia de estos órganos, de 
acuerdo con la normativa aplicable. 
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Gegen den Willen und den Änderungsantrag der Opposition wurde der katalanischen 
Regierung hier ein Repräsentationsrecht eingeräumt, das in seiner Durchführung von 
der regierungsstellenden Partei abhängig sein wird. 
 
D. Außenpolitische Kompetenzen der CAC 
 
Die spanische Verfassung sieht unter Art. 149 die alleinige Kompetenz des Staates 
in europäischen und internationalen Angelegenheiten vor. Der Vorschlag ein direktes 
Klagerecht der CAC statutarisch zu verankern überschreitet die 
verfassungsrechtlichen Grenzen der Comunidad Autónoma. Natürliche, wie 
juristische Personen können sich an den EuGH wenden41. Für subnationale Ebenen 
ist im Gemeinschaftsrecht aktuell kein Klagerecht vorgesehen. Im Falle der CAC ist 
eine Kooperation mit dem Staat unumgänglich. 
 
Artikel 191 Absatz 1 -3 – Acciones ante el Tribunal de Justicia de la Unión Europea 
Vorschlag des katalanischen Parlaments 
(VkP) Gültiger Statutstext (GS) 
“1. La Generalidad tiene acceso directo 
al Tribunal de Justicia de la Unión 
Europea en los términos que establezca 
la normativa europea.” 
“1. La Generalitat tiene acceso al 
Tribunal de Justicia de la Unión Europea 
en los términos que establezca la 
normativa europea.” 
“2. El Gobierno de la Generalidad puede 
instar al Gobierno del Estado y al 
Comité de las Regiones a iniciar 
acciones ante el Tribunal de Justicia de 
la Unión Europea en defensa de los 
legítimos intereses y competencias de la 
Generalidad. La Generalidad dirige la 
defensa jurídica de sus posiciones en 
el procedimiento.” 
 
“2. El Gobierno de la Generalitat puede 
instar al Gobierno del Estado a iniciar 
acciones ante el Tribunal de Justicia de 
la Unión Europea en defensa de los 
legítimos intereses y competencias de la 
Generalitat. La Generalitat colabora en 
la defensa jurídica.” 
 
                                               
41
 (siehe Art. 226 ff des Vertrags der Europäischen Gemeinschaft) 
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Der Vertrag von Lissabon hätte das Klagerecht des Ausschusses der Regionen 
(AdR) vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) gesetzlich verankert. Katalonien 
forderte hiermit in der Durchsetzung des gemeinschaftlichen Rechts eine Quasi-
Unabhängigkeit von den staatlichen Strukturen. Somit hätten alle in den autonomen 
Kompetenzbereich fallende Anliegen von der katalanischen Regierung, in Umgehung 
der staatlichen Ebene, vor dem EuGH eingeklagt werden können. 
Verfassungswidrigkeit und Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht verhindern die 
Aufnahme dieses Vorschlags in das Statut. 
 
Der einstige europäische Verfassungsvertrag und der jüngere Vertrag von Lissabon 
scheiterten an den negativen Entscheidungen der Referenden in Frankreich und den 
Niederlanden 2005 und in Irland 2008. Der AdR verfügt bis heute über kein 
Klagerecht vor dem EuGH. 
 
“3. La negativa del Gobierno del Estado 
a ejercer las acciones solicitadas 
únicamente puede producirse en caso 
de graves perjuicios para la política 
de integración, debe ser motivada y 
conlleva la convocatoria automática de 
la Comisión Bilateral Generalidad - 
Estado.” 
“3. La negativa del Gobierno del Estado 
a ejercer las acciones solicitadas debe 
ser motivada y se comunicará 
inmediatamente a la Generalitat.” 
 
In der Zusammenarbeit mit den europäischen Organen, wie dem EuGH, bleibt die 
CAC in der Abhängigkeit vom Staat. Spanien tritt auf europäischer Ebene als 
Vermittler und Katalysator katalanischer Interessen und Kompetenzen auf.  
 
Artikel 192 Absatz 1-2 – Delegación de la Generalitat ante la Unión Europea 
Vorschlag des katalanischen Parlaments 
(VkP) Gültiger Statutstext (GS) 
“1. La Generalidad debe establecer una 
delegación ante las instituciones de la 
Unión Europea.” 
“La Generalitat establecerá una 
delegación para la mejor defensa de sus 
intereses ante las instituciones de la 
Unión Europea.” 
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“2. El personal de la delegación de la 
Generalidad ante la Unión Europea tiene 
un estatuto asimilado al del personal 
de las representaciones del Estado 
ante la Unión Europea .” 
- gestrichen - 
 
Es stand der CAC, wie der CAPV, auch vor der Verabschiedung des neuen Statuts 
frei, in den Zentren der gemeinschaftlichen Verwaltung ein eigenes Büro 
einzurichten, wie diese auch Regionen anderer Mitgliedstaaten führen. Diese 
Niederlassungen genießen nicht die hohe Stellung einer Ständigen Vertretung eines 
Mitgliedstaates. Genauso wenig werden den dort angestellten Personen die Rechte 
diplomatischen Personals gewährt. Aus diesem Grund wurde der zweite Absatz 
gestrichen. Mit der ursprünglichen Formulierung des Artikels war eine Sonderstellung 
der CAC beabsichtigt.  
Die Wahrung ihrer Interessen auf europäischer Ebene hat einen hohen Stellenwert. 
Die gemeinschaftliche Tätigkeit wird inoffiziell nicht dem Staat allein überlassen und 
als Chance für die Formulierung von politischen Forderungen in allen 
Politikbereichen wahrgenommen. Die Regionen kooperieren nicht nur horizontal, sie 
treten auch in Konkurrenz zueinander. Besonders in der Vertretung der 
wirtschaftlichen Interessen und in der Standortsicherung ist das Lobbying auf 
europäischer Ebene unerlässlich geworden. Die Europäisierung hat die nationalen 
politischen Abläufe innerhalb Spaniens stark verändert. Die gemeinschaftliche Ebene 
dient auch den CCAA als – wenn auch nicht unmittelbarer – Handlungsspielraum. 
 
Artikel 193 VkP - Circunscripción electoral para el Parlamento Europeo 
Vorschlag des katalanischen Parlaments 
(VkP) Gültiger Statutstext (GS) 
“A fin de que el territorio de Cataluña, 
solo o junto con los territorios de otras 
comunidades autónomas vecinas, sea 
una circunscripción para las 
elecciones al Parlamento Europeo, la 
ley orgánica electoral debe concretar 
dicha determinación.” 
- gestrichen - 
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Der vorgeschlagene Artikel gilt als interessanter Versuch den schmalen 
Einflussbereich auf europäischer Parlamentsebene etwas auszudehnen. Ein eigener 
Wahlkreis hätte mehr regionalen Akteuren die Möglichkeit gegeben Katalonien im 
Europäischen Parlament (EP) zu vertreten. Auch das EP hat die Einrichtung von 
regionalen Wahlkreisen ab 20 Mio. Einwohnern befürwortet. Der Artikel wurde 
trotzdem unter Hinweis auf Art. 214 der Durchführungsbestimmung 5/198542 
abgelehnt und ersatzlos gestrichen. Der Wahlkreis für die Wahlen zum EP umfasst 
das gesamte spanische Territorium. 
 
Artikel 201 – Proyección internacional de las organizaciones de Cataluña 
Vorschlag des katalanischen Parlaments 
(VkP) Gültiger Statutstext (GS) 
“La Generalidad debe promover la 
proyección internacional de las 
organizaciones sociales, culturales y 
deportivas de Cataluña y, si procede, su 
afiliación a las entidades afines de 
ámbito internacional, en el marco del 
cumplimiento de sus objetivos.” 
- gestrichen - 
 
Die genannten Bereiche Soziales, Kultur und Sport fallen zwar laut Art. 148 CE in 
den Kompetenzbereich der CAC, der Beitritt zu internationalen Gremien oder 
Organisationen ist aber Kompetenz des Staates. Das populärste Beispiel für eine 
internationale Kooperation im Sportsektor wäre wohl die Mitgliedschaft einer 
katalanischen „Fußballnationalmannschaft“ in den internationalen 
Fußballorganisationen FIFA und UEFA. Der betreffende Artikel wurde mit der 
mangelnden Völkerrechtsfähigkeit der CAC und unter Hinweis auf ein Urteil des 
Tribunal Constitucional (STC 165/94), das die Aufnahme von internationalen 
Beziehungen allein dem Staat zuspricht, gestrichen. (vgl. Partido Popular 2005, S. 
125f)  
 
                                               
42
 Art. 214 de la Ley Orgánica 5/1985, de 19 de junio, del Régimen Electoral General 
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E. Promotion der katalanischen Sprache 
 
Die katalanische Sprache ist das wichtigste Identifikationsmerkmal der katalanischen 
Kultur. Im Gegensatz zum Baskischen ist das Katalanische im Alltags- wie im 
Kulturleben fest verankert. Mit etwa acht Mio. Aktivsprechern übertrifft das 
Katalanische im europäischen Vergleich etwa die europäischen Amtssprachen 
Maltesisch, Slowenisch, Litauisch oder auch Slowakisch. Die politische Forderung, 
die Sprache auch auf der europäischen Ebene zu etablieren, ist einerseits Ausdruck 
des linguistischen Selbstbewusstseins Kataloniens und andererseits die Wertung der 
Europäischen Union als wichtiges Forum auch in kulturelle Angelegenheiten. 
 
Artikel 6 Absatz 3 – La lengua propia y las lenguas oficiales 
Vorschlag des katalanischen Parlaments 
(VkP) Gültiger Statutstext (GS) 
„La Generalidad y el Estado deben 
emprender las acciones necesarias para 
el reconocimiento de la oficialidad del 
catalán en la Unión Europea y la 
presencia y la utilización del catalán en 
los organismos internacionales y en 
los tratados internacionales de 
contenido cultural o lingüístico.” 
 - ident  übernommen - 
 
Artikel 50 Absatz 3 – Fomento y difusion del catalán 
„Las políticas de fomento del catalán 
deben extenderse al conjunto del 
Estado, a la Unión Europea y al resto 
del mundo.” 
 - ident übernommen -  
 
Katalonien ist, wie das Baskenland, nach der für diese Arbeit gültigen Definition des 
Regionsbegriffs eine Kulturregion43. Stark wertbezogene, kulturelle Akteure treiben 
die Verbreitung der katalanischen Sprache, als identitätsstiftendes Moment, voran. 
Kulturelle Angelegenheiten, wie die Sprache, liegen nach Art. 148 CE in der 
Kompetenz der CCAA. Die rechtliche Verankerung des Ziels die Sprache auch auf 
                                               
43
 (vgl. Kapitel 1.3.1 nach Schmitt-Egner) 
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supra- und internationaler Ebene zu etablieren, bedient hier vor allem das 
symbolische Gewicht der Sprache. 
 
4.4.3 Fazit 
Einer der Hauptbeweggründe für die Statutsreform war die notwendige teilweise 
Einbindung der subnationalen Ebene in die EU-Politik. Seit der spanischen 
Verfassungsgebung 1978 und der Statutsgebung in den späten 1970er bis 1980er 
Jahren hat sich der europäische Kontext stark verändert. Selbst über eine 
Verfassungsreform wurde von - derweilen - Ex-Präsident der Generalitat, Pasqual 
Maragall, und anderen katalanischen Politikern schon laut nachgedacht, dies würde 
die Reform der Autonomiestatute vereinfachen. Allein gilt diese Reform aufgrund der 
erforderlichen Mehrheiten als nicht durchführbar. Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips 
der EU, hat auch der spanische Verfassungsgerichtshof auf die Notwendigkeit der 
Statutsreform hinsichtlich der europäischen Dimension hingewiesen. Die zahlreichen 
Versuche der katalanischen Entscheidungsträger ihren subnationalen 
Handlungsspielraum auf die überstaatliche Ebene zu erweitern spricht für die 
Integrationskraft der Europäischen Union. Ich hoffe, gezeigt zu haben, dass die EU 
durch ihr Wertesystem nicht nur Auswirkungen auf die Politik der nationalen Ebene 
der Mitgliedstaaten hat, sondern ethnischen Regionen als Referenzsystem dient.  
Die Entwicklung der spanischen Demokratie hat zu einem System der 
asymmetrischen Verteilung von Autonomie unter den CCAA und zu einem 
Bilateralismus zwischen dem Zentrum und seinen stärksten Peripherien geführt. 
Zahlreiche staatliche Kompetenzen wurden in gemeinschaftliche Kompetenzen 
umgewandelt. Diese Kompetenzbereiche stehen auf staatlicher Ebene für eine 
bilaterale Verhandlung (Staat – Autonome Gemeinschaft) nicht mehr zur Verfügung. 
Die einst starke – fast symmetrische – Verhandlungsposition der historischen 
Gemeinschaften wird durch gemeinschaftliche und zwischenstaatliche Bereiche 
ausgehebelt. Das Gefälle zwischen staatlicher und substaatlicher Ebene nimmt zu. 
Die Autonomen Gemeinschaften drängen daher auf eine Ausweitung ihres 
Handlungsspielraums auch auf europäischer Ebene, um den verlorenen 
Einflussbereich wieder gut zu machen. Besonders im Streit um die Nationenfrage 
fungiert Europa, das - vielleicht idealisiert - für die Vielfalt der Kulturen steht, als 
breites Identifikationsspektrum und einende Kraft. 
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Unter einer konservativen PP-Regierung wäre diese Statutsreform wohl kaum 
denkbar gewesen. Die PP vertritt eine sehr verfassungsnahe Linie, die Reformen fast 
unmöglich macht. Bisher haben im Reformprozess folgende Autonome 
Gemeinschaften neue, auch um die europäischen Dimension erweiterte, Statute 
bekommen: Andalucía (2007), Aragón (2007), Castilla y Leon (2007), Cataluña 
(2006), Comunidad Valenciana (2006), Islas Baleares (2007). Das Baskenland, wo 
die Aufkündigung des Waffenstillstands und die häufigen Anschläge der ETA die 
Dialogbereitschaft des Staates sehr schmälern, wird noch nach dem alten Statut von 
1979 verwaltet. 
4.5 Unabhängigkeit für Schottland: EU statt UK?  
 
„The Scottish Parliament should negotiate a new settlement with the British 
government, based on the proposals set out in the white paper, so that Scotland 
becomes a sovereign and independent state.“ (BBC News) 
So sieht die vom schottischen First Minister, Alex Salmond, vorgeschlagene 
Referendumsfrage aus. Seit der Errichtung eines schottischen Parlaments im Jahre 
1999 hat die Scottish National Party (SNP) stark an Wählerstimmen zulegen können 
und bei den letzten Wahlen die 50-jährige Vorherrschaft der Labour Party in 
Schottland knapp beendet. Das politische Hauptziel der SNP Regierung ist es, 
Schottland in die Unabhängigkeit zu führen.  
"That is the argument to transfer full political and economic control to Scotland, not to 
interfere with either the monarchy or social union between England and Scotland.  
The two countries will be independent but with the same head of state." (BBC News) 
Dieses Souveränitätskonzept, die Beibehaltung des gemeinsamen 
Staatsoberhaupts, erinnert an den Vorschlag zur Statutsreform der baskischen 
Regierung. Genaue Details wurden jedoch noch nicht ausgearbeitet. Zunächst fehlen 
die notwendigen Mehrheiten im Parlament. Die schottische Labour Party, wie auch 
schottischen Organisationen der Conservative Party und der Liberal Democrats 
stehen zwar für eine Ausweitung der schottischen Kompetenzen, doch lehnen sie die 
Spaltung der Union ab. Die SNP musste eine Minderheitsregierung bilden. Weitere 
Stimmen für die Unabhängigkeit kommen nur von den Scottish Green Party und der 
unabhängigen Abgeordneten, Margo MacDonald. Die Lage ist dennoch noch nicht 
als angespannt zu bezeichnen. Auf beiden Seiten herrscht Dialogbereitschaft. 
Grundsätzlich ist die Ausgangssituation für die Lösung des Konflikts Zentrum-
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Peripherie in Großbritannien eine bessere und ideologisch weniger belastete als dies 
in Spanien der Fall ist. Doch auch die SNP möchte sich mit einem möglichen 
Referendum noch Zeit lassen. Die Nationalisten müssen noch „Aufbauarbeit“ leisten. 
Im Gegensatz zu den Basken fehlt es vielen Schotten noch an nationalem 
Bewusstsein und Selbstvertrauen. Es wird bezweifelt, dass Schottland die nötige 
administrative und wirtschaftliche Stärke und Reife besäße, um sich als souveräner 
Staat auf internationaler Ebene behaupten zu können. Die Schotten zeigen sich mit 
ihrer Lebenssituation eher unzufrieden, das unterscheidet sie von den Basken. 
Spannungen zwischen Zentrum und Peripherie sind zwar vorhanden, sie ergeben 
sich jedoch eher aus dem regionalen wirtschaftlichen Gefälle. Die regionalen 
Forderungen sind in der britischen Politik noch zu keiner Konfliktlinie 
herangewachsen. Auch hat sich der nationalistische Sektor nicht so stark wie im 
Baskenland diversifiziert. Zwar existieren noch zahlreiche andere politische Parteien 
und Gruppierungen, die für die Unabhängigkeit Schottlands eintreten (Scottish 
Socialist Party, Free Scottland Party, Scottish Enterprise Party, Scottish National 
Front, Scottish Republican Socialist Movement, u. a.), doch sind sie nicht im 
schottischen Parlament vertreten und deshalb politisch und gesellschaftlich auch 
wenig relevant. Auch im Baskenland war und ist eine Partei, die PNV, dominant. Erst 
im Laufe der Zeit bildeten sich nationalistische Parteien mit differenzierter 
ideologischer Ausrichtung, wie EA oder Aralar und EHAK, die auch genügend 
Wählerstimmen akkumulieren können, um politisch auch innerhalb der demokratisch 
gewählten Gremien aktiv zu werden.  
 
4.5.1 Die schottische Wirtschaft: Stark genug für den Alleingang? 
 
Nach dem starken Wirtschaftswachstum in den frühen 1990er Jahren flaute das 
schottische Wirtschaftswachstum rapide ab. So betrug das Wachstum im zweiten 
Quartal des Jahres 2003 weniger als 1 %, im Jahr 2006 durchschnittlich 2,2 %. Die 
einzelnen Wirtschaftssektoren weisen jedoch gravierende Unterschiede in ihrer 
Entwicklung auf. Am stärksten wuchsen im Jahr 2003 der Banken- (5,2%) und 
Immobiliensektor (4,6%). Edinburgh ist auch im europäischen Vergleich eine 
Finanzhochburg. Die Royal Bank of Scotland (RBS) (Rang 2 in Europa und Rang 5 
weltweit) und deren Holding Bank- und Versicherungsgruppe, die Halifax Bank 
(HBOS), haben dort ihren Hauptsitz und sind die Flaggschiffe der schottischen 
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Finanzbranche. (vgl. Scottish Financial Enterprise 2008) Im Verlauf der Finanzkrise 
des Jahres 2008 gerieten auch diese Banken unter großen finanziellen Druck und 
sollen durch die britische Regierung teilverstaatlicht werden (vgl. Borger 2008, S. 3). 
Die größten Rückgänge gab es in den Branchen Elektrotechnik und Maschinen- und 
Fahrzeugbau (-14,1%)(vgl. Eurostat 2005). Der Dienstleistungssektor brachte die 
größten Wachstumszahlen. Der Tourismussektor ist besonders für die ruralen 
Gebiete ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Drei Prozent des Bruttoinlandprodukts 
entfallen auf Landwirtschaft, Fischerei und Forstwirtschaft. 
Das schottische BIP betrug im Jahr 2005 € 126 Milliarden, woraus sich ein BIP per 
capita von € 24.792 ergibt, das drittgrößte des Vereinigen Königreichs nach South 
East England und Greater London. Die wichtigsten Handelspartner neben den EU-
Staaten sind die USA, die Schweiz und Singapur. 
 
Schottland hat die geringste Einwohnerdichte Großbritanniens. Bei 5,1 Mio. Ew. 
(2006) erreicht die Dichte 65 Ew./km2. Schottland weist im britischen Vergleich eine 
eher ältere Bevölkerungsstruktur auf: 18 % der Bevölkerung waren 2006 unter 16 
Jahre alt. (vgl. National Statistics 2005) 
Bis zu den 1990er Jahren ist die Bevölkerungszahl Schottlands durch Emigration 
stetig gesunken. Dem Zensus aus dem Jahr 2001 zufolge halten sich die 
Migrationszahlen aus und nach Schottland heute nahezu die Waage. Es ist jedoch 
anzumerken, dass besonders Menschen im Alter von 16 bis 34 Jahren abwandern 
und ältere, ab 35 Jahren, zuwandern (vgl. General Register 2005). 
Die Arbeitslosenrate lag 2007 bei 2,1%, die Beschäftigungsrate aller Personen im 
erwerbsfähigen Alter betrug im Jahr 2007 78,7%.  
Der Bildungsgrad der schottischen Bevölkerung ist sehr hoch. Mehr als 90% der über 
16-jährigen besucht eine weiterführende Schulausbildung. Dies ist nicht zuletzt auf 
die hohen Investitionen in den schottischen Bildungssektor zurückzuführen. Die 
schottischen Universitäten genießen vor allem in den Bereichen der Medizin, der 
Rechtswissenschaft, des Ingenieurwesens und der Naturwissenschaften einen 
ausgezeichneten Ruf.  
 
Die Öl- und Gasvorkommen vor der schottischen Küste im Nordatlantik und in der 
Nordsee haben die schottische Wirtschaft nach deren Entdeckung in den späten 
1960er Jahren völlig verändert. Etwa 100.000 Personen sind in der Ölindustrie 
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beschäftigt. Die schottische Erdölproduktion soll ihren Zenit schon überschritten 
haben. In den letzten Jahren wurde weniger Öl und Gas gefördert. Doch können 
aufgrund der hohen Preise am Energiemarkt heute Förderstellen bedient werden, die 
früher als unwirtschaftlich galten. Experten rechnen in Schottland mit einer 
wirtschaftlich rentablen Ölförderung bis zum Jahr 2020 (vgl. Scottish Enterprise 
2008). 
 
Neben der Textil- und Verarbeitungsindustrie ist auch die Whiskybrennerei ein 
wichtiger Industriezweig. 41.000 Arbeitsplätze hängen direkt oder indirekt davon ab, 
2 Mill. Pfund werden aus Exporteinnahmen generiert. Die Steuereinnahmen aus dem 
Verkauf von Whisky betragen rund 1,6 Mill. Pfund (vgl. Beverage 2003). 
 
Die schottische Regierung besitzt nur beschränkte Kompetenzen in der Festlegung 
des Einkommenssteuersatzes, kann jedoch die Gewerbegrundsteuer selbständig 
bestimmen. Die schottische Regierung verfügt frei über die an Schottland geleisteten 
Ausgleichszahlungen Großbritanniens (ähnlich dem baskischen cupo). Im Budget 
2007/2008 standen der schottischen Regierung etwa 25 Mill. Pfund für die Deckung 
der Ausgaben im Bildungs-, Umwelt- und Gesundheitssektor und im Transport- und 
Justizwesen zur Verfügung (vgl. Office of Public Sector Information 2006). 
 
Trotz wertvoller natürlicher Ressourcen, wie Öl und Gas, hätte ein unabhängiger 
schottischer Staat ohne die Einbindung in die Europäische Union und ohne den 
wirtschaftlichen Rückhalt Großbritanniens mit großen wirtschaftlichen Problemen zu 
kämpfen. Auch die Finanzkrise hat gezeigt, dass Schottland als kleines Land ohne 
starken Partner schnell in finanziellen Engpass geraten könnte, wie es auch Island 
ergangen ist. Wichtige Wirtschaftsreformen stehen noch aus. Die EU-Mitgliedstaaten 
sind in ihrer Gesamtheit die wichtigsten Handelspartner. Durch ein Ausscheiden aus 
der EU wäre dieser Handelsweg nur mehr unter erschwerten Bedingungen 
bedienbar. Ein „Ja“ aus Brüssel zum Beitritt eines souveränen Schottlands ist ein 
crucial point des Unabhängigkeitprojekts. 
 
4.5.2 Der schottische Nationalismus  
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Der schottische Nationalismus ist – im Sinne einer Unabhängigkeitsbewegung – aus 
mitteleuropäischer Sicht sicherlich ein Kuriosum: Er leidet an 
Minderwertigkeitsgefühlen. Zwar sind die Schotten stolz auf ihre historische 
Unabhängigkeit, doch vermag es die schottische Wirtschaftskraft nicht die 
notwendige Sicherheit für einen unabhängigen Weg außerhalb des schützenden 
Verbands des Vereinigten Königreichs zu vermitteln. Dem mögen historische 
Gegebenheiten zu Grunde liegen: Der vom schottischen Finanzexperten, William 
Peterson, 1696 initiierte und durch schottische Gelder finanzierte Versuch, im 
heutigen Panama eine schottische Kolonie zu gründen (Darién-Projekt) wurde von 
der englischen Krone sabotiert, scheiterte kläglich und stürzte Schottland im Jahr 
1700 in den Bankrott. Der vorausgegangenen Personalunion (Zusammenlegung der 
schottischen und der englischen Krone) folgte dann die vollständige Union mit 
England zum Vorteil beider Länder.44 1707 wurde der Act of Union, gegen den 
Widerstand einer großen Mehrheit der schottischen Bevölkerung, vom schottischen 
Parlament ratifiziert. (vgl. Wikipedia 2008) Warum also einem Nationalgefühl Leben 
einhauchen, das nicht an sein Überleben glaubt? Die SNP verspricht sich und seinen 
Bürgern ein stärkeres Schottland, das seine natürlichen Ressourcen selbst verwaltet, 
für soziale Politik steht und in der EU seinen gebührenden Platz finden wird.  
Die aufgrund der Finanzkrise 2008 drohende, bis zur Notfusion mit der britischen 
Lloyds TSB geltende Teilverstaatlichung der Royal Bank of Scotland (RBS) und der 
Halifax-Bank of Scotland (HBOS) (siehe Kapitel 4.5.1.) erinnert an jene Ereignisse zu 
Beginn des 18. Jh. und bedeutet eine schwere Niederlage für die schottische 
Regierung. Das britische Schatzkanzleramt soll zum Hauptaktionär der Banken 
werden. Von Seiten der SNP ist von einem „financial Tsunami“ oder „Armageddon“ 
die Rede (Scottish National Party 2008). Der schottische Zug in Richtung 
Unabhängigkeit ist, kaum in Gang geraten, schon wieder ins Stocken gekommen. 
Doch Salmond zeigt sich auch angesichts der Attacken Gordon Browns unbeugsam: 
Die schottischen Banken sollen durch eine Kapitalerhöhung vor der 
Teilverstaatlichung gerettet werden. Die Schotten sehen sich zwar als Nation, die 
Wiedereinführung der Selbstverwaltung (Devolution) fand eine große Mehrheit, doch 
stehen viele dem Schritt in die Unabhängigkeit skeptisch gegenüber. Im Dezember 
2007 wurde eine Evaluierungs-Kommission für den „Devolution“-Prozess 
(Commission on Scottish Devolution) ins Leben gerufen. Es ist ihre Aufgabe die 
                                               
44
 (Übernahme der schottischen Schulden durch England, Durchsetzung der protestantischen 
Erbfolgeregelung des Act of Settlement durch England in beiden Ländern) 
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Entwicklung des schottischen Selbstverwaltungsgesetzes (Scotland Act) von 1998 zu 
evaluieren und Empfehlungen für eine weitere Ausgestaltung des Gesetzes 
abzugeben. Wie auch in Spanien ging die britische Regierung davon aus, mit der 
Wiedereinführung regionaler Parlamente und der Gewährung von umfassenden 
Kompetenzen den nationalistischen Hunger stillen und der SNP so die Wählerschaft 
entziehen zu können. „The SNP backed devolution, even though its leaders 
understood full well that devolution was intended to disarm the nationalists.“ (vgl. 
Marr 1993, S.382) 
 
Nicht nur wirtschaftliche, auch politische Folgen sind mit diesem Finanzdebakel 
verbunden. Die schottische Administration wollte ihre Kompetenz bis 2010 unter 
Beweis stellen und erst dann ein Referendum abhalten, das die Weichen für ein 
souveränes Schottland stellen sollte. Nun ist dieses Projekt wieder in den 
Hintergrund gerückt. (vgl. Borger, 2008, S.3) Die SNP unter Alex Salmond präsentiert 
sich als soziale, egalitäre, Mitte-links Partei mit der für die europäische 
Sozialdemokratie typischen Themenpräferenz für Gesundheits-, Bildungs-, und 
Arbeitsmarktfragen. Die „schottische Nation“ dient in diesem Kontext als tragender 
Rahmen für die Neugestaltung der schottischen Gesellschaft, Politik und Wirtschaft. 
Die britische Union schwäche unter den heutigen Bedingungen Schottland mehr als 
sie ihm nütze, so Alex Salmond. Der First Minister zog vor der Finanzkrise Vergleiche 
mit Island, Irland, Dänemark und Norwegen und sprach von einem „Bogen des 
Wohlstandes“ (vgl. Borger, 2008, S.3).  
 
Der Wahlsieg der SNP (47 von 129 Sitzen) bei der Wahl im Mai 2007 führte zur 
Bildung einer Minderheitsregierung unter Duldung der Scottish Liberal Democrats (16 
Sitze) und der Scottish Green Party (2 Sitze). Die Bildung einer Koalition scheiterte 
an der Plebiszitforderung der SNP und der Uneinigkeit in Umweltfragen mit den 
Scottish Greens (vgl. Politics 2007). Die Wahlkampfstrategie konzentrierte sich auf 
traditionelle Themen der Labour Partei und konkreten die Verfehlungen der Labour 
Regierung unter Tony Blair und Gordon Brown, wie der Krieg im Irak, die nukleare 
Aufrüstung. Im Mittelpunkt der Forderungen steht, wie auch im Baskenland und in 
Katalonien, der Kampf um die Erhöhung der zur Verfügung stehenden finanziellen 
Ressourcen für zahlreiche notwendige Investitionen in die Umstrukturierung der 
schottischen Wirtschaft. Die meisten Parteimitglieder sind republikanisch, vorerst gilt 
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die Frage nach der Staatsform aber als sekundär. Das schottische Öl soll Schottland 
nach norwegischem Vorbild Wohlstand und sozialen und wirtschaftlichen 
Aufschwung bringen. Die SNP schlägt die Schaffung von Ölfonds vor, so wie sie 
heute in Norwegen den Wohlfahrtsstaat finanzieren. Die Einnahmen aus der 
schottischen Öl- und Gasförderung kämen der schottischen Gesellschaft nicht 
genügend zu gute.  
 
Auch der schottische Nationalismus zeigt – gleich den katalanischen und baskischen 
Gegebenheiten – offiziell keine ausgrenzende oder xenophobe Ausprägung. 
Distinguierende Elemente, wie die Sprache, spielen in Schottland eine 
untergeordnete Rolle.45 
Der politische Diskurs über die Unabhängigkeitsfrage ist in Großbritannien – im 
Vergleich zu Spanien – durch Gelassenheit geprägt. Sowohl Vertreter der Labour als 
auch der Conservative Party haben – sich einer Mehrheit gegen die schottische 
Unabhängigkeit sicher – für die baldige Abhaltung eines Referendum 
ausgesprochen. Richard Brooks, Abgeordneter der schottischen Conservative Party, 
hat im Frühjahr 2008 zum Missfallen der Parteiführung die Abhaltung eines 
Referendum schon in nächster Zukunft vorgeschlagen. Auch die Parteichefin der 
schottischen Labour Partei, Wendy Alexander, hat noch im Mai 2008 zu einer 
raschen Abhaltung eines Referendum aufgerufen. Im Juni desselben Jahres musste 
sie jedoch wegen der Nicht-Versteuerung von Spendengeldern zurücktreten. Durch 
ein Scheitern eines Referendum sollte die Unabhängigkeitsfrage entmystifiziert und 
der Wirtschaft und den Investoren das nötige Vertrauen zurückgegeben werden.  
 
4.5.3 Schottland und die EU: „Independence in Europe“? 
 
“For too long Scotland has been forced to look on while other nations gather to 
discuss and tackle global issues.” (SNP 2008) 
 
                                               
45
 Schottisch-Gälisch ist Teil der keltischen Sprachgruppe, Scots entwickelte sich aus dem 
Angelsächsischen und wird den germanischen Sprachen zugerechnet. Alle Scots- und Gälisch-
Sprecher sind bilingual. Seit dem Gaelic Language Act 2005 kann auch auf den Gemeinden Gälisch 
gesprochen werden. Der Unterricht findet nur in beschränktem Ausmaß in Gälisch statt. 
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Der Verbleib im Commonwealth of Nations soll auch nach einer möglichen 
Unabhängigkeitserklärung gesichert sein. Ein Verbleib in der Europäischen Union ist 
aus heutiger Sicht ungeklärt. Schon im März 1993 verabschiedeten die schottischen 
Oppositionsparteien eine gemeinsame Erklärung, die die europäischen Regierungen 
dazu aufrief, die Wiedereinführung des schottischen Parlaments zu unterstützen und 
das Recht auf Selbstbestimmung Schottlands anzuerkennen (vgl. Marr, 1993, S. 
374). Die SNP vereint auf Ebene der Parteibasis pro- und anti-europäische 
Meinungen. Unter der Führung von First Minister, Alex Salmond, ist jedoch die pro-
europäische Ausrichtung, entgegen der britischen Grundstimmung, stark dominant. 
Im Vordergrund steht aber – auch der politischen Taktik der SNP entsprechend – die 
Vertretung der nationalen schottischen Interessen. Genauso wenig wie in Katalonien 
oder dem Baskenland macht sich die schottische Administration offiziell Gedanken 
darüber, ob die EU-Integration so einfach faktibel sein wird, wie immer angenommen. 
Die Unionsmitgliedschaft ist von einem durch den Souveränitätszweck geheiligten 
Mittel zu einer regelrechten Triebfeder für die schottische Unabhängigkeit 
angewachsen. War die Union zuvor ein Partner wohl oder übel um das 
wirtschaftlichen Überleben abzusichern, so will man heute eine gleichberechtigte 
Rolle im Club der erfolgreichen europäischen Länder übernehmen. 
“As part of the UK, Scotland has had no direct role in shaping the decisions of the 
European Union, decisions that directly affect us and have a crucial impact on key 
industries like fishing and agriculture.”  (SNP 2008) 
Hier wird deutlich wie der Europäisierungsprozess Veränderungen weit bis in die 
staatlichen Strukturen hineinträgt und das staatliche System transformiert. Staatliche 
Kompetenzen wurden an eine suprastaatliche Ebene abgegeben, wodurch den 
substaatlichen Ebenen der Einfluss auf den Entscheidungsfindungsprozess entzogen 
wurde. Bereiche, die außerhalb des Gemeinschaftsrechts liegen, die informelle 
Verhandlungen, zwischenstaatliche Koordination und Konferenzen prägen, sind 
durch ihre geringe Transparenz der Entscheidungsfindungsabläufe für die 
subnationalen Ebenen unerreichbar.  
“To become part of the decision-making process in Europe, and gain the power to 
stand up for our vital national interests, Scotland needs to become a member state. 
To become a member state, Scotland has to become independent.” (SNP 2008) 
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Auf lange Sicht ist parallel zum fortschreitenden Integrationsprozess mit der 
Entstehung von transnationalen Konfliktlinien zu rechnen. (siehe Kapitel 1.3.5. und 
vgl. Jachtenfuchs / Kohler-Koch 2003, S. 35f.) Doch zunächst wird auch an diesem 
Beispiel deutlich, dass die Verteidigung nationaler Interessen auf europäischer 
Ebene ein hohes Wählerstimmenpotential in sich birgt. Bis sich ein europäischer 
Demos bilden kann – oder der nationale politische Wille seine Bildung zulässt und 
unterstützt – werden tagespolitische Zwänge und Interessen den Integrationsprozess 
stark bremsen. Die „Vereinigten Staaten von Europa“ sind mit der neuerlichen 
Ablehnung des Vertrags von Lissabon in Irland in weite Ferne gerückt. 
Vorbild für eine Mitgliedschaft in der EU ist nicht nur der „nordische Tiger“ Irland, 
sondern auch andere Kleinstaaten wie Estland, Lettland oder Litauen.  
“We will be in good company. More than half of the new EU member states have 
populations similar to or smaller than Scotland. If Estonia, Latvia and Lithuania can 
have a seat at the top table of Europe, then why not Scotland? “ (SNP 2008) 
Diese Aussagen sollen die Bedenken der schottischen Bevölkerung zerstreuen, 
Schottland sei in vieler Hinsicht zu schwach für einen unabhängigen Weg. Verfolgt 
wird die Konstruktion eines emanzipierten und starken Schottlands, das 
gleichberechtigt am europäischen und internationalen Parkett seine Interessen 
vertritt und zu internationaler Stabilität und Entwicklung beitragen kann. Entstand die 
Britische Union im 18. Jh. aus der Notwendigkeit Kriege zwischen den Kronen zu 
beenden und Stabilität in die Region zu bringen, so sieht die SNP die Zukunft 
Schottlands in einer europäischen Friedensunion. 
Die SNP grenzt sich von der westwärts gerichteten EU-Skepsis Großbritanniens ab, 
verurteilt illegale Präventionskriege und ist entschlossen die von den UN geforderten 
0.7% des BIP für die Entwicklungszusammenarbeit bereitzustellen. (vgl. SNP 2008) 
Die Beteuerungen, der europäischen und internationalen Gemeinschaft ein offener 
und verbindlicher Partner sein zu wollen, dienen wohl dazu, die SNP fernab 
nationalistisch-faschistoider Ideologien zu positionieren und sich Seite an Seite mit 
den European players zu stellen. 
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5 Europäische Union und ethnische Regionen 
 
5.1 Regionalpolitik in Spanien 
 
In Spanien hat die Regionalisierung als Reaktion auf ethnisch-kulturelle 
Autonomieforderungen eingesetzt und sollte eine integrative Wirkung erzielen. Diese 
Erwartung wurde aber enttäuscht. Zentrifugale Kräfte wirken seither auf den Staat.  
 
5.1.1 Umgang mit separatistischen Bewegungen 
 
Parteimitglieder der moderaten nationalistischen Parteien PNV und EA vertreten die 
Meinung, dass der spanische Transitionsprozess, der 1975 mit dem Tod Francos 
begann und offiziell in den 1980er Jahren mit dem Wahlsieg der PSOE zu seinem 
Ende kam, noch nicht abgeschlossen sei. International wird die demokratische 
Rechtsstaatlichkeit der spanischen Monarchie selbstverständlich nicht bezweifelt. 
Innenpolitisch sind zwischen Zentrum und Peripherie noch immer einige Fragen 
offen. 
Durch die Forderung des „Rechts die eigenen Zukunft selbst zu entscheiden“ 
determinieren Nationalisten Konfliktlinien, die sich zwischen Verfassungskonformität 
und bürgerlicher Selbstbestimmung bewegen. Israel Brull (EA) geht so weit den 
vollständigen Demokratisierungsgrad Spaniens anzuzweifeln: 
 
 „Nosotros tenemos una semi-democracia desde hace 25 años […] No se ha 
culminado en proceso de – la transición no se ha culminado. Si hubiera democracia 
no pasaría nada. Votamos y salga lo que sea“ (Israel Brull) 
 
Er kritisiert damit die Weigerung des spanischen Staates, Referenden über die 
Unabhängigkeit des Baskenlandes in Euskadi zuzulassen.46 Brull nennt Quebec als 
positives Beispiel für eine demokratische Konfliktlösung. Anderer Meinung ist die PP, 
                                               
46
 Die baskische Regierung hat nicht die Kompetenz eigenständig Referenden durchzuführen. Ein 
entsprechender Antrag bedarf einer positiven Bestätigung durch das spanische Parlament, die Cortes 
Generales, in Madrid. Das spanische Parlament hat bis heute alle einschlägigen Initiativen 
abgewiesen. Im August 2008 wurde eine entsprechende Initiative des Lehendakari Ibarretxe vom 
Tribunal Constitucional für verfassungswidrig erklärt. Dagegen wollen die Nationalisten beim 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte Einspruch erheben. 50.000 noch zu sammelnde 
Unterschriften sollen als Unterstützung dienen. (Stand Oktober 2008) 
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die Québec als regionalpolitisches Fiasko definiert, das im spanischen Staat 
verhindert werden soll. Im Gespräch mit Ángel Rodigo, 2004 Stadtrat der PP in 
Abadiño, führt aus: 
 
 „Hacemos un referéndum. Bueno, se presenta el plan (nota: el plan Ibarretxe), se 
aprueba en el gobierno vasco, va a las Cortes Generales, dicen que se va a 
refrendar, se hace el referéndum, sale que no – y ¿hacemos como en Quebec? ¿Lo 
vamos repetiendo hasta que salga que sí? No, no es serio.” 
 
Kristina Eichhorst (Eichhorst 2005) hat die ethnisch-separatistischen Konflikte und 
die Möglichkeiten und Grenzen institutioneller Konfliktregelungen u. a. Kanadas und 
Spaniens verglichen und kommt für Kanada zu einem sehr positiven Ergebnis in 
Bezug auf das Ziel einer gewaltfreien Konfliktregelung.  
 „Da in Kanada das oben definierte Ziel bereits erreicht werden konnte und 
dementsprechend keine speziellen Handlungsoptionen empfohlen wurden, stellt sich 
hier lediglich die Frage, ob die friedliche Konfliktregelung und die geringe Intensität 
des kanadischen Konflikts auch weiterhin garantiert werden können.“ (Eichhorst 
2005, S. 326) 
Als Ergebnis ihrer Studie sieht Eichhorst die Abhaltung eines Referendum als 
entscheidenden Schritt die Intensität des Konflikts einzudämmen. Die zentralistische 
Tradition der PP und der politische Druck der PSOE werden auch die Initiative des 
Lehendakari Ibarretxe vom September 2007 verhindern. Der Bruch des 
Waffenstillstands durch die ETA und das Scheitern des Friedensprozesses mit der 
ETA werden von den linken gesamtstaatlichen Parteien (PSOE, IU) vor allem der PP 
zu Lasten gelegt, die mit ihrer aggressiven Oppositionspolitik jeglichen Dialog 
verweigert haben soll.  
 
5.1.2 Allgemeiner Kompetenztransfer 
 
Konfliktpotential birgt auch der Kompetenztransfer vom Staat auf die subnationalen 
bzw. kommunalen Ebenen. Der Transitionsprozess brachte eine asymmetrische 
Verteilung der Kompetenzen mit sich. Den historischen Gemeinschaften wurden 
früher mehr Kompetenzen gewährt, um die aufstrebenden Nationalismen ruhig zu 
stellen. Die spanische Verfassung sieht langfristig eine symmetrische 
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Kompetenzverteilung vor: “Art. 148. 2. : Transcurridos cinco años, y mediante la 
reforma de sus Estatutos, las Comunidades Autónomas podrán ampliar 
sucesivamente sus competencias dentro del marco establecido en el artículo 149.” 
Besonders das Ley Orgánica de Armonización del Proceso Autonómico (LOAPA) 
hatte das Gleichgewicht in der Regionalpolitik zum Ziel und brachte eine 
Schmälerung der Rechte der historischen Regionen mit sich. (vgl. Eichhorst 2005, S. 
191)  
Noch immer seien aber noch nicht alle zugesagten Kompetenzen in die Zuständigkeit 
der historischen Gemeinschaften transferiert worden und auch die nicht-historischen 
CCAA wünschen sich einen Ausgleich der Kompetenzniveaus. Kritiker dieser 
Forderungen räumen ein, dass die CCAA selbst im Verzug mit dem Transfer von 
Kompetenzen sind und den eigenen Kommunen noch immer nicht die, für die 
Durchführung ihrer Aufgaben notwendigen Kompetenzen völlig übergeben haben.  
Nichtsdestotrotz verfügen die spanischen Autonomen Gemeinschaften über eine 
große Kompetenzfülle und besitzen, wie die deutschen Länder, sowohl legislative als 
auch exekutive Befugnisse, wodurch von einer politischen Regionalisierung 
gesprochen werden kann. (vgl. Hrbek / Weyand 1994, S. 30 – 42) Die 
Kompetenzverteilung ist in Spanien nicht originärer Natur, sondern leitet sich, 
ungleich zur Bundesrepublik Deutschland, von der Zentralgewalt ab. Die Aufteilung 
der Kompetenzen in der spanischen Verfassung gestaltet sich ungleich komplizierter 
als in der deutschen Verfassung. In der Praxis liegt der Schwerpunkt der 
Gesetzgebung beim Gesamtstaat. 
 
5.1.3 Partizipation an der gesamtstaatlichen Willensbildung  
 
Ein umstrittener Punkt ist die Stellung des Senats als zweite Kammer in der 
gesamtstaatlichen Gesetzgebung. Die spanischen Senatoren werden nur zu einem 
Fünftel von den CCAA ernannt, der Rest wird in den Provinzen unter Verwendung 
eines relativen Mehrheitswahlrechts direkt gewählt. (vgl. Hrbek / Weyand 1994, S. 
36) Dem hohen Kompetenzniveau stehen mangelhafte Einflussmöglichkeiten der 
CCAA gegenüber. Auch Eichhorst ortet besonders im Senat die institutionelle 
Schwachstelle des spanischen Regionalismus. (vgl. Eichhorst 2005, S. 192) Der 
Senat verfügt gegenüber dem Kongress über eine nur untergeordnete Stelle und 
ähnelt eher dem Zweitkammernsystem unitarischer Staaten. Keiner der Senatoren, 
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egal ob von regionaler Ebene entsandt oder auf Provinzebene gewählt, hat ein 
imperatives Mandat, wodurch sie an keine Weisungen der Regionalparlamente 
gebunden sind. Aus diesem Grund mangelt es den Regionen an 
Interessensvertretern auf gesamtstaatlicher Ebene. Eine geplante Reform des 
Senats lehnten sowohl die CAPV als auch CAC ab. Die Interessen Euskadis vertritt 
im Kongress die PNV und EA, die seit den Wahlen des Jahres 2004 sieben und 
einen der 350 Kongressabgeordneten stellt. Insgesamt gehören 33 Abgeordnete 
regionalen Parteien an. In dieser Legislaturperiode verfügt die PNV daher über eine 
eher schwache Stellung im Kongress. Über die Jahre hat die baskische Regierung 
auf diese Weise in bilateralen Verhandlungen mit der Nationalregierung viel erreicht. 
Im Alleingang können die baskischen und katalanischen Regierungen mehr erzielen, 
als in der Gemeinschaft mit den übrigen CCAA. Eine Gleichstellung lehnen sie daher 
ab. Diese Vorgangsweise soll die Besonderheit der Stellung der historischen 
Gemeinschaften gegenüber dem Staat unterstreichen und stärken. (vgl. Eichhorst 
2005, S. 191) Erschwert wird dadurch vor allem die Kooperation unter den CCAA. 
Diese Sonderstellung wird von den übrigen CCAA nicht gut geheißen und verschärft 
politische, wie gesellschaftliche Spaltung des Landes. 
Die Autonomen Gemeinschaften können zum Ausgleich für die schwache Stellung 
des Senats Gesetzesinitiativen im Kongress einbringen. Der Kongress kann diese 
beliebig abändern oder ganz ablehnen. Daher kommt dieser Möglichkeit der 
Partizipation nur wenig Bedeutung zu. (vgl. Eichhorst 2005, S. 193) 
 
5.1.4 Finanzkompetenzen 
 
Im Bereich der Finanzen steht der CAPV und der CFN auf Basis der Conciertos 
Económicos eine Ausnahmestellung zu, die noch auf die historischen fueros 
zurückgehen. Das Baskenland verfügt über eine Autonome Finanzverwaltung 
(Hacienda Autónoma) mit Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen. Die 
baskischen Finanzbehörden ziehen Mehrwert-, Einkommens-, Körperschafts-, 
Vermögens-, Erbschafts- und Schenkungssteuer selbständig ein. Für die Leistungen, 
die der spanische Staat im Baskenland erbringt, gibt die CAPV einen fixen Anteil 
ihrer Einnahmen, den cupo, an den Staat ab. Am 11. September 2007 berichtet 
Europa Press von einem neuerlichen Aufflammen der Debatte um die 
Transferzahlungen, nicht umsonst kurz vor dem Ende der Legislaturperiode 2008. 
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Der Pressesprecher der PNV, Josu Erkoreka, will der PSOE die Unterstützung für 
das nationale Budget im Kongress verweigern, sollte der cupo nicht neu verhandelt 
werden. 
“Erkoreka indicó que Euskadi le da al Estado "el 6,4% de lo que gasta y luego en las 
inversiones viene el 1%, y eso no es cosa de los últimos tres o cuatro años, sino de 
30 años, por lo que ese 1% hay que subirlo a la fuerza o hay que sentar bases para 
que vaya subiendo". (Europa Press, 11. 09. 2007) 
Die PNV wirft der staatlichen Regierung vor, zu wenig des erhaltenen cupo 
tatsächlich in Euskadi zu investieren. Ziel der spanischen regionalen Finanzpolitik ist 
vielmehr der Ausgleich zwischen den wirtschaftlich schwachen und wirtschaftlich 
prosperierenden Regionen.  
Eichhorst ortet in der Wahrung der foralen Tradition jedoch eher symbolischen Wert, 
da die Gemeinschaften an ihre Steuersätze nach dem spanischen Durchschnittswert 
richten müssen.  
„Bei der Festsetzung der baskischen Steuersätze kann das Baskenland nicht 
vollständig autonom handeln, sondern muss das allgemeine Steuersystem des 
spanischen Staates und dessen durchschnittlichen Steuerlevel beachten. Zudem 
wurden im Zuge der europäischen Integration verschiedene Steuerarten 
harmonisiert; ihre Höhe wird daher auf europäischer Ebene verhandelt und ist für das 
Baskenland verbindlich.“ (Eichhorst 2005, S. 194) 
 
5.1.5 Außenpolitische Handlungsspielräume 
 
In Sinne einer horizontalen Kooperation ist die Möglichkeit zu 
grenzüberschreitendem Handeln für die Regionen von Bedeutung. Internationale 
Beziehungen sind nach spanischer Verfassung (Art. 149.3.) Exklusivkompetenz des 
spanischen Staates. Formal ist dies gegenüber der Stellung der deutschen und 
österreichischen Länder eine rigidere Haltung des Staates. In der Praxis zeichnet 
sich aber ein anderes Bild. Die Autonomiestatute der Autonomen Gemeinschaften 
enthalten keine Befugnisse, internationale Verpflichtungen einzugehen. Und doch 
gibt es zahlreiche Abkommen mit ausländischen Gebietskörperschaften und 
Regionen.  
„[…]; die Präsidenten der Autonomen Gemeinschaften pflegen eine rege 
Reisetätigkeit im Ausland, häufig ohne Abstimmung mit dem Außenministerium in 
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Madrid; zahlreiche Autonome Gemeinschaften haben Auslandsbüros zur Förderung 
der regionalen Wirtschaft und des Tourismus eingerichtet […]“ (Hrbek / Weyand 
1994, S. 47) 
Auch in Brüssel hat sich die CAPV ein Büro eingerichtet, um ihre Interessen vor Ort 
direkt zur Sprache und wenn möglich auf die politische Agenda zu bringen. In 
sprachpolitischer und kultureller Hinsicht haben die historischen Regionen bereits 
einen europäischen Erfolg erzielt. Die spanische Regierung hat auf Drängen der 
Regionen mit der Union die Vereinbarung getroffen, dass auch die regionalen 
Sprachen (Baskisch, Katalanisch, Galizisch) auf EU-Ebene teilweise zur Anwendung 
kommen dürfen und ausgewählte Texte auch in diese Sprachen übersetzt werden. 
Die Kosten jedoch trägt der Mitgliedstaat Spanien. 
 
5.2 Europäische Regionalpolitik 
 
Aufgrund ihrer politischen Stärke auch auf gesamtstaatlicher Ebene, sind die PNV 
und EA auch bei den spanischen Wahlen zum europäischen Parlament mit 
Kandidaten zur Wahl gestanden. Die PNV ist im Europäischen Parlament mit einem 
Abgeordneten, Josu Ortuondo Larrea in der Fraktion der Allianz der Liberalen und 
Demokraten Europas vertreten. Die EA hat ebenfalls einen Abgeordneten, Mikel Irujo 
Amezaga, und ist Mitglied in der Fraktion der Grünen/Freien Europäischen Allianz. 
Im Oktober 2000 wurde die PNV von der Christlich Demokratischen Internationale 
ausgeschlossen. Das reformierte Statut erforderte nämlich die Mitgliedschaft in der 
europäischen Fraktion. Im Falle der PNV war dies die Europäische Volkspartei 
(Christdemokraten), dessen Formation sie ein Jahr zuvor verlassen hatte und der 
auch der Partido Popular angehört.  
 
Die Notwendigkeit einer europäischen Regionalpolitik und ihre Entstehung sind auf 
die großen ökonomischen Disparitäten unter den europäischen Regionen 
zurückzuführen.47 Die Regionalpolitik entstand nicht aus der Intention, die 
europäischen Regionen für die politische Kooperation auf europäischer Ebene durch 
Kompetenzausweitung zu stärken. Dies fällt weiterhin unter die alleinige 
Zuständigkeit und das Ermessen der Mitgliedsstaaten. Vielmehr ist es das Ziel 
Einkommensunterschiede und die asymmetrische Entwicklung von Produktivität und 
                                               
47
 Vgl. für das Folgende: Schoneweg 1996,  809 ff. 
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Beschäftigung auszugleichen und die Regionen durch wirtschaftliche Maßnahmen 
auf ein annähernd gleiches Wirtschaftsniveau zu bringen, da die Schaffung des 
Binnenmarktes ein Mindestmaß an Kohäsion erfordert.  
1986 wurde mit der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) die 
Grundlage für einen Neuanfang in der Strukturpolitik der EG und der 
Regionalpolitik geschaffen. Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) wurde zum ersten Mal in das Vertragsrecht aufgenommen. Für die 
kohäsionspolitischen Programme 2007-2013 werden 350 Mrd. EUR aus 
Gemeinschaftsmitteln und weitere 150 Mrd. EUR aus nationalen öffentlichen Quellen 
bereitgestellt. Nach der Verordnungsnovelle 1993 wurde eine „funktionale und 
geographische Konzentration des Mitteleinsatzes angestrebt.“ (Schoneweg 1996, S. 
816) Die CAPV hat im Rahmen dieser Förderungen Mittel aus der Ziel 2-Förderung 
erhalten. (siehe Kapitel 3) „Ziel 2 umfasst die Umstellung der Regionen, die von 
rückläufiger industrieller Entwicklung betroffen sind, und ihre Wiedereingliederung in 
den Prozess der wirtschaftlichen Entwicklung.“ ( Schoneweg 1996, S. 817) Das 
Hauptziel war die Schaffung neuer Arbeitsplätze. Auch in der CAPV waren im 
Rahmen von Anpassungsprozessen in traditionellen Branchen wie der Stahl-, Textil- 
und Schiffbauindustrie Arbeitsplätze verloren gegangen. Gemeinschaftliche 
Förderkonzepte (GFK) hielten die Abmachungen mit den Mitgliedstaaten fest, die 
für die förderberechtigten Gebiete die Entwicklungsschwerpunkte, die 
Interventionsformen und die Modalitäten der Finanzierung enthalten. In der 
Durchführung der GFK wurde von der Kommission auch ein politisches Ziel verfolgt. 
Die Partnerschaft mit den Regionalbehörden war neben dem Programmansatz eine 
weitere wesentliche Neuerung der Reform und ein wichtiger Faktor für den Erfolg 
ihrer Durchführung. Schoneweg spricht von einem neuen Dreiecksverhältnis 
zwischen Kommission, Zentral- und Regionalbehörden, das sich aufgrund der 
verfassungsrechtlichen divergierenden Strukturen der Mitgliedstaaten ungleich 
entwickeln konnte. Die Einbeziehung der Regionen war ein Impuls für die Vertiefung 
des Integrationsgrades und die Etablierung der Europäischen Union als 
Ansprechpartner auch für die Anliegen der Regionen. Im Grünbuch der 
Gemeinschaftsinitiativen empfahl die Kommission 1993 die Schaffung von 
grenzübergreifenden Netzen, besonders in der ländlichen Entwicklung. Die 
transnationale und interregionale Zusammenarbeit war eines der 
Schwerpunktthemen in der Überwindung der europäischen Strukturprobleme. Somit 
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forciert die Europäische Integration nicht nur die horizontale Kooperation auf 
staatlicher Ebene, sondern fördert sie auch insbesondere auf intermediärer Ebene. 
Die regionalen Regierungskörperschaften werden dazu angehalten, die staatlichen 
Grenzen zu überwinden und sich innerhalb eines neuen Referenzsystems – dem 
europäischen – neu zu positionieren. Den Regionen kommt eine aufgewertete Rolle 
zu: Es ist die Absicht der Kommission, das durch die vertikale Orientierung der 
Regionen im System entstandene, konkurrierende Verhalten auf regionaler Ebene 
abzubauen, und die Regionen zur Zusammenarbeit zu animieren. Obwohl 
Regionalpolitik als von außen wirkende Kraft nicht die Schaffung neuer 
Handlungsräume zum Ziel hat, so hat die Kommission mit ihrer Arbeit doch den 
Handlungsspielraum der Regionen auf europäischer Ebene zumindest in Ansätzen 
erweitert. Die Kommission bietet so einen Ausgleich zur nationalstaatlichen 
Dominanz im Rat und trifft Vorkehrungen gegen die Nationalisierung europäischer 
Politik.  
Die Leitlinien für die Initiative „Regionen für einen wirtschaftlichen Wandel“ umfassen 
auch eine „Schnellspurvariante“48 der Zusammenarbeit zwischen Staaten, Regionen 
und Städten. In diesem Fall wählt die Kommission Themen aus zu denen freiwillige 
Netzwerke gebildet werden können. Bei dieser Variante hat die Kommission somit 
das Initiativrecht, und sie kann bei der raschen Verbreitung der erprobten Lösungen 
über die vom EFRE mitfinanzierten Programme eine wichtige Rolle spielen. Die 
Kohäsionspolitik steht in der Periode 2007 – 2013 unter den Leitlinien der 
überarbeiteten Lissabon-Strategie. Prioritäten sind die Stärkung der Anziehungskraft 
Europas und seiner Regionen für Investoren und Arbeitskräfte, die Förderung von 
Wissen und Innovation, Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen, 
Berücksichtigung des territorialen Aspekts der Kohäsionspolitik. Besonders der 
Bereich des territorialen Zusammenhalts und der Zusammenarbeit erfordern den 
Beitrag der Städte und Regionen. Man verspricht sich davon die Förderung von 
unternehmerischer Initiative, lokaler Beschäftigung und kommunaler Entwicklung. 
Synergien zwischen Struktur- und Beschäftigungspolitik oder eine Politik zur 
Entwicklung des ländlichen Raums sollen die wirtschaftliche Diversifizierung des 
ländlichen Raums unterstützen. Im Mittelpunkt grenzübergreifender, transnationaler 
und interregionaler Zusammenarbeit sollen Wachstums- und Beschäftigungsziele 
stehen. 
                                               
48
 Vgl. Tätigkeitsberichte der Europäischen Union: http://europa.eu/scadplus/leg/de/lvb/g24240.htm 
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5.3 Vertretungsgremien der Regionen: Der Ausschuss der 
Regionen (AdR) und die Versammlung der Regionen Europas 
(VRE) 
 
5.3.1 Der Ausschuss der Regionen 
 
Die Union vertritt offiziell das Ideal einer bürgernahen Politik. Dies kommt im 
Subsidiaritätsprinzip zum Ausdruck, aber auch in der rechtlichen Verankerung eines 
Ausschusses der Regionen (AdR) am 7. Februar 1992 in den Verträgen von 
Maastricht. Nach dem Vertrag von Nizza (2000) darf die Zahl der 
Ausschussmitglieder 350 nicht überschreiten. Nach der jüngsten Erweiterung im Jahr 
2007 sind es 344 Mitglieder. Spanien (21 Sitze) entsendet je einen gewählten 
Vertreter der Regionen und vier Repräsentanten der Kommunen. Derzeitiger 
Repräsentant der CAPV ist Lehendakari Juan José Ibarretxe. Die Kommission und 
der Rat müssen den AdR in Bereichen der Gemeinschaftspolitik, die die regionale 
und kommunale Ebene betreffen, um eine Stellungnahme bitten. Der Ausschuss ist 
also als Institution mit beratender Funktion konzipiert. Weiters hat der AdR das Recht 
einer Initiativstellungnahme, in den Fällen in denen laut Vertrag der Wirtschafts- und 
Sozialausschuss angehört werden muss. (vgl. Schmitt-Egner 2005, S. 250) Schmitt-
Egner sieht im AdR den Bottum-up-Ansatz des vertikalen Ordnung im Verhältnis 
Region – Staat – Union. Der AdR wurde vor allem geschaffen, um die EU-Politik 
auch auf regionaler bis kommunaler Ebene zu legitimieren. Demnach arbeitet der 
AdR nach den Grundsätzen der Subsidiarität, der Bürgernähe und der Partnerschaft 
auf, wenn auch nicht unbedingt zwischen, allen Ebenen.  
Eines ist klar: Der AdR wurde nicht ins Leben gerufen, um langfristig eine EU der drei 
Ebenen zu schaffen. Schon Kommissionspräsident Jacques Delors hat die 
Kompetenzen klar definiert, als er meinte, dass sich auch mit der Schaffung des AdR 
nichts an der bestehenden Beziehung zwischen Regionen, Nationalstaaten und 
Union ändern werde und dass der AdR keine Bühne für die Durchsetzung von 
Sonderinteressen einiger Regionen sein werde, sondern einvernehmliches 
gemeinsames Arbeiten an einem übergeordneten Interesse erkennbar werden sollte. 
(vgl. Hrbek / Weyand 1994, S. 155, 157)  
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Schwierigkeiten ergeben sich aus der unterschiedlichen politischen Stärke der 
Ausschussmitglieder, die mit mehr oder weniger weit reichenden Kompetenzen 
ausgestattet sind. Repräsentanten kleiner Kommunalverbände und Vertreter 
teilsouveräner Bundesländer sollen gemeinsam Politik machen. Obwohl die 
Interessen der Regionen vertreten werden sollen, sitzen den meisten Kommissionen 
Bürgermeister vor. Aufgrund der schlechten finanziellen Ausstattung des AdR, sind 
die Ausschussmitglieder in der Erfüllung ihrer Aufgaben von der Nutzung ihrer 
eigenen Ressourcen abhängig, die den Kommunen oft fehlen. Dies ist ein deutliches 
Indiz für die bescheidene Nebenrolle des AdR als beratende Hilfsinstitution von 
Kommission und Rat. (vgl. Hrbek / Weyand 1994, S. 148) Der AdR hat in seinen 
Stellungnahmen immer für seine Aufwertung als volles Organ und für eine 
Kompetenz- und Funktionserweiterung plädiert. Weiters fordert der AdR das 
Klagerecht vor dem Europäischen Gerichtshof, das im Vertrag von Lissabon bereits 
vorgesehen gewesen wäre. Auch ein suspensives Vetorecht in den Fällen der 
obligatorischen Befassung soll dem AdR zugesprochen werden. Der Ausschuss 
wünscht sich eine verankerte Teilnahme am Dialog zwischen Rat, Europäischem 
Parlament und Kommission im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens in den im 
Vertrag vorgesehenen Fällen.49 In den letzten Jahren wurden kaum Fortschritte 
erzielt. Auch der Text zum europäischen Verfassungsvertrag hätte die Regionen 
nicht zu den Gewinnern zählen lassen. Auch die EA hat, trotz ihrer pro-europäischen 
Grundhaltung, vor dem spanischen Referendum zu einem Nein gegen den 
Verfassungsvertrag aufgerufen, da der Vertrag die vorrangige Machtposition der 
Staaten gegenüber den Regionen bzw. Nationen innerhalb der Union bestätigt 
hätte.50  
„Estamos en contra de la Constitución Europea por varias razones. Primero, no 
reconoce la existencia de naciones sin Estado. Eso es un paso hacia detrás. Si bien 
los primeros tratados de la Unión Europea hablaban de los pueblos de Europa, lo 
que hace la Constitución actual es dar todo el poder a los Estados. Esa es la primera 
razón. Segunda razón: el tema de las lenguas. El maltés que lo hablan treinta mil 
personas es oficial en la Unión Europea, en cambio el catalán que lo hablan diez 
millones [...] no es oficial en la Unión Europea. […] Y luego, sobre todo la poca 
                                               
49
 Obligatorische Anhörungsbereiche sind: Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt, Bildung und 
Jugend, Kultur, Gesundheitswesen, Transeuropäische Netze, Verkehr, Beschäftigung, Sozialpolitik, 
Umwelt, Europäischer Sozialfonds und Berufliche Bildung 
50
 Dieser Aufruf hatte nur symbolischen Wert. Auch im Baskenland wurde der Verfassungsvertrag mit 
großer Mehrheit angenommen. 
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cobertura que hay en un montón de los derechos sociales.[...] El tema de los 
derechos sociales está en las manos de los Estados.” (Israel Brull, EA) 
 
Was kann der AdR für die Stellung der Regionen in Europa leisten? Die Position der 
spanischen CCAA hat sich insofern verbessert, als sie nach einer Vereinbarung mit 
dem spanischen Staat vom 9. Dezember 2004 an einigen der Ministerratssitzungen 
teilnehmen durften. Ein regionaler Vertreter, der die Stelle eines Präsidenten der 
Regionalregierung oder die eines regionalen Regierungsmitglieds innehaben muss, 
kann bei den Verhandlungen die Gesamtheit der spanischen Regionen als Teil der 
spanischen Delegation repräsentieren. In diesem Sinne wird die (teilweise) 
Partizipation der Regionen am Entscheidungsprozess in den Bereichen 
Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Konsumentenschutz, Landwirtschaft 
und Fischerei, Umwelt, Bildung und Kultur gewährleistet. (AdR 2007) 
Schmitt-Egner definiert die drei Grundfunktionen des AdR folgendermaßen: Die 
Polity-Funktion verfolgt den Ausbau und die Stärkung der Position des AdR 
innerhalb der Weiterentwicklung der europäischen Verträge. Die Politics-Funktion 
baut stabile Arbeitsbeziehungen zu den Gemeinschaftsorganen (Parlament, 
Kommission, Ministerrat) auf. Die Policy-Funktion befasst sich mit laufenden 
Angelegenheiten der Gemeinschaftspolitik im Rahmen der konsultativen Funktion 
des AdR. (vgl. Schmitt-Egner 2005, S. 251)  
Der Ball liegt beim AdR selbst: Die weitere Entwicklung hängt ganz vom persönlichen 
Einsatz regionaler Politiker ab, sich im AdR zu engagieren. Die Personalisierung des 
AdR würde die Wichtigkeit der Europapolitik für die Regionen unterstreichen. Die 
Nationalstaaten sind nach der vom EP beschlossen Charta der Regionalisierung 
dazu angehalten, die subnationale Ebene zu stärken. Die erhaltenen Kompetenzen 
sind vollständig zu nutzen und auszuschöpfen. (vgl. Hrbek / Weyand 1994, S. 156) 
Die informelle Zusammenarbeit und der sich daraus ergebende kollektive 
Lernprozess sind die größte Chance der Regionen ihre Stellung in Europa zu 
stärken. Die Position der Regionen im vertikalen System kann als schwach 
bezeichnet werden. Doch darf in der Analyse keinesfalls außer Acht gelassen 
werden, dass die Stärkung subnationaler Einheiten auch auf transnationaler 
Kooperation aufbaut. Schmitt-Egner sieht in der reinen Fixierung auf das vertikale 
System einen Fehler in der Regionalismusforschung. Besonders die horizontale 
Kooperation, diene den Regionen dazu ihre Kompetenzen zu verbessern und 
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dadurch ihre Position zu stärken. Durch die Einschränkung des 
Untersuchungsgegenstands auf das formalrechtliche Mitwirkungsniveau in den 
europäischen Organen entstehe ein „verzerrtes Bild einer schwachen regionalen 
Ebene.“ (Schmitt-Egner 2005, S. 258)  
In der transnationalen Zusammenarbeit liegt die Chance regionale 
Allgemeininteressen zu formulieren, und nicht nur durch die Vernetzung von 
Handlungseinheiten Partikularinteressen zu verfolgen. Im Jahr 2005 hat der AdR 
eine Kooperationsvereinbarung51 mit der Europäischen Kommission unterzeichnet, 
die bemerkenswerter Weise unter Punkt 15 (Die Anwendung des 
Subsidiaritätsprinzips und des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit) Folgendes 
vorsieht: 
„Seine Tätigkeit vollzieht sich im Rahmen einer Zusammenarbeit mit der 
Kommission, durch die eine Kultur der Subsidiarität entstehen soll, die auf der 
angestrebten Form des europäischen Regierens auf mehreren Ebenen ("multi-level 
governance") basiert, bei der die Entscheidungen auf der bürgernächsten Ebene auf 
dem am besten dafür geeigneten Weg getroffen werden und ihr Zweck mit 
größtmöglicher Wirksamkeit erreicht werden kann.“ (AdR 2005, S. 5) Das Ziel steht 
fest, der Zeitraum der Umsetzung ist noch offen. 
Um auch die Position der Vertreter der Regionen und Kommunen zum Thema 
Partizipation im europäischen Entscheidungsfindungsprozess in dieser Arbeit zu 
berücksichtigen, habe ich auch zahlreiche Mitglieder des Ausschusses der Regionen 
in Form des standardisierten Fragebogens (siehe Anhang) in elektronischer Form 
angeschrieben. Die besagten Vertreter wollten sich zu diesem Thema nicht äußern, 
bzw. verwiesen auf Abgeordnete zum Europäischen Parlament. Hier die beiden 
erhaltenen Rückantwort: 
 
„The questions posed are all concerning matters, which in Denmark are 
parliamentary topics. So - I should recommend you to find a couple of MP's - as local 
authorities in Denmark are not dealing with these matters.”(Per Bødker Andersen, 
6.9.2007) 
 
“Der Hauptfaden Ihrer Diplomarbeit – Erklärung der Zusammenhänge zwischen der 
Integration und den Aufteilungen innerhalb der Europäischen Union – betrifft jedoch 
                                               
51
 R/CdR 86/2007 Punkt 3 a) (FR) NS/AK-CF/R/-MB/HK-HK/el-ue 
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nicht Breslau und die Wojewodschaft Niederschlesien.“ (Rafał Dutkiewicz, 17. 
9.2007) 
Selbstverständlich ist es schwierig sich auf kommunaler Ebene mit den komplexen 
Themen Europäischer Integration auseinanderzusetzen. Die dafür notwendigen 
Ressourcen stehen dort in einem viel geringeren Ausmaß als auf staatlicher Ebene 
zur Verfügung. Die schlechte Ressourcenausstattung verhindert wohl auch die 
Stärkung der politischen Stimme des AdR und vermindert die Chance auf 
Wahrnehmung des Gestaltungspotentials innerhalb und mittels des Gremiums AdR. 
 
5.3.2 Die Versammlung der Regionen Europas 
 
Die Versammlung der Regionen Europas (VRE) ist die Institution der horizontalen 
Kooperation. Zurzeit (2007) hat die VRE 250 Mitglieder aus 31 europäischen 
Staaten52 und 12 interregionale Organisationen. Es ist somit das größte 
transnationale Kooperationsnetz in Europa, indem Regionen ihre Interessen 
unmittelbar wahrnehmen können. Aber auch hier herrscht das Problem der 
ungleichen Größe, Reichtum und Kompetenz der Regionen vor. Vertreter sind die 
Gebietskörperschaften, die sich unmittelbar unterhalb der nationalen, aber über der 
kommunalen Ebene befinden. (vgl. Schmitt-Egner 2005, S. 259) Die 
Organisationsstruktur umfasst Generalversammlung, Vorstand, Präsidium, 
Generalsekretär und drei Kommissionen, die sich mit institutionellen Fragen, Ost-
West Zusammenarbeit, Sozialem Zusammenhalt, öffentlichem Gesundheitswesen, 
Arbeit, Regionalpolitik, Raumordnung, Infrastruktur, Umwelt, Tourismus, Kultur, 
Bildung, Jugend, Medien, Sport etc. befassen. Diese Themen werden stark mit 
europäischen Inhalten in Verbindung gebracht, wie die Bewertung der Auswirkungen 
der EU-Politiken auf die Regionen, die Evaluierung des Stands des Regionalismus in 
Europa, Debatten zum Subsidiaritätsprinzip und zur Idee einer europäischen 
Verfassung. (vgl. Schmitt-Egner 2005, S. 291, 292) Ein Ausschuss hat die laufende 
Überwachung und Bewertung der Arbeit der VRE zur Aufgabe. Ein weiterer 
Ausschuss kümmert sich um institutionelle Angelegenheiten, wie die Schaffung eines 
Gütesiegels für Regionales Regieren („European Beacon Scheme“), das im Sinne 
                                               
52
 Darunter befinden sich auch Regionen deren Staaten (noch) keine EU-Mitglieder sind: Kroatien, 
Georgien, Serbien, Montenegro, Bosnien-Herzegowina, Russland, Albanien, Norwegen, Moldawien 
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einer best practice die vorbildhafte Gestaltung von regionaler Administration und 
Organisation auszeichnen und damit einen Lernprozess in Gang bringen soll. 
Nach eigenen Angaben ist die VRE die politische Stimme der Regionen und der 
Schlüsselpartner für europäische und internationale Institutionen in allen Belangen 
regionaler Kompetenz. 53 Die Mission der VRE ist es, das Subsidiaritätsprinzip und 
regionale Demokratie voranzutreiben. Die VRE will eine Brücke zwischen der EU und 
seinen Bürgern schlagen. Die Stärke der Regionen soll in ihrer Vielfalt liegen. Diese 
Ziele hatte ja auch die EU für sich formuliert.  
Welche konkreten Ergebnisse hat die VRE in ihrer Geschichte seit 1985 erzielt? Für 
die Periode 2007 – 2012 hat sich die VRE im Rahmen eines Strategieplans Ziele in 
Bereichen gestellt, die auch von großem Interesse auf nationaler Ebene sind: 
Bildung, Migration, Innovation und Umweltschutz, aber auch Kohäsions- und 
Verkehrspolitik sowie Notfallschutz. Konkrete Zusammenarbeit verspricht man sich 
im e-Health-Bereich und in der Prävention von alkoholbedingtem Schaden. Die 
Vorgehensweise der Regionen verläuft ähnlich dem Prinzip der Offenen Methode der 
Koordinierung (OMK), so wie es unter den EU-Mitgliedstaaten in den (noch) nicht 
vergemeinschafteten Bereichen zur Anwendung kommt, in welchen sich die 
Mitgliedstaaten aber langsam in ihrer Politik annähern wollen (v. a. Themen der 
Lissabon-Strategie). Die Arbeit der VRE soll immer unter dem Anspruch auf 
Bürgernähe und Vertiefung der demokratischen Strukturen stattfinden. Bei all den 
wohlklingenden Zielen kann die VRE aber „[a]llein auf der ´Policy-Ebene´, d. h. der 
europäischen Regionalpolitik innerhalb der vertikalen Struktur des TR und der 
interregionalen Vernetzung auf der horizontalen Ebene […] auf Erfolge verweisen, 
die zwar nicht allein auf ihr Konto gehen, an denen sie aber maßgeblich mitgewirkt 
hat.“ (Schmitt-Egner 2005, S. 266) Entscheidend ist die Intensität und Effektivität mit 
der an den Zielen gearbeitet wird. Wie erwähnt liegt für die Jahre 2007 – 2012 ein 
detaillierter Aufgabenplan vor, der einzelnen Regionen die Leitung über bestimmte 
Bereiche zuteilt. So hat z. B. Niederösterreich die Leitung einiger Projekte 
übernommen. Die CAPV ist zwar Mitglied in der VER, im Aktionsplan aber nicht als 
Projektleiter aufgelistet. Die kontinuierliche Arbeit im Interesse der Stärkung der 
Regionen als Eckpfeiler der europäischen Demokratie zielt auf Netzwerkbildung und 
                                               
53
 Siehe VRE-Webpage für weitere Informationen: http://www.a-e-r.org 
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Kohäsion, Effizienz und Wirkung in Angelegenheiten von regionalem Interesse auf 
europäischer Ebene. 
 
5.4 Position der EU 
 
Das Souveränitätsprojekt der baskischen Regierung, das als Vorschlag für eine 
Reform des baskischen Statuts vom baskischen Lehendakari Ibarretxe im Jahr 2002 
präsentiert wurde, hat die europäische Kommission in der Beantwortung einer 
Anfrage der EU-Abgeordneten Rosa Díez abgelehnt. 
 “Apuntando en esta tesis la Comisión Europea en respuesta a una pregunta 
formulada por la euro-diputada Rosa Díez comunicó al Parlamento Europeo el 22 de 
octubre 2002, que el Tratado de la UE no puede en ningún caso constituir la base 
jurídica para la iniciativa del Señor Ibarretxe.”   
Die Kommission hat dazu keine weitere Begründung ausgeführt. Die Anfrage der EU-
Abgeordneten hatte jedenfalls die Intention zunächst auf nationaler Ebene in 
Spanien Wirkung zu zeigen. Der Plan Ibarretxe stand zu dieser Zeit noch vor der 
Begutachtung durch das baskische und das spanische Parlament.54 Die Position der 
EU ist wichtig, wenn nicht entscheidend für den Erfolg der baskischen 
Unabhängigkeitsbewegung. Das kommt auch in der die Stellungnahme 
abwehrenden Haltung Emilio Olabarrías zum Ausdruck:  
 
„Eso es un deseo más que una realidad de esa diputada concreta. Vamos a ver: El 
tema es el siguiente...Sé que lo están diciendo y la pregunta era intencionada, nada 
más pretendía buscar esta respuesta precisamente. Que la Comisión responda así 
ahora no quiere decir que la Comisión no vaya a responder de otra manera dentro 
de unos años. Por un fenómeno que deriva de la naturaleza de las cosas.” (Emilio 
Olabarría). 
 
                                               
54
 Nach den Stimmenverlusten der PNV bei der Wahl im April 2005, die als Abstimmung über den 
Reformvorschlag galt, wurde das Projekt von der PNV zurückgenommen. Der Vorschlag war zuvor 
vom baskischen Parlament mit den Stimmen der izquierda abertzale angenommen und im spanischen 
Kongress wie erwartet abgelehnt worden. Auch das vom Lehendakari geplante Referendum im Herbst 
2008 wurde vom Tribunal Constitucional für verfassungswidrig erklärt. Die baskische Regierung plant 
nun den Gang vor den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte und plant 50.000 
Unterstützungsunterschriften zu sammeln. (Stand Oktober 2008) 
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Mit diesem Kommentar wird deutlich, wie wichtig es ist, dass die Position der EU-
Organe bezüglich der inneren Sezession klar nachvollziehbar wird. Im Moment sind 
die Konsequenzen der Sezession auf EU-Ebene ein unkalkulierbarer Faktor und 
liegen im ad-hoc Ermessen des Europäischen Rates, der Kommission und des 
Parlaments. So stellen auch Wagener et al. fest: „Der Aufnahmeprozess ist eine 
Ermessensfrage.“ (Wagener 2006, S. 98) Die formalen Aufnahmekriterien oder eben 
der politische Wille diese zu erfüllen sind lediglich die Grundvoraussetzung für den 
Beginn von Beitrittsverhandlungen. Danach folgt die Abwägung von Kosten und 
Nutzen der Aufnahme eines neuen Mitgliedstaates.  
 
6 Nach der Sezession – Euskadi in der EU? 
 
Ich habe mich schon eingehend mit den Rahmenbedingungen und den Zielen der 
baskischen Nationalisten auseinandergesetzt. In weiterer Folge möchte ich nun, 
immer einen gewaltfreien Weg vorausgesetzt, das hypothetische Szenario einer 
tatsächlichen Sezession des Baskenlandes, genauer der CAPV, vom spanischen 
Staat durchspielen. Nicht nur die izquierda abertzale, auch die gemäßigten 
nationalistischen Parteien PNV (Partido Nacionalista Vasco) und EA (Eusko 
Alkartasuna) sind auf separatistischem Kurs und schöpfen alle politischen und 
juristischen Ressourcen des demokratischen Rechtsstaats aus, um die Autonomie 
schrittweise um zahlreiche Kompetenzen auszuweiten, mit dem Ziel einen 
baskischen Freistaat oder einen von Spanien gänzlich unabhängigen baskischen 
Nationalstaat (Euskal Herria) zu gründen.  
Gleich wie das Unabhängigkeitskonzept dann aussähe (Vorschläge dazu wurden ja 
schon von PNV und EA gemeinsam vorgelegt), eines der Hauptanliegen nach der 
erfolgreichen Staatsgründung wäre die Fortdauer der Mitgliedschaft des neuen 
Staates in der Europäischen Union. Besonders die wirtschaftliche 
Überlebensfähigkeit wäre gefährdet, wenn die Einbindung in den europäischen 
Wirtschaftsraum plötzlich aussetzte. Glaubt man jedoch den Kritikern des 
nationalistisch-separatistischen Vorhabens, wird der Verbleib des neuen Staates 
oder seine sofortige Aufnahme in die EU nur schwer zu erreichen sein. Ortega und 
De Areilza haben sich mit dieser Hypothese schon 2000 in einer zweiteiligen 
Abhandlung des Themas „Escisión y Permanencia en la UE (1+2)“ (vgl. De 
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Areilza/Ortega, 2000a+b) kritisch auseinandergesetzt und in dem Beitrag „El régimen 
de anti-secesión de la Unión Europea“ (vgl. de Areilza, 2003, S. 5 – 11) die Thematik 
neuerlich aufgegriffen. Ich möchte im Folgenden die Erläuterungen der beiden 
Autoren den Standpunkten der nationalistischen Parteien gegenüberstellen.  
 
6.1 Die Reaktionen des Herkunftslandes  
 
Dem Herkunftsland käme in diesem Prozess ein doppeltes Veto zu, so Ortega und 
De Areilza. Zum einen in der Anerkennung des neuen Staates auf völkerrechtlicher 
Ebene. Und zum anderen auf gemeinschaftsrechtlicher Ebene, nämlich als 
Mitgliedstaat der EU während des Aufnahmeverfahren des neuen Staates in die 
Union.  
Der Staat hält die Souveränität und kann sich einer einvernehmlichen Sezession 
entgegenstellen. Somit bliebe nur mehr die Möglichkeit einer unilateralen Sezession, 
die den Prozess der internationalen Anerkennung und Aufnahme des neuen Staates 
deutlich erschweren würde. Auch behielte der Herkunftsstaat den Status in der 
internationalen Gemeinschaft.  
Die independistas gehen jedoch von einer einvernehmlichen Lösung der 
Sezessionfrage aus. Der nationalistische Diskurs folgt nachstehender Logik: Da es 
als Nation ihr Recht sei, über ihre Zukunft selbst zu entscheiden und sich eine 
Mehrheit der Basken für die Unabhängigkeit ausspreche, muss der demokratische 
Rechtsstaat diese Entscheidung – früher oder später – anerkennen. Deshalb ist von 
einer einvernehmlichen Lösung auszugehen, die alle weiteren Schritte vereinfachen 
würde. Im September 2007 hat der damalige Parteipräsident der PNV, Josu Jon 
Imaz, angekündigt bei den bevorstehenden internen Wahlen nicht mehr als Kandidat 
zur Verfügung zu stehen. Dies ist seine Antwort auf den andauernden Konflikt 
innerhalb der PNV zwischen soberanistas und moderaten Nationalisten, zuletzt 
verstärkt durch die Ankündigung des Lehendakari Ibarretxe auch ohne die 
Legitimierung durch das spanische Parlament ein Referendum zur 
Unabhängigkeitsfrage abzuhalten. Imaz gilt als Vertreter des Flügels der PNV, der 
die Konfrontation mit dem spanischen Staat möglichst zu vermeiden suchte. Mit dem 
Verzicht Imaz´ auf dessen Posten als Parteipräsident wird auf spanischer Seite mit 
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einer Radikalisierung der Partei gerechnet. Auch der Plan Ibarretxe soll wieder zur 
Diskussion stehen.  
Pedro Ibarra, Professor für Politikwissenschaft an der Universidad del País Vasco, 
erklärt die fortwährenden Forderungen der Nationalisten folgendermaßen:  
„¿Cómo es posible habiendo una situación democrática ellos radicalicen su discurso 
[...]? Yo no veo muy bien la relación. Es decir, las respuestas radicales provienen de 
cuando el otro, el Estado, es duro contigo. Si el Estado es autoritario conmigo, mi 
respuesta, precisamente por su autoritarismo, tiende a ser radical. ¿Por qué un texto 
democrático – que lo hay, en España hay un contexto democrático – tiene que 
impedir la radicalización de un partido político? Si ese partido político ha decidido en 
un momento: ´Mi objetivo es lograr 200 cosas.´ Pero renuncia a su objetivo final. 
Sólo le interesa llegar a 100. Entonces bueno, veo que en esta situación puedo 
llegar a 100. Entonces sería absurdo que cuando has definido limitar tus objetivos de 
repente digas pues ´Ya tiene Usted 100. ¿Por qué quiere ahora  llegar a 200? ´Es 
que nunca ha renunciado a llegar a 200. Es decir, él entiende además que através 
del Estatuto no va a lograr 200 pero va a lograr 100. Entonces su reacción es ´El 
Estatuto no me está dando ni 100, me está dando 50.´Por tanto, lo que hace es 
subir. Si no consigo con este marco jurídico al menos 100, voy a abandonar este 
marco jurídico y me voy a plantear una estrategia más a largo plazo, más a fondo, 
voy a conseguir los 200.” (Pedro Ibarra, UPV) 
 
Mit einer unilateralen Unabhängigkeitserklärung ist in absehbarer Zeit jedoch nicht zu 
rechnen. Auch der Nachfolger Imaz´, Iñigo Urkullu, wird den Zusammenhalt der 
Partei durch den Ausgleich zwischen den Lagern sichern müssen. „No parece que 
Urkullu vaya a abrir la caja de Pandora y revisar los conceptos de soberanía, 
estatalidad y nación en la Europa de hoy.” (El País 16. 9. 2007, S. 27) 
Wie immer wird das Ausschöpfungspotential des nationalistischen 
Handlungsspielraums von den gesamtstaatlichen Machtverhältnissen beeinflusst. Es 
bleibt abzuwarten, wie weit sich die neue Führung der PNV gegen die 
sozialdemokratische Regierung vorwagt. Auf gesamtstaatlicher Ebene wurden im 
Frühjahr 2008 Wahlen abgehalten, die die PSOE unter Führung Zapateros wieder 
gewonnen hat.  
Der Umgang mit der Sezessionsfrage, ja selbst mit dem Recht auf 
Selbstbestimmung, ist in Spanien ungleich spannungsgeladener als in 
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Großbritannien. Die Forderungen der Separatisten ziehen nicht nur tiefe Konfliktlinien 
zwischen Zentrum und Peripherie, sondern werden auch von den gesamtstaatlichen 
Parteien zur gegenseitigen Abgrenzung und Bedienung der Wahlklientel 
instrumentalisiert. Die spanische Regierung lässt, wie das in Schottland für das Jahr 
2010 geplante Referendum, keine Befragungen der baskischen Bevölkerung zu. Das 
von Ibarretxe für den Herbst 2008 angekündigte Referendum wurde nach der 
Ablehnung durch das spanische Parlament auch vom spanischen 
Verfassungsgerichtshof im September 2008 für nicht verfassungskonform erklärt. Die 
für das Referendum geplanten Fragen, lauteten wie folgt:  
“1.¿Está usted de acuerdo en apoyar un proceso de final dialogado de la violencia si 
previamente ETA manifiesta su voluntad de forma inequívoca de poner fin para 
siempre a la violencia?” 
 “2.¿Está usted de acuerdo en que los partidos políticos vascos sin exclusiones 
inicien un proceso de negociación para alcanzar un acuerdo democrático sobre el 
ejercicio del derecho a decidir del pueblo vasco, y que dicho acuerdo sea sometido a 
referéndum antes de que finalice el año 2010?” 
Keine der beiden Punkte stellt die Frage nach der unmittelbaren und sofortigen 
Souveränität des Baskenlandes, wie dies in Schottland geplant ist. Nach Artikel 
149.1.32 der spanischen Verfassung hält allein der Staat die Kompetenz 
Volksbefragungen per Referendum durchzuführen. Die realpolitische Polemik liegt in 
dem Vorhaben, auch die illegalisierten, der ETA nahe stehenden Parteien in den 
Verhandlungsprozess mit einzubeziehen. Noch in der letzten Legislaturperiode 
hatten auch Funktionäre der PSOE mit ETA-Mitgliedern verhandelt. Seit der 
Aufkündigung des Waffenstillstands und dem Angriff der ETA auf den Madrider 
Flughafen Barajas können Dialogbereitschaft und Verhandlungswille nicht mehr 
politisch verwertet werden. Ob der von Ibarretxe geplante Gang vor den 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte Erfolg haben wird, ist fraglich. 
Zunächst plant man die Sammlung von 50.000 Unterstützungsunterschriften im 
Baskenland. Politische Konstellationen können sich jedoch ändern. Grundsätzlich 
wäre auch die Abhaltung eines Referendum im Baskenland möglich und, wenn von 
den Cortes Generales approbiert, auch verfassungskonform.  
Ein Weg in die Unabhängigkeit ohne die Zustimmung des spanischen Staates ist aus 
heutiger Sicht undenkbar und dessen Konsequenzen unberechenbar. Bei einer 
einvernehmlichen Trennung allerdings, zu der es auch Fall Schottlands oder 
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Belgiens kommen könnte, ist auch bei sofortigem Beitritt in die EU nicht mit dem Veto 
des Herkunftslandes zu rechnen. 
6.2 Die Reaktionen der Europäischen Union 
 
De Arzeila und Ortega orten im Gemeinschaftsrecht eine eindeutig anti-
sezessionistische Gesetzgebung. Als Bestätigung dieser Theorie gilt die Antwort der 
Kommission vom Oktober 2002 auf die Anfrage der EU-Abgeordneten Rosa Díez 
(PSOE) bezüglich der Konformität des „Plan Ibarretxe“ mit dem Gemeinschaftsrecht. 
Der Vorschlag für eine Reform des Statuts der CAPV sieht die Gründung eines 
baskischen Freistaates und dessen mögliche freiwillige Anbindung an den 
spanischen Staat vor. Die Antwort der Kommission war eine klare Absage an den 
Vorstoß des Lehendakari Richtung Europa, in nur einem Absatz. 
„Nein, der Unionsvertrag stellt in keinem Fall die juristische Basis für die Initiative 
Ibarretxes vom 27. September  vor dem baskischem Regionalparlament.“ (vgl. El 
Mundo, digitale Ausgabe, 23. Oktober 2002)  
Das klare ´Nein´ der Kommission zum Vorschlag des Lehendakari wurde von der 
spanischen Regierung, der PP und anti-nationalistischen baskischen Parteien und 
Bewegungen sehr begrüßt. Nichtsdestotrotz wurde das Projekt weiterhin verfolgt und 
wird bis heute von der baskischen Regierung und ihrem Präsidenten propagiert. 55 
Kritik an der Vorgehensweise der Kommission ist dennoch zu üben. Denn auch ein 
klares Nein verlangt eine klare Begründung. Die kurze und prägnante Form der 
Antwortgebung kommt ohne Zweifel den Interessen des spanischen Staates und 
dessen Regierung entgegen, und soll so auch andere Mitgliedstaaten vor ähnlichen 
separatistischen Forderungen schützen. 
Die Analyse der EU als Mehrebenensystem beschreibt die Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten als „untereinander vielfach vernetztes, in sich geschlossenes und 
intrakommunikatives System, dessen hoheitliche Funktionen in ihrer Gesamtheit die 
Leistungserwartungen der Bürger befriedigen sollen“. (Bieber / Epiney / Haag 2005, 
ebd.) Dieses Theoriekonzept stellt den Staat in den Dienst des Bürgers, unterwirft die 
Interessen des Staates - in einem sehr idealtypischen Sinn - dem demos. Aus 
realpolitischer Sicht ist die Europäische Union noch immer ein Projekt der politischen 
Eliten. Sollte es sich die Union dennoch zum Ziel gesetzt haben, die 
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 Siehe:  http://www.nuevoestatutodeeuskadi.net/ 
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Leistungserwartungen der Bürger zu befriedigen, so müsste dies über die 
Staatsinteressen hinaus gewährleistet werden und den Bürgern, in letzter 
Konsequenz, ein kollektives und demokratisches, auf qualifizierten Mehrheiten 
beruhendes Entscheidungsrecht über den politischen Status von europäischen 
Regionen zugesprochen werden. 
In Anbetracht der direkten Absage an das Souveränitätsprojekts Ibarretxes, erstaunt 
die Antwort der Kommission auf meine Frage nach den Konsequenzen einer 
Sezession innerhalb der EU: 
„Wir bedanken uns für Ihre Nachricht und in Antwort auf Ihre Anfrage möchten wir 
Ihnen mitteilen, dass der Gegenstand Ihrer Frage außerhalb der Kompetenz der 
Europäischen Kommission liegt.“ (Europäische Kommission, Europe Direct; 
2.10.2007) 
Die Kommission sieht sich zwar befähigt die Gemeinschaftsrechtswidrigkeit 
regionaler und hypothetischer Souveränitätsprojekte zu beurteilen, stellt aber fest, 
dass eine Einschätzung der rechtlichen Konsequenzen einer möglichen Sezession 
innerhalb der EU nicht in ihrem Kompetenzbereich liegt und verweist an den Rat der 
Europäischen Union.  
Das Generalsekretariat des Europäischen Rates sah sich auch nicht befähigt einen 
Ausblick auf die Konsequenzen einer Sezession innerhalb der EU zu geben: 
“Unfortunately we have to inform you that the General Secretariat of the Council of 
the European Union cannot give you any replies to your questions, as they concern a 
hypothetic situation. Furthermore, there is no previous similar case, to which we 
could refer and which would give us elements to foresee the development in such a 
situation.” (General Secretariat of Council of the European Union; 4.10.2008) 
 
Auch die im Methodik-Kapitel (1.2) angekündigte Befragung56 der Mitglieder der 
parlamentarischen Ausschüsse zu den Bereichen Menschenrechte; Sicherheit und 
Verteidigung; Kultur und Bildung; Recht; Bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, 
des Parlamentspräsidenten und der Kommissionsmitglieder für Justiz, Freiheit und 
Sicherheit; Regionalpolitik; Handel; Allgemeine und berufliche Bildung, Kultur und 
Jugend war wenig fruchtbar, ja wurde wie unten gezeigt, regelrecht abgeschmettert: 
                                               
56
 Die Befragung erfolgte anhand offener, standardisierter Fragebögen und erging in elektronischer 
Form an mehr als 200 Repräsentanten der EU in den unterschiedlichen Gremien. Der Fragebogen 
befindet sich in einer Druckversion mit einer Liste aller befragten Personen, die in der Arbeit zitiert 
wurden, im Anhang der Arbeit. 
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“[…] after reading […](Anm.: your questionnaire) I have to admit that I cannot see any 
clear sense or purpose in your diploma thesis and I consider the whole matter as 
purely artificial and speculative construction with no links to real political life. 
Therefore I apologize for not responding your questionnaire as I rather prefer to 
participate in projects whose substance and results are more useful from my point of 
view.” (Zahradil, Jan; MEP, 12.9. 2008) 
Dies ist ein gutes Beispiel für die Gesprächsverweigerung hinsichtlich der 
Sezessionsthematik auf europäischer Ebene. Die separatistische Realität in 
zahlreichen europäischen Regionen lässt sich jedoch nicht wegleugnen. Bei 
baskischen Regionalwahlen erreicht selbst die radikal-separatistische izquierda 
abertzale trotz aller Parteiverbote immer wieder rund zehn Prozent der 
Wählerstimmen.  
Diese Antwort auf Fragen zu Selbstbestimmungsrecht und Sezession57 erstaunt 
besonders aufgrund der jüngeren Geschichte des Herkunftslandes des 
Abgeordneten: Er ist tschechischer Staatsbürger. 
In den anderen wenigen Rückschreiben, die ich erhalten habe, wurde zwar Interesse 
bekundet, jedoch sehr eingeschränkte bis keine Antworten gegeben. Da auch von 
außen stehenden Experten keine eindeutigen Prognosen gegeben werden konnten 
liegt es nun an mir, der Autorin dieser Arbeit, diesen wissenschaftlich riskanten 
Schritt unter der Zuhilfenahme von Beispielen der europäischen politischen Praxis 
der letzten Jahre im folgenden Kapitel zu wagen.  
 
6.3 Die Reaktionen der Mitgliedstaaten  
 
Die Europäische Union ist trotz aller bisherigen Integrationsbestrebungen und 
Beschwörungen des Mehrebenensystems eine von zwischenstaatlicher 
Willensbildung geprägte Union souveräner Staaten geblieben. Klassische Bereiche 
wie Steuer- und Gewaltmonopol und Fragen der territorialen Integrität, sind in 
mitgliedstaatlicher Hand. (vgl. Kapitel 1.3.4 und 1.3.5) So sieht auch De Arzeila 
folgerichtig einen der Hauptgründe für die ablehnende Haltung gegenüber 
separatistischen Bewegungen im Versuch die staatlichen Grenzen der 
Mitgliedstaaten zu sichern. (vgl. De Arzeila 2003, S. 9) Ob dies der demokratischen 
Idee entspricht, nach der das Volk der Souverän ist, kann, wie schon im Falle des 
                                               
57
 (siehe Fragebogen im Anhang) 
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Rechts auf Selbstbestimmung, je nach Sichtweise und Interesse des Betrachters 
positiv oder negativ beantwortet werden. (siehe Kapitel 1.3.6) 
Für einen Beitritt in die EU benötigt der neue Staat die Zustimmung aller 
Mitgliedstaaten. Diese Zustimmung ist nicht nur von der Minderheitenpolitik der 
Staaten abhängig, sondern auch von der Erfüllung politischer und ökonomischer 
Kriterien. Das hieße, dass der neue Staat den Mitgliedstaaten nicht als 
gleichberechtigter Partner gegenüberstünde, sondern als in ihren Kompetenzen zu 
überprüfende neue politische Einheit. (vgl. De Arzeila 2003, S. 10) 
Zum Thema Nationalismus führen De Arzeila und Ortega ein – nach meinem 
Ermessen – nicht schlagkräftiges Argument in die Diskussion ein: Nationalismus 
widerspreche der Idee der europäischen Integration und könne deshalb nicht mit ihr 
einhergehen. Wie ich auch schon in Kapitel 4.4.2 gezeigt habe, ist dieser Schluss 
nicht korrekt. Dies wird durch das Faktum bestätigt, dass die europäische Integration 
trotz nationalstaatlicher Orientiertheit der Mitgliedstaaten und die zeitweise 
Voranstellung nationaler Interessen, vorangetrieben werden konnte. Die starke 
Betonung nationaler Forderungen vonseiten zahlreicher Staaten, wie zum Beispiel 
Frankreichs oder Großbritanniens, um nur zwei zu nennen, waren für die 
europäische Integration sicher nicht förderlich. Nichtsdestotrotz würde niemand 
wagen zu behaupten, dass der europäische Integrationsprozess ohne diese Staaten 
leichter voranginge.  
Bei den folgenden Ausführungen werde ich mich an das Rechtsprinzip Consuetudo 
est optima legum interpres58 halten   
 
Unter Kapitel 1.3.6 habe ich die Staatenanerkennungspraxis anhand der 
Anerkennung der Balkanstaaten Slowenien und Kroatien nach Kriegsende und 
anhand der Entwicklungen im Kosovo diskutiert. Für die Anerkennung der Ex-
Jugoslawischen Teilrepubliken war die friedliche, gewaltfreie Trennung ein 
entscheidendes Kriterium. Deutschland war damals der Vorreiter in der Anerkennung 
Sloweniens und Kroatiens, dem rasch die meisten anderen europäischen Staaten 
gefolgt sind. Auch in der Anerkennung der aus einer unilateralen 
Unabhängigkeitserklärung hervorgegangenen Republik Kosovo war Deutschland 
unter den ersten, die den neuen Staat anerkannt haben, auch gegen den Willen des 
wichtigen EU-Partners Russland. Was könnte der Grund für diese Haltung sein? 
                                               
58
 (lat.: Die Gewohnheit ist die beste Deuterin der Gesetze) 
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Widerspricht doch die unilaterale Souveränitätserklärung dem völkerrechtlichen 
Prinzip der territorialen Integrität.  
 
Die raison d´être der Europäischen Union ist es Stabilität und Sicherheit in Europa zu 
garantieren und den freien Verkehr von Personen, Waren, Dienstleistungen und 
Kapital zu gewährleisten. Ein von den europäischen Staaten nicht anerkannter Staat 
in Europa wäre eine offensichtliche Gefährdung für die europäische politische 
Stabilität. Es steht außer Frage, dass eine Sezession innerhalb der Europäischen 
Union viele Fragen aufwerfen, wenn nicht sogar krisenhafte Zustände herbeiführen 
könnte. Die europäische Diplomatie war und ist um eine Verhinderung eines 
Sezessionsfalls sehr bemüht. Innerhalb der EU würde sie wohl alles tun, um dieses 
Szenario zu verhindern. (vgl. Puntscher-Riekmann; 14.5.2008) 
Ist die Gebietstrennung jedoch einmal vollbracht, führt, meines Erachtens kein Weg 
an der Anerkennung des neuen Staates vorbei, will man nicht Stabilität und 
Sicherheit in Europa langfristig auf die Probe stellen. Sicherlich könnten sich einige 
Staaten zunächst, wie im Fall Kosovo, zurückhalten und den Staat erst nach Ablauf 
einer angemessenen Beobachtungsphase anerkennen, denn eine gemeinschaftliche 
Einigung über die Anerkennung wäre, wie auch im genannten Fall, nur sehr schwer 
zu vollbringen. Ich möchte noch einmal betonen, dass diese Ausführungen auf der 
Annahme beruhen, es handle sich bei dem „neuen Staat“ um einen demokratischen 
Rechtsstaat mit freier Marktwirtschaft, bereit und befähigt die europäischen Werte 
und Haltungen mit zu tragen.  
Nach einer erfolgten Anerkennung wäre es weiters im Interesse der EU, den freien 
Binnenmarkt im betroffenen Gebiet nicht länger als nötig zu behindern bzw. nicht zur 
Gänze zum Stillstand zu bringen. Die während der EU-Mitgliedschaft der ehemaligen 
Region entstandenen europäischen Netzwerke und Verflechtungen werden nicht 
einfach zu lösen bzw. wird es, besonders im Fall Baskenland, unmöglich sein, den 
état pré-communautaire wieder herzustellen. Die Option eines raschen EU-Beitritts 
wäre schon rein aus wirtschaftlichen Gründen, sowie aus Gründen der polizeilichen 
und justiziellen Zusammenarbeit im Schengen-Raum eine sachgemäß richtige 
Entscheidung. 
Die aus diesen Überlegungen folgende Frage betrifft die Dauer der 
Beitrittsverhandlungen. Könnte ein neuer Staat, der als Region schon der 
Europäischen Union angehört hat ein bevorzugtes Verfahren durchlaufen? Die 
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rasche Wiedereinbindung in die gemeinschaftlichen Strukturen wäre hinsichtlich 
wirtschaftlicher Überlegungen für den neuen Staat von großer Wichtigkeit.  
Die Entwicklungen im von der Finanzkrise schwer getroffenen Island könnten unter 
Umständen Erklärungspotential bergen. Um den Staat vor dem Bankrott zu retten hat 
Erweiterungskommissar Olli Rehn die baldige Aufnahme Islands in die EU in 
Aussicht gestellt, sollte Island den Beitritt zur EU wünschen. Die 
Beitrittsverhandlungen könnten rasch beginnen, sobald Island den Beitrittsantrag 
stelle. (vgl. Der Standard, 21. Oktober 2008, S. 19) Island als europäisches und 
demokratisches Land, das schon Teil des europäischen Wirtschaftsraumes ist, 
könnte Verhandlungen über seinen Beitritt schnell zum Abschluss bringen. 
Gleiches könnte auch für einen baskischen, katalanischen oder schottischen Staat 
gelten. Geltende Kriterien wie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, wirtschaftliche 
Stabilität und das Bekenntnis zur Europäischen Integration könnten alle in dieser 
Arbeit untersuchten Regionen im Unabhängigkeitsfall vorweisen. Es wäre an der 
amtierenden Regierung zu beweisen, dass die staatlichen Verwaltung ihren 
Aufgaben und Pflichten gerecht werden kann und schon kurz nach der 
Staatsgründung bereitstünde den komplexen Beitrittsprozess in Angriff zu nehmen.  
6.4 Die Verhandlungsfähigkeit des neuen Staates 
 
Nach einer hypothetisch erfolgreichen Sezession und Staatsgründung kommt auf 
den neuen europäischen Staat ein riesiger Verwaltungsaufwand zu. Eine Vielzahl an 
staatlichen Institutionen muss geschaffen werden, um möglichst bald in die 
Beitrittsverhandlungen einsteigen zu können. Weiters ist der Aufbau von 
diplomatischen Beziehungen nötig, den De Arzeila als problematisch sieht, da im 
Europa der 27 ein kleiner Staat nur schwer Gehör finden wird. Der 
verwaltungstechnische Aufwand würde mit jedem Mitglied größer und übersteige die 
administrativen Möglichkeiten der Union. (vgl. De Arzeila 2003, S. 10) Ich sehe darin 
kein haltbares Argument gegen den Beitritt eines neu gegründeten Staates. Die 
Union betont in ihrer Ideologie den Erhalt der Vielfalt der europäischen Identitäten 
und hat auch vor einer Erweiterung um weitere zehn Mitglieder in nur einer 
Erweiterungsphase nicht zurückgeschreckt. Denkbar ist jedoch, dass es für einen 
Nationalstaat Euskadi – bzw. Euskal Herria – schwierig wäre politische Allianzen zu 
knüpfen. Da die Sezession Euskadis von einigen Mitgliedstaaten als Gefahr für die 
eigene territoriale Integrität gesehen werden könnte, sind diese eventuell nicht sofort 
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bereit mit dem neuen Staat auf diplomatischer Ebene zu verhandeln und mit ihm 
juristisch verpflichtende Beziehungen einzugehen. Andererseits hat auch die 
Kosovokrise gezeigt, dass sich gegen den Willen einzelner Mitgliedstaaten die 
Interessen einer Mehrheit durchgesetzt werden können. Entscheidend wäre es einen 
der EU-3, also Großbritannien, Frankreich oder Deutschland, als Fürsprecher oder 
gar Partner zu haben. Diese Rolle käme am ehesten Deutschland zu, da es im 
deutschen Staatsgebiet keine virulenten Souveränitätsprojekte gibt. Auch in 
Frankreich stellt sich die Frage im Moment nicht. Ein baskischer Staat an der 
französischen Grenze könnte jedoch als Bedrohung empfunden werden und die 
Gefahr einer Destabilisierung der baskischen Gebiete in Frankreich befürchtet 
werden.  
Der Einwand, dass sich die Verhandlungen schwierig gestalten würden, mag seine 
Berechtigung haben. Es würde sich zeigen, ob die Angst vor der Auslösung einer 
Welle von Staatsgründungen den Beitrittsprozess behindern könnte. Gegen eine 
starke Verhandlungsposition des neuen Staates spricht das Risiko, dass ein 
Präzedenzfall einen verstärkenden Einfluss auf andere separatistische Regionen 
haben könnte. Unter diesem Aspekt würde sich die EU wohl genötigt fühlen, den 
neuen Staat ganz genau zu prüfen und einen Beitritt, trotz der Erfüllung aller 
Kriterien, erst mittel- bis langfristig in Aussicht zu stellen. Der mögliche Entschluss 
der Mitgliedstaaten zur Statuierung eines integrationspolitischen Exempels würde die 
Verhandlungsfähigkeit des neuen Staates lähmen. 
Die Übergangsphase bis zum eventuellen Beitritt wäre von Problemen im wirtschafts- 
und währungspolitischen Bereich begleitet. Eine Zentralbank müsste geschaffen und 
eine neue Währung bis zum Wiedereintritt in die Union eingeführt werden. Enorme 
Kosten entstünden. Durch die Weiterführung der Währungsunion könnte diese 
Phase überbrückt werden, selbst wenn die Konvergenzkriterien (Preis- und 
Wechselkursstabilität, Finanzlage der öffentlichen Hand und Zinskonvergenz) nicht 
innerhalb der erforderlichen Spannen lägen.  
„Allerdings könnte hier die Europäische Zentralbank ein Übergangsregime 
vereinbaren, wonach auch der neue Staat nach wie vor den Euro behalten darf, z.B. 
wie im Falle des Nicht-EU-Mitglieds Montenegro.“ (Breuss, Fritz; 24.1. 2008). 
Gleichzeitig ist mit dem Verlust von Geldern aus den EU-Förderungstöpfen zu 
rechnen. (vgl. De Arzeila / Ortega 2000b, S.6) Vor allem die externen Faktoren 
drücken die Verhandlungsfähigkeit des neuen Staates. Für eine Region, die bereits 
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in die EU eingegliedert war, wird erst beim Ausscheiden aus der Union die starke 
Interdependenz zwischen den Regionen sichtbar, wenn diese ihren wirtschaftlichen 
und kulturellen Austausch nicht mehr barrierefrei abwickeln können. Positiv auf einen 
eventuellen Aufnahmeprozess würden sich sicher die guten Wirtschaftszahlen und 
die überdurchschnittlich gute Entwicklung des Baskenlandes auswirken. Zumindest 
nach wirtschaftlichen, rechtsstaatlichen, demokratischen, menschenrechtlichen und 
kulturellen Kriterien, die sich andere potentielle Mitglieder erst in Zusammenarbeit mit 
der Union im Laufe der Beitrittsverhandlungen erarbeiten müssen, stünde einer 
Aufnahme des neuen Staates in die EU nichts im Wege.  
Die politischen Eliten sehen keine Alternative zu einem EU-Beitritt. Für das Szenario 
einer Nicht-Aufnahme steht kein „Notfallplan“ bereit. Fragen, die diese Problematik 
ansprechen, wird grundsätzlich ausgewichen:  
“The Scottish Government does not have a position on the questions you ask about 
the status in the European Union of states which might secede from current member 
states, nor about how such states might secede.” (MacLean, Roddy; 9.10.2007) 
Das Kabinett der schottischen Regierung wird ausschließlich von der 
separatistischen Scottish Nationalist Party unter First Minister Alex Salmond gestellt. 
Unter dem Aspekt der Verhandlungsposition nach einer Sezession werden die 
politischen Eliten nicht umhin kommen, sich mit diesem Szenario 
auseinanderzusetzen. 
7 Zusammenfassende Beantwortung der Fragestellungen 
 
Es war das erklärte Ziel dieser Arbeit Zusammenhänge zwischen Europäischer 
Integration und Sezessionsbestrebungen peripherer Kulturregionen sichtbar zu 
machen und mögliche Erklärungsmuster aufzuzeigen. Zum Abschluss der Arbeit soll 
nun die zusammenfassende Beantwortung der eingangs gestellten Fragen erfolgen. 
Dazu möchte ich mich der Bearbeitung der Arbeitshypothesen bedienen, die da 
lauteten: 
(H1) Die Idee der Europäischen Integration und der Wunsch nach Sezession 
bedingen sich auf folgende Weise: 
 (a) Das zwischenstaatliche Entscheidungsfindungssystem der EU und die geringe 
Partizipationsmöglichkeit der europäischen Regionen führen aufseiten der 
baskischen Nationalisten zum Wunsch eines Statuswechsels bzw. einer 
Kompetenzausweitung, um auf EU-Ebene gleichberechtigt mit zu entscheiden. 
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(b) Die Aussicht auf eine mögliche Mitgliedschaft in der EU unterstützt 
separatistische Regionen in ihrer Forderung nach Unabhängigkeit.  
(H2) Es ist das Ziel der EU als zwischenstaatliches System alle potentiellen 
Sezessionsfälle innerhalb der EU-Mitgliedstaaten zu unterbinden. 
 
7.1  Partizipation nationalistisch geprägter Regionen im 
zwischenstaatlichen Entscheidungsfindungssystem  
 
Ausgangspunkt der Arbeit war die empirische Feststellung, dass Nationalismus bzw. 
das politische Ziel regionalen Verwaltungsstrukturen staatlichen Status zu verleihen 
und das Bekenntnis zu Europäischer Integration und europäischen Werten nicht 
zwangsweise gegenläufige Tendenzen sind. Die in dieser Arbeit untersuchten 
Fallbeispiele, spanisches Baskenland, Katalonien und Schottland, sind Regionen mit 
einer langen Geschichte der Selbstverwaltung. Alle drei Regionen verfügen über eine 
autonome Selbstverwaltung mit einem mehr oder weniger stark ausgeprägten 
Kompetenzbereich. In Spanien fand der Entscheidungs- und Rechtssetzungsprozess 
seit Ende der Diktatur in einem System der asymmetrischen Autonomien und der 
bilateralen Verhandlung zwischen dem Staat und den einzelnen Regionen statt. Die 
historischen Regionen, wie Katalonien und das Baskenland, verfügten über eine 
besonders starke Verhandlungsposition. Mit der Stärkung der Autonomien 
diversifizierte sich auch die Parteienlandschaft nationalistischer bzw. 
independistischer Parteien. In Großbritannien wurde der Dezentralisierungsprozess 
(Devolution) erst 1997 in Gang gesetzt und ist in der kurzen Zeit bereits zu einem 
potentiellen Unabhängigkeitsprozess herangewachsen. Die politischen Akteure der 
Kulturregionen verstehen es historische Gegebenheiten und identitätsstiftende 
Elemente, wie die Sprache, für die Legitimierung und Formulierung von neuen 
Forderungen nach Kompetenzzuwachs und Autonomieausweitung bis hin zur 
Unabhängigkeit einzusetzen. Gleichzeitig distanzieren sich die politischen Akteure 
vom Erbe des Nationalismus des 19. Jh. und den Faschismen des 20. Jh. Macht- 
und Hegemonialpolitik wird – entsprechend den Möglichkeiten eines Kleinstaats – 
abgelehnt59, der europäische Konsens in internationalen Anliegen gesucht. Themen 
der klassischen Sozialdemokratie stehen im Vordergrund. Nichtsdestoweniger geht 
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 Genannte Beispiele waren der Krieg im Irak oder auch die Mitgliedschaft in der NATO. 
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es um eine Steigerung der zur Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen, auch 
um die eigene Wählerklientel zu bedienen. 
Da die subnationalen Ebenen im vertikalen Referenzsystem (Kommune – Region – 
Staat – europäische Ebene) mit dem Staat kooperieren müssen und durch den 
staatlichen Kompetenzverlust im Integrationsprozess auch an Kompetenzen 
eingebüßt haben drängen ethnische Regionen bzw. Nationen auf die Teilhabe im 
europäischen Handlungsspielraum.  
Regieren im Mehrebenensystem der Europäischen Union verändert auch die 
konstitutionelle Verfasstheit der Union. Zwar hat sich die EU in Richtung eines 
föderalen Systems entwickelt und in vielen Politikbereichen wurden supranationale, 
gemeinschaftliche Verfahren zur Entscheidungsfindung und Rechtssetzung 
eingeführt, doch sind wichtige Kompetenzen (Arbeit, Soziales, Migration) und die 
klassischen staatlichen Ressourcen, wie das Gewalt- und Steuermonopol noch 
immer auf zwischenstaatlicher, transgouvernementaler Ebene gespeichert. Das 
Vertretungsgremium der Regionen, der Ausschuss der Regionen, hat rein 
konsultative Kompetenzen, die vor allem durch die Europäische Kommission genützt 
wird, keinen Organstatus im europäischen System und ein durch das Scheitern des 
Vertrages von Lissabon verwährtes Klagerecht vor dem EuGH. Die durch den Trend 
zur Informalität zwischenstaatlicher Rechtssetzung sinkende Transparenz der 
Entscheidungsfindung veranlasst Regionen mit Autonomietradition die Partizipation 
in den konkreten Organen und Institutionen einzuklagen. Regionale, politische 
Akteure weiten ihr Referenzsystem um die europäische Ebene aus und nehmen die 
europäische Bühne zunehmend als Handlungsspielraum und Forum für die 
Durchsetzung ihrer immanenten Interessen wahr.  
Als Idealvorstellung der Europäischen Integration gelten den baskischen 
Nationalisten der Wegfall jeglicher nationalstaatlicher Grenzen und die 
Transformation des aktuellen europäischen Systems in ein supranationales 
Gemeinschaftssystem mit nur einer regional-geprägten, polyzentrischen Subebene, 
die die Nähe zum Bürger und die Umsetzung der Gemeinschaftspolitik garantieren 
soll. Da dieses Konzept eines „Europa der Regionen“ aus heutiger Sicht kaum 
umsetzbar scheint, wird von der substaatlichen Ebene die Verabschiedung von 
Gesetzen, die die Partizipation garantieren sollen angestrebt.  
Das Beispiel des katalanischen Statuts von 2006 hat sehr gut gezeigt, dass die 
subnationale, regionale Ebene versucht, die nächstgelegene vertikale Referenzstufe, 
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also die staatliche zu überspringen und sich auf europäischer Ebene einen 
Einflussbereich zu sichern. Die regierende Partei Schottlands treibt das 
Unabhängigkeitsprojekt voran, um die europäische Politik frei mitgestalten zu 
können. 
Das Gefälle zwischen Staat und Region hat sich durch den staatlichen 
Kompetenzverlust aufgrund des laufenden Integrationsprozesses verstärkt. Die 
Europäisierung hat zu einer nicht zu übersehenden Transformation der staatlichen 
Systeme geführt. Europäische, wie regionale Akteure nagen an den staatlichen 
Kompetenzen. Doch vor der Phase der De-Nationalisierung (Zürn) der Staaten, liegt 
eine Phase der Re-Nationalisierung, in der ethnische Regionen auf Staatlichkeit 
drängen, um dem aufgrund des Integrationsprozesses erlebten Kompetenzverlust 
entgegenzutreten. Dem innerstaatlichen Gefälle und Abhängigkeitsverhältnis 
Zentrum – Peripherie steht ethnischen Regionen ein attraktiverer, weil (meist) 
konsensualer und die Autonomie der Staatlichkeit schonender, 
Entscheidungsfindungsprozess unter gleichberechtigten Partner gegenüber.  
Arbeitshypothese H1-a) konnte somit verifiziert werden.  
 
 
7.2 Separatismus und EU-Mitgliedschaft 
 
Das Recht auf Selbstbestimmung oder auch das „Recht die eigene Zukunft selbst zu 
entscheiden“ ist die Basis und der Ausgangspunkt für alle Forderungen ethnischer 
bzw. nationalistischer Regionen. Waren Autonomie oder auch Unabhängigkeit der 
untersuchten Regionen in allen Fällen ein durch Unterbrechungen gezeichnetes 
Kontinuum, sind sie Anlass für die aktuellen Forderungen nach 
Kompetenzausweitung und/oder Souveränität. Völkerrechtliche Normen können für 
oder wider das Recht auf Selbstbestimmung ausgelegt werden. Vor allem in einem 
demokratischen, rechtsstaatlichen Kontext werden unilaterale 
Sezessionserklärungen als Verletzung der territorialen Integrität des 
Herkunftsstaates gewertet. Dessen ungeachtet pochen Nationalisten im Baskenland, 
in Katalonien und auch in Schottland auf ein „natürliches“ inneres und äußeres Recht 
auf Selbstbestimmung.  
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Für die nach einer Unabhängigkeitserklärung entstehenden Kleinstaaten wäre ein 
wirtschaftliches Fortkommen und Überleben außerhalb der Europäischen Union nur 
schwer denkbar. Im Angesicht eines global agierenden Marktes bietet die Union 
kleinen Staaten die nötigen wirtschaftlichen und finanziellen Rahmenbedingungen. 
Der mögliche EU-Beitritt des von der Finanzkrise geschüttelten Island ist ein gutes 
Beispiel für die unterstützende Kraft der europäischen Wirtschaftsunion. Die 
Freiheiten des europäischen Wirtschaftsraumes und nicht zuletzt die potentiellen 
Gelder aus den europäischen Strukturfonds laden dazu ein, die gerade gewonnene 
Souveränität in Teilen an die EU abzutreten. Die politischen Eliten sehen keine 
Alternative zum EU-Beitritt. Für das Szenario einer Nicht-Aufnahme liegt kein 
„Notfallplan“ bereit.  
In der separatistischen Argumentation ist die EU vom Mittel zum Zweck der 
Unabhängigkeit zu einem Motiv per se für eine Unabhängigkeit geworden. 
Gewichtige Politikbereiche, die die Regionen direkt betreffen, werden direkt auf 
europäischer Ebene entschieden, auf der sich die Regionen durch ihre Staaten oft 
schlecht vertreten sehen. Mitgliedschaft und umfassende Partizipation in allen 
Sachfragen der europäischen Politik können nur durch volle Souveränität und den 
Beitritt zur EU erreicht werden. Hypothese H1-b) konnte verifiziert werden. 
 
7.3 Das zwischenstaatliche und anti-sezessionistische System der 
Europäischen Union 
Alle Mitglieder der Europäischen Union sind souveräne Staaten, die den Gesetzen 
des internationalen Rechts folgend ihre territoriale Integrität gewahrt sehen wollen. 
Das Mehrebenensystem kommt im Falle einer Sezession nicht zum Tragen. Obwohl 
gemeinschaftliche Aspekte von einer Aufnahme eines neuen Staates betroffen 
wären, liegt die Anerkennung des neuen Staates ausschließlich im staatlichen 
Kompetenzbereich der Mitglieder. Die Anerkennungspraxis ist nach 
völkerrechtlichen, nicht nach gemeinschaftlichen Kriterien geregelt. Auch wenn sich 
die Unionsmitglieder in dieser Sache koordinieren, obliegt es den einzelnen Staaten 
die Anerkennung auszusprechen. Die Anerkennungspraxis zeigt, dass zwar 
koordiniertes Vorgehen in der Festlegung der Anerkennungskriterien bevorzugt wird, 
die Entscheidungskompetenz für und wider einer Anerkennung aber bei den 
Mitgliedstaaten verbleibt. Um einer Erstarkung der Regionalismen und einer 
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Sezessionswelle in Europa zuvorzukommen, würde die EU und ihre Mitglieder mit 
aller Kraft versuchen eine Sezession zu verhindern. 
Bekundungen des Interesses und der Ablehnung des behandelten Falles vonseiten 
des Europäischen Parlaments und des Ausschusses der Regionen, können nicht 
darüber hinweg täuschen, dass es hier keine festmachbaren Kommentare und keine 
verlässliche Beurteilung der Lage gemacht wurden. 
Der Kommission, und somit dem supranationalen Bereich der EU, käme in der 
Anerkennungsphase keinerlei Entscheidungskompetenz zu. Über die Aufnahme von 
Beitrittsverhandlungen und den tatsächlichen Beitritt eines Staates entscheidet der 
Europäische Rat. Die Kommission hat sich in einer Anfrage für nicht zuständig 
erklärt. Nach den Aussagen des Sekretariats des Rats der EU liegt aktuell keine 
europäische Rechtsnorm vor, die die Vorgehensweise unter den angenommenen 
Umständen regeln könnte. Ferner wollte das Sekretariat keine Einschätzung 
bezüglich der Konsequenzen und möglichen Maßnahmen des hypothetischen Falls 
treffen.  
Die anzunehmende Vorgehensweise der EU in diesem hypothetischen Fall kann also 
nur unter Zuhilfenahme bereits vorangegangener Exempel eingeschätzt werden. Die 
Anerkennung der Republik Kosovo und das Angebot eines raschen EU-Beitritts an 
Island zur EU wurden als Erklärungsmuster diskutiert und als denkbarer Ausweg aus 
dieser krisenhaften Situation erkannt. Nach meiner Erkenntnis gibt es auch aus 
europäischer Sicht keinen Grund auf lange Sicht keine Alternative zu einer 
Anerkennung und einem Beitritt des neuen Staates in die EU.  
Arbeitshypothese H2 konnte nicht verifiziert werden. 
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Anhang 
Alphabetische Liste aller befragten Personen und Gremien 
 
Liste aller persönlich anhand eines offenen, nicht standardisierten 
Fragebogens befragter Personen  (in alphabetischer Reihenfolge) 
 
Aristegi, Maite; Mitglied der NGO Elkarri, Nov. 2004 
 
Arranz, Daniel; Gemeinderat von Ortuella, PSOE, Nov. 2004 
 
Brull, Israel; Gemeinderat von Ortuella, EA, Nov. 2004 
 
BürgerInnen von Sestao, runder Tisch für den Dialog, organisiert durch die NGO 
Elkarri, Nov. 2004 
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Ibarra, Pedro; Professor für Politikwissenschaft an der Universidad del País Vasco, 
Dez. 2004 
 
Fuentes, Jesús, Präsident der NGO Movimiento por la Paz, el Desarme y la Libertad, 
Nov. 2004 
 
Matute, Oskar, Abgeordneter zum baskischen Parlament, EB-IU, Nov. 2004 
 
Olabarría, Emilio; Abgeordneter zum spanischen Kongress, PNV, Nov. 2004 
 
 
Rodrigo, Angel; Gemeinderat in Abadiño, PP, Dez. 2004 
 
Santos, Julián; Professor für Politikwissenschaft an der Universidad de Educación a 
Distancia, Madrid, Nov. 2004 
 
Urutia de los Mozos, Maria Isabel, Abgeordnete zum kantabrischen Parlament, PP, 
Dez. 2004 
 
Liste aller per elektronischer Anfrage befragter und in der Arbeit zitierter 
Personen oder Organe (in alphabetischer Reihenfolge) 
 
Andersen, Per Bødker; Bürgermeister von Kolding, Mitglied des AdR, DK, Sept. 2007 
 
Breuss, Fritz; Professor , Europainstitut der Wirtschaftsuniversität Wien, Jän. 2008 
 
Dutkiewicz Rafał; Stadtpräsident von Breslau, Mitglied des AdR, PL,Sept.2007 
 
Europäische Kommission, Europe Direct, EU, Okt. 2007 
 
General Secretariat of Council of the European Union, Okt. 2007, EU 
 
MacLean, Roddy;  Scottish Europe, External Affairs and Culture Directorate, Europe 
Division, GB, Okt. 2007 
 136 
 
Puntscher-Riekmann, Sonja; Professorin für Politikwissenschaft; Vizerektorin der 
Universität Salzburg, Mai 2008 
 
Zahradil, Jan; Abgeordneter zum Europäischen Parlament, CZ, Sept.2007 
 
Offener, standardisierter Fragebogen an die EU-Gremien 
 
Do you agree with the following statements? Please state your reasons for 
agreement or disagreement.  (Please respond either in English, German, Spanish, 
French or Portuguese. Thank you!) 
 
1. There is no legal basis in International Law which enables an ethnic 
population group to claim the right of self-determination in a democratic state 
under the rule of law. 
 
2. The lack of right of self-determination is a lack of democratic right. 
 
3. Whether a region of a European state is entitled to reach the status of 
independence or not, is exclusively the national issue of the state concerned. 
 
4. The EU should not encourage by no means European regions or ethnic 
groups which are part of EU member states in claiming their right of self-
determination or independence. 
 
5. Outside the EU, European institutions support the independence of European 
regions and the foundation of new European nation states where adequate 
(“earned sovereignty”). 
 
6. Regions can not participate effectively in the European inter-governmental 
driven decision-making process. That is why some ethnic regions claim for 
independence to be able to participate as a member state in the EU system. 
 
7. After a legal referendum was held in favour of the independence of a 
determined region the member state concerned and the EU should respect the 
volition of the population for independence and enable the foundation of a new 
state by opening diplomatic relations. 
 
8. A European state which is founded by secession of an EU member state 
region can accede to the Union after a short period of only formal negotiations. 
 
9. After the secession of a European member state, the new state would have to 
face serious consequences, especially in the financial and economic sector 
and in the field of international politics. 
 
10. Although a European region used the Euro as a currency, after secession a 
new currency will have to be adopted. 
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11. Ethnic regions would not head for independence without the perspective of 
joining the EU, due to the risk of disadvantages in polity and politics and 
possible cuts in economic relations with EU member states and trade partners. 
 
12. From a current point of view, the concept of “Europe of Regions” in an ethnic 
anti-nation state sense is a political utopia and is not an adequate 
organizational system for the European Union. 
 
 
